Höhn/Waldburger: Steuerrecht
§2 Das Steuerrechtsverhältnis und seine Elemente

I. Das Steuerrechtsverhältnis

A. Steuerpflicht als Rechtsverhältnis

Die Pflicht der natürlichen und juristischen Personen, einem Gemeinwesen Steuern zu entrichten, muss in der Rechtsordnung festgelegt sein. Das bedeutet, dass die Steuererhebungskompetenz des Gemeinwesens in der Verfassung begründet sein muss und dass Voraussetzungen und Umfang der Steuerleistungspflicht in formellen Gesetzen geregelt sein müssen, welche ihrerseits verfassungsmässig sind. Die notwendige rechtliche Regelung der Steuerpflicht begründet zwischen den Einzelnen und dem Gemeinwesen ein Steuerrechtsverhältnis.

B. Steuerpflicht als öffentlich-rechtliches Schuldverhältnis

Die Steuerpflicht ist ein Rechtsverhältnis des Verwaltungsrechts, also ein öffentlich-rechtliches Schuldverhältnis, für dessen Inhalt die Steuergesetzgebung und nicht das OR massgebend ist. Das Steuerrechtsverhältnis begründet für den Bürger eine einseitige Leistungspflicht. Allgemeine Grundsätze des Privatrechts gelten jedoch subsidiär (z.B. Verjährung). 

C. Steuerpflicht als Inhalt des Steuerrechtsverhältnisses

Das Steuerrechtsverhältnis regelt Voraussetzungen und Umfang der Steuerpflicht. Dabei ist zwischen den subjektiven und den objektiven Voraussetzungen der Steuerpflicht zu unterscheiden. Einerseits stellt sich die Frage, welche Person (Steuersubjekt) gegenüber welchem Gemeinwesen (Träger von Steuerhoheit) zur Steuerleistung verpflichtet ist (subjektive Steuerpflicht). Andererseits ist zu regeln, welcher Tatbestand (Steuerobjekt) die Pflicht zur Steuerleistung auslöst (objektive Steuerpflicht). Damit eine Steuerleistung im Einzelfall erhoben werden kann, müssen beide Voraussetzungen erfüllt sein. Für all diese Fälle muss die Rechtsordnung bestimmen, in welchem Umfang eine Steuer zu entrichten ist. Dies geschieht in der Weise, dass festgelegt wird, auf welcher Grundlage die Steuer berechnet wird (Steuerberechnungsgrundlage) und inwiefern die Steuerhöhe aus dieser Grundlage abgeleitet wird (Steuermass).
II. Die Elemente des Steuerrechtsverhältnisses

Die Elemente sind die fünf oben genannten: Steuerhoheit, Steuersubjekt, Steuerobjekt, Steuerberechnungsgrundlage, Steuermass.
A. Steuerhoheit

Die Steuerhoheit wird durch die Rechtsordnung (Verfassung, Gesetz) verliehen. Träger der Steuerhoheit sind in der Regel öffentlich-rechtliche Körperschaften, die Gebietshoheit haben. Die Steuerhoheit umfasst drei Kompetenzen: jene zur Gesetzgebung (Gesetzgebungshoheit), jene zur Einziehung der Steuern (Verwaltungshoheit) und jene zur Verwendung der Steuererträge (Ertragshoheit). Diese drei Kompetenzen sind bei einzelnen Steuern z.T. auf mehrere Stufen der öffentlichen Gemeinwesen aufgeteilt.

B. Steuersubjekt

Die subjektive Steuerpflicht setzt voraus, dass die Person mit dem Hoheitsträger in einer steuerrechtlich relevanten Beziehung steht, d.h. seiner Gebietshoheit untersteht. Die bei den einzelnen Steuern relevanten Beziehungen werden durch die Rechtsordnung festgelegt.

C. Steuerobjekt

Die Steuerleistungspflicht knüpft notwendigerweise an bestimmte Tatbestände (Zustände, Vorgänge, Wertzuflüsse) an. 

D. Steuerberechnungsgrundlage

Die Festsetzung einer Steuer in Geldbeträgen setzt voraus, dass eine Grundlage (Messgrösse) bestimmt wird, aufgrund welcher die Steuer als Geldbetrag berechnet werden kann. Dabei handelt es sich meist um in Währungseinheiten ausdrückbare Werte, die sich entweder aus dem Steuerobjekt ergeben (Einkommen, Vermögen) oder mit diesem im Zusammenhang stehen (Entgelt).

E. Steuermass

Das Steuermass bestimmt, wie hoch die Steuer pro Werteinheit der Steuerberechnungsgrundlage ist.

III. Die subjektiven Elemente des Steuerrechtsverhältnisses

Steuerhoheitsträger und Steuersubjekte sind die am Steuerrechtsverhältnis beteiligten Rechtssubjekte. Die Rechte und Pflichten der Steuersubjekte und der Steuerbehörden als Rechtsanwendungsorgane des Hoheitsträgers sind durch die Rechtsordnung geregelt.

IV. Die objektiven Elemente des Steuerrechtsverhältnisses

Bei einem Teil der Steuern sind Steuerobjekt und Steuerberechnungsgrundlage identisch (direkte Steuern). Diese Regelung ist immer dann angezeigt, wenn die Berechnungsgrundlage zur persönlichen Leistungsfähigkeit des Steuersubjektes in Beziehung steht. Bei andern Steuern wird ein von der Berechnungsgrundlage verschiedener Tatbestand (z.B. ein Verkehrsvorgang) als Steuerobjekt bezeichnet (indirekte Steuern). In diesem Fall stellen Steuerobjekt und Berechnungsgrundlage zwei deutlich getrennte Elemente des Steuerrechtsverhältnisses dar. 

V. Die quantitativen Elemente des Steuerrechtsverhältnisses

Die Steuer ist ein Geldbetrag, der sich aus der Multiplikation von Steuerberechnungsgrundlage und Steuermass ergibt (Steuerbelastung).

§3 Das schweizerische Steuersystem

II. Merkmale des schweizerischen Steuersystems

- Es werden mehrere Arten von Steuern erhoben;
- die Steuerhoheit ist auf den Bund, die Kantone und die Gemeinden verteilt;

- Steuersubjekte sind sowohl die natürlichen als auch die juristischen Personen;

- der grösste Teil des Steuerertrags stammt aus den direkten Steuern bzw. den 

  Steuern der Kantone und Gemeinden.

A. Mehrzahl von Steuerarten

Die Steuern können in drei Hauptgruppen eingeteilt werden, von denen zwei wichtig sind, nämlich die Steuern auf Einkommen und Vermögen sowie Gewinn und Kapital (direkte Steuern) einerseits und jene auf Vorgängen des Rechts- und Wirtschaftsverkehrs (Verkehrssteuern) andererseits. Innerhalb der beiden Hauptgruppen sind allgemeine und spezielle Steuern zu unterscheiden, je nachdem, ob ein wirtschaftlicher Tatbestand in seiner Gesamtheit der Besteuerung unterworfen wird oder ob nur einzelne Teile eines solchen besteuert werden. Die allgemeinen direkten Steuern werden auf dem gesamten Einkommen und Vermögen der natürlichen Personen und auf dem gesamten Gewinn und Kapital der juristischen Personen erhoben. Die speziellen Steuern erfassen demgegenüber nur einzelne Teile des Einkommens bzw. Gewinns oder des Vermögens bzw. des Kapitals. Bei den Verkehrssteuern erfasst die Mehrwertsteuer eine grosse Zahl von Konsumgütern und Dienstleistungen und ist als Bestandteil der Konsumentenpreise von allen Konsumenten zu tragen. Demgegenüber sind den speziellen Verkehrssteuern nur einzelne Konsumgüter (z.B. Tabak) unterworfen. Die jeweiligen allgemeinen Steuern sind die wichtigsten Steuern der Schweiz. Sie erfassen nicht nur die betreffenden Tatbestände in ihrer Gesamtheit, sondern belasten die ganze Bevölkerung regelmässig und werfen die höchsten Erträge ab.

B. Bund, Kanton und Gemeinden als Träger der Steuerhoheit

Die Kompetenz, Steuern zu erheben, steht allen drei Ebenen der öffentlichen Gemeinwesen zu. Die einzelnen Kompetenzen sind jedoch nicht überall gleich verteilt. So liegt das Schwergewicht der Gesetzgebungshoheit beim Bund und bei den Kantonen, während die Verwaltungshoheit vornehmlich den Kantonen und Gemeinden zusteht.

C. Natürliche und juristische Personen als Steuersubjekte

Die allgemeinen Steuern vom Einkommen bzw. Gewinn und vom Vermögen bzw. Kapital sind für die beiden Personengruppen verschieden. Die übrigen Steuern werden grundsätzlich in gleicher Weise sowohl von den natürlichen als auch von den juristischen Personen erhoben.

D. Schwergewicht bei den direkten Steuern und bei den Steuern der Kantone und Gemeinden

Die Steuern auf dem Einkommen und Vermögen der natürlichen Personen und auf dem Gewinn und Kapital der juristischen Personen haben ertragsmässig mehr Bedeutung als die Verkehrssteuern sowie die Besitz- und Aufwandsteuern. Den Kantonen und Gemeinden fliessen mehr Steuererträge zu als dem Bund.

III. Die schweizerischen Steuern nach ihren Objekten

A. Einkommen- und Gewinnsteuern

a) Allgemeine Einkommen- bzw. Gewinnsteuer
Die natürlichen Personen entrichten auf ihrem gesamten Einkommen alljährlich die allgemeine Einkommensteuer an Bund, Kanton und Gemeinde. Die juristischen Personen schulden alljährlich die allgemeine Gewinnsteuer auf ihrem gesamten Gewinn an Bund, Kanton und Gemeinde.

b) Spezialsteuern auf Einkünften bzw. Erträgen

1. Quellensteuer auf Einkommen bestimmter Personen

Personen mit schweizerischem Wohnsitz oder Aufenthalt, die keine Niederlassungsbewilligung besitzen, unterliegen für ihr Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit der Besteuerung an der Quelle. Bestimmt Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz werden für ihre in der Schweiz steuerbaren Einkünfte an der Quelle besteuert.

2. Eidg. Verrechnungssteuer

Die eidg. Verrechnungssteuer wird als Quellensteuer auf Wertschriftenerträgen, Lotteriegewinnen und Versicherungsleistungen erhoben und ist eine Objektsteuer. Die Verrechnungssteuer wird Personen mit Wohnsitz im Inland, welche die quellenbesteuerten Einkünfte als Einkommen oder Ertrag deklarieren, zurückerstattet.

3. Spielbankenabgabe

Die Bruttospielerträge von Spielbanken werden einer eidg. Spielbankenabgabe unterworfen. Gegenstand dieser Zwecksteuer ist die Differenz zwischen den Spieleinsätzen und den ausbezahlten Spielgewinnen. Der Ertrag ist für den Bundesbeitrag an die AHV und die IV zweckgebunden. Sofern auch die Kantone eine Spielbankenabgabe erheben, wird die Bundesabgabe entsprechend ermässigt. Diese Abgabe tritt neben die allgemeinen direkten Steuern vom Gewinn und Kapital.

4. Kantonale Grundstückgewinnsteuern
Der bei der Veräusserung von Grundstücken des Privatvermögens natürlicher Personen erzielte Gewinn wird nicht mit der allgemeinen Einkommensteuer erfasst, sondern unterliegt einer kantonalen oder kommunalen Spezialsteuer. 

B. Vermögen- und Kapitalsteuern

In der Schweiz wird nicht nur der Ertrag des Vermögens besteuert, sondern auch die Vermögenssubstanz selbst.
a) Allgemeine Vermögen- bzw. Kapitalsteuer

Die natürlichen Personen entrichten im Kanton und in der Gemeinde zusammen mit der Einkommensteuer die allgemeine Vermögensteuer auf ihrem gesamten Reinvermögen. Der Bund dagegen besteuert das Vermögen der natürlichen Personen nicht. Von den juristischen Personen erheben die Kantone und Gemeinden die allgemeine Kapitalsteuer vom Eigenkapital, insbesondere dem Grundkapital und den offenen Reserven.

b) Spezielle Vermögensteuern auf dem Grundbesitz

In ungefähr der Hälfte der Kantone wird neben der allgemeinen Vermögensteuer auf Liegenschaften eine spezielle Vermögensteuer (Liegenschaft- oder Grundsteuer) erhoben, bei welcher die Schulden nicht abziehbar sind. In ungefähr der Hälfte der Kantone werden Steuern auf Grundstücken erhoben als Ersatz für die ordentlichen Steuern, wenn letztere tiefer ist als jene.

C. Verkehrsteuern

a) Allgemeines

1. Verschiedenheit von Steuerobjekt und Steuerberechnungsgrundlage

Werden Vorgänge des Rechts- oder Wirtschaftslebens besteuert, dann braucht es in der Regel eine damit zusammenhängende, in Geldwert ausgedrückte Beziehungsgrösse, von welchem die Steuer berechnet werden kann. Diese ist in der Regel der Wert des Wirtschaftsgutes oder der Dienstleistung oder das Entgelt für jene (z.B. Steuerobjekt der MWSt: Lieferung von Gegenständen, Steuerberechnungsgrundlage der MWSt: Entgelt).

2. Arten von Verkehrsteuern

Die Verkehrsteuern werden üblicherweise in Rechtsverkehrsteuern und Wirtschaftsverkehrsteuern unterteilt. Diese Bezeichnungen sind nicht wörtlich zu nehmen; die Begriffe sind an sich keine Gegensätze, weil der gesamte Austausch von Gütern und Dienstleistungen auf Rechtsgeschäften beruht. Entscheidend ist, welcher Vorgang zum Gegenstand der Besteuerung gemacht wird. Bei den Rechtsverkehrsteuern ist dies die Begründung von Rechten und Pflichten durch Rechtsgeschäfte oder von Gesetzes wegen. Demgegenüber haben die Wirtschaftsverkehrsteuern die Erfüllung von rechtsgeschäftlichen Pflichten sowie Handlungen, die nicht auf zivilrechtlichen Rechtsbeziehungen beruhen (z.B. Import), zum Gegenstand.

b) Rechtsverkehrsteuern

Die schweizerischen Rechtsverkehrsteuern werden erhoben auf der Ausgabe und Übertragung von Urkunden (Stempelabgaben), auf der Übertragung von Liegenschaften (Handänderungsteuer), auf dem Übergang von Vermögen kraft Gesetz oder Verfügung von Todes wegen (Erbschaftsteuer) sowie auf Schenkungen (Schenkungsteuer).

1. Eidg. Stempelabgaben

Der Bund erhebt unter der Bezeichnung Stempelabgaben der verschiedenartige Steuern: auf Wertpapieren, auf Quittungen von Versicherungsprämien und anderen Urkunden des Handelsverkehrs (BV 132 I). Die eidg. Emissionsabgabe wird auf der Ausgabe von inländischen Wertpapieren, d.h. auf der Begründung von Rechten an solchen, erhoben. Gegenstand der eidg. Umsatzabgabe ist die entgeltliche Übertragung vom Eigentum an in- und ausländischen Wertpapieren unter Mitwirkung eines inländischen Effektenhändlers. 

2. Kantonale Erbschaft- und Schenkungsteuern

3. Kantonale (bzw. kommunale) Handänderungsteuern

4. Kantonale Stempelsteuern

Einige Kantone erheben Stempelsteuern auf Urkunden.

c) Wirtschaftsverkehrsteuern

Die Wirtschaftsverkehrsteuern haben einerseits die Erfüllung con Leistungspflichten durch Lieferung von Gegenständen und Erbringung von Dienstleistungen, andererseits Handlungen wie Einfuhr von Gegenständen, Herstellung oder Verwendung von Produkten zum Gegenstand. Die Mehrwertsteuer und die Mineralölsteuer sind nach den Einkommen. Und Vermögensteuern die wichtigsten Steuereinnahmequellen in der Schweiz. Die Wirtschaftverkehrsteuern sind in den meisten Fällen von den die Leistung erbringenden Unternehmen als Steuersubjekt zu entrichten. Sie sollen jedoch von diesen auf die Verbraucher überwälzt werden und damit diese belasten.

1. Mehrwertsteuer

Die Mehrwertsteuer wird vom Bund auf dem Umsatz im Inland sowie auf der Einfuhr von beweglichen Gegenständen erhoben (BV 130 I, BV 196 Ziff. 14 I a). Die Mehrwertsteuer erfasst grundsätzlich alle Gegenstände und Dienstleistungen, vorbehältlich der ausdrücklichen Ausnahmen.

2. Zölle

Die Zölle werden auf der Ein- und Ausfuhr von Gegenständen erhoben (BV 133).

3. Besondere Wirtschaftsverkehr- bzw. Verbrauchsteuern des Bundes

Besondere Wirtschaftverkehrsteuern sind Steuern auf dem wirtschaftlichen Verkehr ausgewählter Güter: Branntweinsteuer (BV 131 I b), Tabaksteuer (BV 131 I a), Mineralölsteuer (BV 131 I e), Biersteuer (BV 131 I c) und Automobilsteuer (BV 131 I d).

D. Verschiedene Steuerarten

a) Allgemeines
b) Besitzsteuern

Gegenstand dieser Steuern ist der Besitz von bestimmten Objekten, bspw. Motorfahrzeugsteuer, Hundesteuer, Wasserfahrzeugsteuer, Wasserkraftwerksteuer.

c) Aufwandsteuern

Gegenstand der Aufwandsteuern ist die Tätigung eines bestimmten Lebensaufwandes, der sich in einer Geldausgabe oder im Gebrauch einer Sache äussert, wie bspw. Nationalstrassensteuer (BV 86 II), leistungs- oder verbrauchsabhängige Schwerverkehrsabgabe (BV 85).

d) Übrige Steuern (Mischformen)

Bsp.: Veranstaltungsteuer, Beherbergungsabgabe und Kurtaxe, Lotteriesteuer.

Dies sind hybride Formen zwischen Aufwandsteuer und Wirtschaftsverkehrsteuer.

e) Personensteuern

Objekt der Personensteuer (Kopfsteuer) sind die natürlichen Personen als solche oder bestimmte persönliche Eigenschaften bzw. Merkmale eines Individuums (z.B. Haushalt).

§4 Die Rechtsquellen der Besteuerung
I. Der Grundsatz der Rechtmässigkeit der Besteuerung
A. Begriff der Rechtmässigkeit

Die Steuererhebung muss in materieller und formeller Hinsicht rechtmässig sein. Das bedeutet, dass sowohl der Inhalt von Steuerveranlagungen (materiell) als auch die Form und das Verfahren, in dem sie zustande gekommen sind (formell), durch generell-abstrakte Normen gedeckt sein müssen. Dabei müssen zwei Bedingungen erfüllt sein: Erfordernis der Rechtsgrundlage und Erfordernis der Schrankenkonformität.

B. Erfordernis der Rechtsgrundlage

a) Rechtssatzmässigkeit

Eine Steuerveranlagung ist nur dann rechtssatzmässig, wenn sie in allen Teilen durch ein Gesetz im formellen Sinn gedeckt ist (BV 127 I).

b) Übereinstimmung mit dem übergeordneten Recht

Rechtssätze unterer Stufen, die Steuerpflichten regeln, müssen im Steuerrecht durch ein formelles Gesetz gedeckt sein (Vorbehalt des formellen Gesetzes). Das formelle Gesetz muss von jenem Gemeinwesen erlassen worden sein, welches nach der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung zum Erlass dieser Rechtssätze kompetent ist (Kompetenzmässigkeit).

C. Erfordernis der Schrankenkonformität

Das Erfordernis der Schrankenkonformität bedeutet, dass die Steuerveranlagung und die Rechtssätze, auf die sich diese stützt, nicht gegen Schranken verstossen dürfen, die sich aus dem Verfassungs- oder Völkerrecht ergeben.

II. Quellen und Wesen des Steuerrechts

A. Überblick über die Rechtsquellen

a) Rechtsgrundlagen der Besteuerung

In hierarchischer Sicht ergibt sich folgende Rangordnung:
1. Die Kompetenznormen der BV regeln die Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse auf den Bund und die Kantone (inkl. Gemeinden).

2. Der Hauptinhalt des Steuerrechts, d.h. die Verhaltensnormen und die Verfahrensordnung, ist überwiegend in formellen Gesetzen enthalten, vereinzelt in gesetzesvertretenden Verordnungen und autonomen Satzungen.

3. Gestützt auf Gesetzesdelegationen werden Einzelheiten der Verhaltens- und Verfahrenspflichten verbreitet in eidgenössischen und kantonalen Vollziehungsverordnungen und teilweise in Gemeindeerlassen geregelt.

4. Da die Regelungen in den formellen und materiellen Gesetzen in erheblichem Masse auslegungsbedürftig sind, stellen die Rechtsprechung und die Verwaltungspraxis wichtige Quellen für die steuerrechtliche Beurteilung von Sachverhalten dar.

b) Schranken der Besteuerung

Schranken der Besteuerung auf allen drei Ebenen ergeben sich in erster Linie aus den verfassungsmässigen Rechten der Bundesverfassung, aus den Staatsverträgen und aus den Grundsätzen der Besteuerung (BV 127 II). Die kantonale und kommunale Steuergesetzgebung wird überdies durch Bundeskompetenzen, durch das Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung (BV 127 III) und die darauf gestützte Bundesgerichtspraxis, durch Konkordate und durch kantonale Verfassungsnormen beschränkt.

B. Steuerrecht im technischen Sinn

a) Begriff

Das Steuerrecht im technischen Sinn umfasst jene Rechtsnormen, welche sich spezifisch und ausschliesslich auf die Steuern beziehen.

b) Wesen des Steuerrechts (im technischen Sinn)

Der Zweck des Steuerrechts ist nicht identisch mit dem Zweck der Steuern. Die Steuern haben vornehmlich den Zweck, dem Staat Einnehmen zu verschaffen; teilweise sollen sie auch das Verhalten der Bürger lenken. Der Zweck der rechtlichen Regelung liegt darin, die Steuerpflichten der Einzelnen gegenüber dem Gemeinwesen und den eingriffslosen Freiraum der Einzelnen voneinander abzugrenzen. Es dient somit sowohl der Einnahmenbeschaffung als auch dem Schutz der Einzelnen.
III. Rechtsgrundlagen und Schranken der Bundessteuern
A. Rechtsgrundlagen der Bundessteuern

a) Kompetenznormen

1. Allgemeines

Der Bund benötigt für die Erhebung von Steuern eine in der Bundesverfassung verankerte Kompetenz. Für die meisten Bundessteuern (jedoch mit der wichtigen Ausnahme der direkten Bundessteuer) bestimmt die Verfassung, dass das, was die Bundesgesetzgebung als Gegenstand der Besteuerung oder als steuerfrei erklärt, der kantonalen und kommunalen Besteuerung entzogen ist (BV 134).

2. Fiskalsteuern

Der Bund macht zurzeit von sämtlichen, ihm eingeräumten unbefristeten Steuerkompetenzen Gebrauch. Es sind dies:
· Gestützt auf BV 132: Stempelabgaben und Verrechnungssteuer

· Gestützt auf BV 131: Tabaksteuer, Branntweinsteuer, Biersteuer, Automobilsteuer und Mineralölsteuer

· Übrige: Schwerverkehrsabgabe, Spielbankenabgabe (BV 106 III), Nationalstrassenabgabe und Ein- und Ausfuhrzölle

Die nachfolgenden Steuererhebungskompetenzen des Bundes sind befristet:

· Mehrwertsteuer (bis Ende 2006; BV 130, 196 Ziff. 14)

· Direkte Bundessteuer (bis Ende 2006; BV 128, 196 Ziff. 13)

Die Steuerharmonisierungskompetenz (BV 129) verpflichtet den Bund, auch die direkte Bundessteuer in die Harmonisierung der direkten Steuern einzubeziehen, was u.a. bedeutet, dass die Rücksichtnahme auf die Harmonisierungsbestrebungen der Kantone indirekt auch die Gesetzgebung über die direkte Bundessteuer beeinflusst.

3. Lenkungssteuern

Bezüglich der Lenkungssteuern wird z.T. die Meinung vertreten, die Bundeskompetenz ergebe sich aus der betreffenden Sachkompetenz (z.B. Umweltschutz). Nach der hier vertretenen Auffassung können Lenkungsabgaben nur dann ohne ausdrückliche Erwähnung direkt auf die betreffende Sachkompetenz gestützt werden, wenn sie nötig oder gar unerlässlich sind, um den mit der Sachkompetenz beabsichtigten Zweck zu erreichen. In allen anderen Fällen kommt es darauf an, ob mit der Lenkungsabgabe in die Steuerhoheit der Kantone eingegriffen wird oder nicht. Nicht unerlässliche Lenkungsabgaben, welche dem Bund Einnahmen verschaffen, bedürfen einer ausdrücklichen Grundlage in der Verfassung. Wenn dagegen der Ertrag den Kantonen überlassen wird, dann stellt die Sachkompetenz eine genügende Rechtsgrundlage für eine sachgerechte Lenkungsabgabe dar.

b) Gesetzgebung

Seit dem 1. Januar 2001 sind alle Bundessteuern in formellen Gesetzen (Bundesgesetzen) geregelt. Die Gesetzgebung des Bundes ist zusammen mit allen übrigen Erlassen grösstenteils im Rechtsbuch der Schweizerischen Bundessteuern enthalten (Pestalozzi, Gmür & Patry). 
c) Übrige Rechtsgrundlagen

Ebenfalls im Rechtsbuch der Schweizerischen Bundessteuern enthalten.

B. Schranken der Bundessteuern

a) Verfassungsmässige Rechte
Die verfassungsmässigen Rechte des Bundesrechts gelten auch gegenüber dem Bund (BV 35 I, II), sind jedoch gegen diesen nicht gerichtlich durchsetzbar (BV 191).
b) Staatsverträge des Bundes

Die Staatsverträge des Bundes mit andern Staaten (BV 166, 141 I d) bilden eine wichtige Schranke der Rechtsanwendung im Bundessteuerrecht. Sie gehen den ihnen widersprechenden Bundesgesetzen vor. Die Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) des Bundes schaffen Zuteilungsrecht, aber keine Rechtsgrundlage für die Besteuerung selbst.
c) Grundsätze der Besteuerung (BV 127 II)

BV 127 II hält die Grundsätze der Allgemeinheit und der Gleichmässigkeit der Besteuerung sowie der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit fest. Allerdings werden diese Grundsätze eingeschränkt, indem sie nur insoweit gelten, als es die Art der Steuer zulässt. 

IV. Rechtsgrundlagen und Schranken der kantonalen und kommunalen Steuern

A. Rechtsgrundlagen der kantonalen und kommunalen Steuern

a) Kompetenznormen

1. Kantonale und kommunale Kompetenzen

Die Kantone können gemäss BV 3 jede nicht durch die BV dem Bund vorbehaltene Steuer (BV 134) erheben. Sie benötigen dazu i.d.R. keine ausdrückliche Grundlage in der Kantonsverfassung. Vielfach bestehen kantonale Verfassungsbestimmungen, welche finanz- und sozialpolitische Richtlinien aufstellen. Diese verfassungsmässigen Grundsätze sind verbindliche Anweisungen an den Gesetzgeber. Der Umfang der Rechtsetzungsbefugnisse der Gemeinden wird durch die kantonale Verfassung und Gesetzgebung bestimmt. Eine autonome, direkt auf der KV beruhende Rechtsetzungsbefugnis der Gemeinden kommt im Steuerrecht selten vor.

2. Bundeskompetenzen im Bereich der kantonalen und kommunalen Steuern

Der Bund verfügt über Gesetzgebungskompetenzen, die sich auf die kantonalen und kommunalen Steuern beziehen. Die wichtigste davon ist die Steuerharmonisierungskompetenz (BV 129). Der Bund hat denn auch das Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Gemeinden vom 14. Dezember 1990 (Steuerharmonisierungsgesetz, StHG) erlassen, das am 1. Januar 1993 in Kraft getreten ist.
b) Kantonale Gesetzgebung

Das kantonale Steuerrecht ist durchwegs in formellen Gesetzen (Steuergesetzen) eingehend geregelt. Diese enthalten meist auch die Bestimmungen über die Gemeindesteuern.
c) Übrige Rechtsgrundlagen

Neben den formellen Gesetzen gibt es eine Vielzahl von Verordnungen, die leider meist nicht in Sammelwerken ausgegeben werden.

B. Schranken im Bereich der kantonalen und kommunalen Besteuerung

a) Aufgrund von Bundeskompetenzen

1. Ausschluss kantonaler und kommunaler Besteuerung

Eine Schranke ergibt sich aus BV 134.
2. Steuerharmonisierung

Im Bereich der direkten Steuern stellen BV 129 und das StHG eine Schranke für die kantonale Gesetzgebung dar.

3. Vorrang des übrigen Bundesrechts

Die kantonalen Gesetzgebungskompetenzen werden sodann durch das übrige Bundesgesetzesrecht beschränkt. Nach BV 49 I geht Bundesrecht kantonalem Recht vor (derogatorische Kraft des Bundesrechts). Die kantonalen Steuergesetze dürfen dem Bundesrecht nicht widersprechen.

4. Grundsätze der Besteuerung (BV 127 II)

Nach der hier vertretenen Auffassung bilden die Grundsätze der Besteuerung eine Schranke der kantonalen und kommunalen Gesetzgebung.

b) Staatsverträge

1. Staatsverträge des Bundes

Die Staatsverträge des Bundes stellen auch Schranken der kantonalen und kommunalen Steuern dar (BV 5 IV).

2. Staatsverträge der Kantone

Gemäss BV 56 dürfen auch die Kantone in bestimmtem Umfang mit ausländischen Staaten Verträge abschliessen. Im Bereich des Steuerrechts handelt es sich vorwiegend um Gegenrechtsvereinbarungen über gegenseitige Steuerbefreiung in Fällen, in denen keine gesamtschweizerische Festlegung nötig ist (Konsulatspersonal).

c) Interkantonale Vereinbarungen (Konkordate)

Die kantonale Besteuerungsbefugnis wird schliesslich auch durch interkantonale Vereinbarungen beschränkt. Die Kantone dürfen gemäss BV 48 unter sich Verträge abschliessen.

d) Verfassungsmässige Rechte

1. Allgemeines

Die verfassungsmässigen Rechte des Bundesrechts und des kantonalen Rechts bilden sowohl gegenüber Gesetzgebung als auch gegenüber der Rechtsanwendung der Kantone eine wichtige Schranke. Sie sind mit der staatsrechtlichen Beschwerde durchsetzbar.

2. Doppelbesteuerungsverbot

Gemäss BV 127 III wird der Bund die erforderlichen Bestimmungen gegen Doppelbesteuerung treffen. Da er dies bis heute nicht mit einem BG getan hat, erklärt das Bundesgericht das Verbot zum unmittelbar anwendbaren verfassungsmässigen Recht. 

V. Die verfassungsmässigen Schranken der Besteuerung

A. Allgemeines

a) Überblick

Einige der in den Verfassungen von Bund und Kantonen verankerten Grundrechte bilden eine wichtige Schranke des Steuerrechts von Bund, Kantonen und Gemeinden. Die neue BV enthält Grundsätze für die Ausgestaltung der Steuern (BV 127 II). Auch einige Kantonsverfassungen enthalten entsprechende Bestimmungen.
b) Anwendungsbereich

1. Gesetzgebung und Rechtsanwendung

Die verfassungsmässigen Rechte setzen sowohl dem Gesetzgeber als auch den Rechtsanwendungsbehörden Schranken, d.h. dass sowohl die generell-abstrakten Regeln über die Steuerpflicht als ach die Beurteilung individuell-konkreter Sachverhalte verfassungskonform sein müssen.

2. Adressaten

Adressaten der verfassungsmässigen Schranken der Besteuerung sind Bund, Kantone und Gemeinden. 

3. Durchsetzung

Die verfassungsmässigen Rechte können gegenüber der Anwendung des Bundessteuerrechts justizmässig nur durchgesetzt werden, indem im Rahmen einer Verwaltungsgerichtsbeschwerde ihre Verletzung gerügt wird. Im Vordergrund steht dabei das Gebot der rechtsgleichen und nichtwillkürlichen Gesetzesanwendung. Wie bereits erwähnt, ist das Bundesgericht gemäss BV 191 an die Bundesgesetzgebung gebunden.

Die verfassungsmässigen Rechte sind gegenüber den Kantonen und Gemeinden mit der staatsrechtlichen Beschwerde durchsetzbar, und zwar sowohl hinsichtlich der Gesetzgebung als auch der Rechtsprechung.

4. Einzelne Steuern und Steuersysteme

Mit den verfassungsmässigen Rechten müssen nicht nur die einzelnen Steuerarten und die diese regelnden Normen vereinbar sein, sondern auch das Steuersystem als Ganzes.

B. Rechtsgleichheit (BV 8), Willkürverbot (BV 9) und Grundsätze der Ausgestaltung der Steuern (BV 127 II) als Schranken der Gesetzgebung

a) Allgemeines

Vorerst ist das Verhältnis zwischen BV 127 II und BV 8f. zu klären. BV 127 II bezieht sich durch das Wort dabei auf die in BV 127 I genannte Ausgestaltung der Steuern. Die in BV 127 II genannten Schranken sind bei der Ausgestaltung der Steuer zu beachten, soweit es die Art der Steuer zulässt. Das bedeutet, dass BV 127 II insoweit nicht angerufen werden kann, als eine bestimmte Steuerart es nach ihrem Wesen gar nicht zulässt, dass sie nach diesen Grundsätzen ausgestaltet wird. Neben BV 127 II kommt BV 8f. für die Gestaltung des Steuerrechts weiterhin eine wichtige Bedeutung zu. Diese Grundrechte schützen in erster Linie vor Steuern, welche nach ihrer Art als solche rechtsungleich oder willkürlich sind; dabei werden u.a. die gleichen Gesichtspunkte ins Gewicht fallen, welche auch in BV 127 II genannt sind. Sodann schützt BV 9 vor solchen Ausgestaltungen von Steuern, die sich nicht auf ernsthafte Gründe stützen lassen oder sinn- und zwecklos sind, ohne dass BV 127 II verletzt wird.
b) Grundsätze der Besteuerung (BV 127 II)

BV 127 II hält die Grundsätze der Allgemeinheit und der Gleichmässigkeit der Besteuerung sowie der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit fest. Diese sind aber nur insoweit zu beachten, als es die Art der Steuer zulässt.
1. Allgemeinheit der Besteuerung

Nach der Rechtsprechung verlangt der Grundsatz der Allgemeinheit die steuerliche Erfassung aller Personen und Personengruppen nach derselben gesetzlichen Ordnung. Er verbietet unbegründete Ausnahmen einzelner Personen oder Personengruppen von der Besteuerung. Es geht also um die Gleichbehandlung beim subjektiven Element; der Grundsatz ist justiziabel.

2. Gleichmässigkeit der Besteuerung

Nach dem Grundsatz der Gleichmässigkeit der Besteuerung müssen Personen, die sich in gleichen Verhältnissen befinden, in derselben Weise mit Steuern belastet werden und müssen wesentliche Ungleichheiten in den tatsächlichen Verhältnissen zu entsprechend unterschiedlicher Belastung führen. Dies betrifft also die objektiven und quantitativen Elemente.

3. Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit

Dieser Grundsatz verlangt, dass jeder Bürger im Verhältnis der ihm zur Verfügung stehenden Mittel und der seine Leistungsfähigkeit beeinflussenden persönlichen Verhältnisse zur Deckung des staatlichen Finanzbedarfs beitragen soll. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit wird somit einerseits an den finanziellen Mitteln gemessen, andererseits an den persönlichen Verhältnissen, die deren Verwendung beeinflussen (z.B. Kinder). Ungleiche Tatbestände werden ungleich stark besteuert. Das bedeutet, dass die Steuerlasten i.d.R. proportional zur wirtschaftlichen Bedeutung von Steuerobjekt und Steuerberechnungsgrundlage abgestuft sein müssen, indem das Steuermass sich auf die Grösse der Berechnungsgrundlage bezieht (progressiver Steuertarif). 

c) Rechtsgleichheit (BV 8) und Willkürverbot (BV 9)

Das Willkürverbot ist verletzt, wenn Steuerrechtsnormen oder –erlasse sich nicht auf ernsthafte sachliche Gründe stützen lassen oder sinn- und zwecklos sind. Gleichheitsgebot und Willkürverbot sind besonders bei der Ausgestaltung des Steuersystems massgeblich. Insgesamt folgt aus Gleichheitsgebot und Willkürverbot, dass das Steuersystem und damit die Gesamtsteuerbelastung der einzelnen Bürger durch Steuern geprägt sein müssen, deren Objekt und Berechnungsgrundlage Ausdruck von wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit sind.

C. BV 8, 9 und 29 als Schranken der Rechtsanwendung

a) Allgemeines

BV 8 verbietet die rechtsungleiche und BV 9 die willkürliche Rechtsanwendung. Willkürlich ist eine Rechtsanwendung, die offensichtlich unhaltbar ist, mit der tatsächlichen Situation in klarem und offensichtlichem Widerspruch steht, eine Norm oder einen unumstrittenen Rechtsgrundsatz krass verletzt oder in stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft. BV 29 enthält die allgemeinen Verfahrensgarantien, die auch im Steuerrecht Gültigkeit haben.

b) Rechtsungleiche Rechtsanwendung

Die Rechtsanwendung verletzt das Gleichheitsgebot, wenn zwei gleiche Tatbestände ohne sachliche Gründe unterschiedlich behandelt werden.

c) Willkürliche Rechtsanwendung

1. Verletzung des Legalitätsprinzips

Die Verletzung des Legalitätsprinzips gemäss BV 5 I stellt den wichtigsten Fall der willkürlichen Rechtsanwendung dar. Innerhalb dieser Gruppe betreffen die meisten Fälle das Problem der qualifiziert unrichtigen Auslegung. Eine solche liegt nur vor, wenn erstens die anwendbare Norm klar und zweitens die Fehlerhaftigkeit offensichtlich schwer ist. Übrige Verstösse gegen das Legalitätsprinzip: Die Besteuerung ist in keiner Norm vorgesehen, eine bestehende Norm wird nicht angewendet, die wichtigsten Elemente der Steuer sind nicht in einem formellen Gesetz geregelt, eine Verordnung steht im Widerspruch zum entsprechenden Gesetz oder eine blosse Praxisänderung, wenn nach dem Gewicht des Problems eine gesetzliche Regelung nötig wäre.

2. Übrige Fälle willkürlicher Rechtsanwendung

Als unumstrittene Rechtsgrundsätze kommen neben dem vorstehend behandelten Legalitätsprinzip namentlich das Verhältnismässigkeitsprinzip und Verfahrensgrundsätze wie z.B. Treu und Glauben. Eine willkürliche Tatsachenwidrigkeit liegt vor, wenn der Rechtsanwendung ein Sachverhalt zugrunde gelegt wird, welcher der tatsächlichen Situation klar und offensichtlich widerspricht. Willkürlich ist sodann ein Ergebnis (Dispositiv) der Rechtsanwendung, das in stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft. Der Willkürgrund der offensichtlichen Unhaltbarkeit einer Entscheidung stellt einen Auffangtatbestand dar für alle Verstösse gegen BV 9, die sich nicht in eine der übrigen Kategorien einordnen lassen (z.B. logische Fehler).

D. Eigentumsgarantie (BV 26)

Auch das Bundesgericht anerkennt nun die Eigentumsgarantie als Schranke gegen konfiskatorische Besteuerung. Danach ist der Steuergesetzgeber verpflichtet, die bestehenden Vermögen in ihrer Substanz zu wahren und die Möglichkeit der Neubildung von Vermögen zu bewahren. 
E. Wirtschaftsfreiheit (BV 27) und Grundsätze der Wirtschaftsordnung (BV 94)

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts bietet die Wirtschaftsfreiheit nur Schutz gegen besondere Gewerbesteuern. Diese müssen durch allgemeine Interessen gerechtfertigt sein und dürfen nicht prohibitiv wirken, d.h. sie dürfen einen angemessenen Gewinn nicht verunmöglichen.

BV 94 III weist Bund und Kantone an, im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für günstige Rahmenbedingungen für die private Wirtschaft zu sorgen. Bund und Kantone sollen dafür sorgen, dass das Preis-Leistungs-Verhältnis für die Unternehmen optimal ausgestaltet ist. In einer Zeit der Internationalisierung gehört zur Sorge für günstige Rahmenbedingungen auch, dass in Rechtsetzung und Rechtsanwendung der steuerlichen Standortqualität im internationalen Umfeld die gebührende Beachtung geschenkt wird.

F. Wirtschaftspolitik und Besteuerung

Der Bund kann zur Stabilisierung der Konjunktur vorübergehend einerseits auf bundesrechtlichen Abgaben Zuschläge erheben, andererseits auch Rabatte gewähren. Werden Zuschläge erhoben, sind die abgeschöpften Mittel stillzulegen. Nach der Freigabe werden direkte Abgaben individuell zurückerstattet, indirekte zur Gewährung von Rabatten oder zur Arbeitsbeschaffung verwendet (BV 100 V). Im Weiteren kann der Bund Unternehmen zur Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven verpflichten und muss dafür Steuererleichterungen gewähren. 
G. Glaubens- und Gewissensfreiheit (BV 15 I)

a) Allgemeines
Nur natürliche Personen können sich auf diese Verfassungsgarantie berufen. Die Verfassungsvorschrift gilt in erster Linie für die von den mit Steuerhoheit ausgestatteten Kirchgemeinden und Landeskirchen erhobenen Kultussteuern (Kirchensteuern). Darüber hinaus bezieht sie sich auch auf solche allgemeine Gemeindesteuern politischer Gemeinden, die zur Finanzierung von Kultushandlungen herangezogen werden. Demgegenüber fallen allgemeine Steuern der Kantone, welche u.a. auch zur Finanzierung von kirchlichen Aufwendungen verwendet werden, nicht in den Anwendungsbereich von BV 15 I. Die Kirchensteuern entfallen nur auf jene Personen, die der betreffenden Religionsgemeinschaft, welcher die Erträge zugute kommen, durch Geburt oder Eintritt angehörten.
b) Kirchensteuern juristischer Personen

Diese Frage ist nach wie vor stark umstritten

H. Recht auf Existenzsicherung (BV 12)?

Das Bundesgericht lehnt es ab, aus diesem Grundrecht ein Recht auf ein steuerfreies Existenzminimum abzuleiten. Steuerpflichtige in einer Notlage werden auf den Steuererlass bzw. auf das betreibungsrechtliche Existenzminimum verwiesen.
I. Das Problem der verfassungskonformen Gestaltung des Steuersystems

Die verfassungsmässigen Rechte sind nur dann gewährleistet, wenn das Steuersystem als Ganzes die durch sie gesetzten Schranken einhält.
a) Erhaltung von Privateigentum und privater Wirtschaftstätigkeit

Eigentumsgarantie (BV 26) und Wirtschaftsfreiheit (BV 27) verbieten eine Gesamtsteuerbelastung, welche zur Folge hat, dass das private Eigentum nach und nach konfisziert und eine privatwirtschaftliche Tätigkeit mit der Zeit verhindert wird.

b) Allgemeinheit der Steuerlast

An der gesamten von Bund, Kantonen und Gemeinden auferlegten Steuerlast müssen grundsätzlich alle Personen mittragen, welche der schweizerischen Gebietshoheit unterstehen (BV 127 II).

c) Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit

Die gesamte, von einer Person zu tragende Steuerlast muss ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit entsprechen und darf nicht über das hinausgehen, was sie zu leisten imstande ist (BV 127 II). Diese Anforderung ist strenger als die vorausgehenden; sie gibt präzisere Hinweise für die Gestaltung des Steuersystems. Bei ihrer Anwendung sind Steuerberechnungsgrundlage und Steuerträger massgebend. Das Hauptgewicht der Steuerlast muss durch solche Steuern aufgebracht werden, deren Berechnungsgrundlage eine Messgrösse wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit ist. 
d) Finanzwissenschaftliche Anforderungen an ein rationales Steuersystem

Die Finanzwissenschaft stellt neben den oben genannten Postulaten, die rechtlicher Natur sind, auch aus ökonomischer Sicht Forderungen an das Steuersystem. Dazu gehören namentlich: Praktikabilität, aufwandgünstige Erhebung der Steuern, konjunkturpolitische und wachstumspolitische Wirksamkeit der Besteuerung, möglichst geringe Beeinträchtigung wirtschaftlicher Entscheidungen auf sonst effizienten Märkten.

VI. Das Legalitätsprinzip im Steuerrecht

Das in BV 5 I festgeschriebene Legalitätsprinzip ist in BV 127 I für das Steuerrecht konkretisiert worden. Das Legalitätsprinzip besagt, dass die Steuerpflichten in einem formellen Gesetz geregelt sein müssen.
A. Erfordernis des formellen Gesetzes

a) Vorbehalt des formellen Gesetzes

Der Vorbehalt des formellen Gesetzes bedeutet, dass Steuerpflichten nicht durch irgendwelche Rechtssätze, sondern nur durch formelle Gesetze begründet und umschrieben werden dürfen (BV 127 I, 164 I d).

1. Einführung neuerer Steuern

Neue Steuern dürfen nur durch Gesetze im formellen Sinn und nicht etwa durch Verordnungen eingeführt werden.
2. Wesentliche Elemente im formellen Gesetz

Es genügt nicht, dass das formelle Gesetz zwar eine Steuer anordnet, deren Ausgestaltung jedoch der Exekutive überlässt (Blankettdelegation). Vielmehr müssen die Elemente, welche für die Bestimmung der Steuerpflicht im Einzelfall wesentlich sind, mit hinreichender Bestimmtheit ebenfalls im formellen Gesetz geregelt sein (BV 127 I). M.a.W. muss das formelle Gesetz die primären Rechtssätze über die angeordnete Steuer enthalten, welche das Wesen, den Grund, den Umfang und die Adressaten der Steuerpflicht hinreichend bestimmen. 

Die individuell-konkrete Anordnung einer Steuerleistung oder Steuerbefreiung muss sich in allen Teilen auf ein formelles Gesetz stützen. 

Die rückwirkende Inkraftsetzung von Steuerrechtsnormen ist mit dem Legalitätsprinzip nicht vereinbar. Das Bundesgericht beurteilt sie jedoch differenziert. 

Die zulässige Delegation an den Verordnungsgeber beschränkt sich grundsätzlich auf sekundäre Rechtssätze.

b) Vorrang des formellen Gesetzes

Dem formellen Gesetz kommt gegenüber den Erlassen anderer Staatsorgane wie Parlament, Exekutive, Departement, usw. der Vorrang zu.

c) Rechtswirklichkeit

1. Formelle Gesetze als Regel

Die schweizerischen Steuern sind im Allgemeinen in formellen Gesetzen geregelt, welche eine mittelstarke Regelungsdichte aufweisen.

2. Ausnahmen

Auf die Verfassung gestützte gesetzesvertretende Verordnungen sind nur in Ausnahmefällen die Rechtsgrundlage von Steuern (z.B. Biersteuer).

Die Bundesgerichtspraxis gegen interkantonale Doppelbesteuerung hat dies als verfassungsmässiges Recht erklärt.

B. Bedeutung der Verordnung im Steuerrecht

a) Allgemeines

Als Verordnung gilt jeder staatliche Erlass, der generell-abstrakte Normen enthält und nicht im Gesetzgebungsverfahren erlassen worden ist, d.h. nicht dem Referendum unterstanden hat.
b) Selbständige Verordnungen

Gesetzesvertretende Normen (Erlasse mit primären Rechtsnormen) können nur dann auf die Verfassung gestützt werden, d.h. selbständig sein, wenn die Verfassung eine solche Kompetenz eindeutig, d.h. i.d.R. ausdrücklich anordnet. Das ist nur ausnahmsweise der Fall (z.B. BV 196 Ziff. 15).

c) Unselbständige Verordnungen

1. Vollziehungsverordnungen bzw. –bestimmungen

Wie erwähnt, wird die Exekutive in den Steuergesetzen regelmässig ermächtigt, Ausführungsbestimmungen zu erlassen. In derartigen Ausführungserlassen bzw. Vollziehungsverordnungen dürfen nur ergänzende, d.h. sekundäre Rechtssätze enthalten sein. Die Vollziehungsverordnungen sind hinsichtlich der Adressaten entweder Rechtsverordnungen oder Verwaltungsverordnungen. 

2. Unselbständige gesetzesvertretende Verordnungen bzw. Bestimmungen

Die Delegation des Erlasses primärer Rechtssätze an den Verordnungsgeber steht im Widerspruch zum Erfordernis des formellen Gesetzes. Dennoch kommt es in der Praxis vor. In diesem Fall muss der Verordnungsgeber sich bei der Rechtsetzung an den vom Gesetz vorgegebenen Rahmen halten.

§13 Steuerhoheit und subjektive Steuerpflicht

I. Steuerhoheit

Die Steuerhoheit als Kompetenz zur Erhebung von Einkommen- und Vermögensteuern (EVSt) von den natürlichen Personen steht dem Bund, den Kantonen und den Gemeinden zu. Gemäss BV 128 I a und 196 Ziff. 13 hat der Bund die bis Ende 2006 befristete Kompetenz zur Erhebung der direkten Bundessteuer vom Einkommen der natürlichen Personen. Das Vermögen der natürlichen Personen wird vom Bund nicht besteuert. Die kantonale Einkommen- und Vermögensteuerhoheit stützt sich auf BV 3 und die Kantonsverfassungen. Die Kantone erheben eine allgemeine Einkommensteuer mit ergänzender Vermögensteuer. Die Gemeinden besitzen i.d.R. auf dem Gebiete der Einkommen- und Vermögensteuer eine abgeleitete Steuerhoheit, indem kantonale Verfassung und Gesetzgebung die Gemeinden zur Steuererhebung ermächtigen.
II. Subjektive Steuerpflicht

Die subjektive Einkommen- und Vermögensteuerpflicht hängt von drei Voraussetzungen ab:

· Vorhandensein bestimmter persönlicher Eigenschaften,

· Steuerrechtliche Zugehörigkeit zum Gemeinwesen,

· Nichtzugehörigkeit zu den Ausnahmen von der subjektiven Steuerpflicht.

Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so wird zwischen dem betreffenden Gemeinwesen und dem Steuersubjekt ein Steuerrechtsverhältnis begründet.

A. Persönliche Voraussetzungen

Nicht jede rechtsfähige Person ist eo ipso auch Steuersubjekt der EVSt. Das positive Steuerrecht bestimmt im Einzelnen, wer subjektiv steuerpflichtig ist.

a) Natürliche Personen als Steuersubjekte

Der EVSt unterliegen nur natürliche Personen. 

b) Verheiratete Personen (Ehepaare)

1. Grundsätze

Die Besteuerung der verheirateten Personen ist im modernen schweizerischen Einkommen- und Vermögensteuerrecht durch zwei Merkmale geprägt: Einerseits ist jeder Ehepartner Steuersubjekt; andererseits werden die beiden Ehepartner jedoch zusammen veranlagt und ihre Einkommen und Vermögen zusammengerechnet. Die Behandlung beider Ehepartner als Steuersubjekte (DBG 113, StHG 40) ist eine direkte Folge des Geschlechtergleichheitsgebotes von BV 8 III. Die zweite Besonderheit der Besteuerung von verheirateten Steuersubjekten besteht darin, dass diese nicht getrennt, d.h. je für sich veranlagt werden, sondern steuerrechtlich als Einheit behandelt werden, indem ihre Einkommen und Vermögen zusammengerechnet werden (DBG 9 I, StHG 3 III).

2. Ehefrau und Ehemann als Steuersubjekte

Mit dem Gleichberechtigungsgebot ist nur eine solche Regelung der Familienbesteuerung vereinbar, welche der Ehefrau in materieller und formeller Hinsicht die Rechtsstellung eines Steuersubjekts einräumt.

3. Zusammenveranlagung

Die Zusammenveranlagung und die sich daraus ergebende Zusammenrechnung von Einkommen und Vermögen der in ungetrennter Ehe lebenden Ehegatten findet ihre Begründung in dem in BV 127 II enthaltenen Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, da diese sich nach dem gesamten gemeinsamen Einkommen und Vermögen richtet. Nach dem gleichen Grundsatz muss jedoch auch der Tatsache Rechnung getragen werden, dass zwei Personen aus dem gemeinsamen Einkommen leben müssen. Diesem Umstand wird beim Steuermass in unterschiedlicher Weise Rechnung getragen.

4. Trennung der Ehe

Die gerichtliche sowie die tatsächliche Trennung der Ehe haben zur Folge, dass die Ehegatten selbständig besteuert werden.

c) Unmündige Kinder

1. Zusammenrechnung als Regel

Das Einkommen und Vermögen der unter elterlicher sorge stehenden Kinder wird (i.d.R. mit Ausnahme des Erwerbseinkommens) dem Inhaber der elterlichen Sorge zugerechnet, der es zusammen mit seinem eigenen Einkommen und Vermögen zu versteuern hat (DBG 9 II, StHG 3 III). Bei der im DBG und im StHG angewandten Steuersubstitution ist das unter elterlicher Sorge stehende Kind selbst Steuersubjekt; der Inhaber der elterlichen Sorge übt als Steuersubstitut alle Rechten und Pflichten im Steuerverfahren aus und haftet primär für die Steuerschulden. Bei dieser Regelung stellt die Erlangung der Volljährigkeit keinen Eintritt in die Steuerpflicht dar.

2. Selbständige Besteuerung

Hinsichtlich des Erwerbseinkommens sind die unter elterlicher Sorge stehenden Kinder i.d.R. als Steuersubjekte selbständig steuerpflichtig, indem dieses nicht dem Inhaber der elterlichen Sorge zugerechnet wird. Dasselbe gilt auch für Grundstückgewinne. Dem Inhaber der elterlichen Sorge kommt im Steuerverfahren die Stellung des gesetzlichen Stellvertreters zu.

d) Kollektiv- und Kommanditgesellschaften

Die Personengesellschaften sind nicht Steuersubjekt der EVSt. Ihr Einkommen und Vermögen wird den einzelnen Teilhabern zugerechnet (DBG 10).

e) Erbengemeinschaften

In fast allen Kantonen und im Bund sind die Erbengemeinschaften als solche grundsätzlich nicht Subjekt der EVSt. Steuerpflichtig sind die einzelnen Erben für ihre anteile am Erbschaftsvermögen und deren Ertrag. Sofern allerdings die Erbfolge ungewiss ist, muss die Erbengemeinschaft selbst als Steuersubjekt behandelt werden.

B. Steuerrechtliche Zugehörigkeit

a) Allgemeines

Das Erfordernis der steuerrechtlichen Zugehörigkeit bedeutet, dass ein Individuum zum Gemeinwesen in einer steuerrechtlich relevanten Beziehung stehen muss. Diese Beziehungen können persönlicher (z.B. Wohnsitz) oder wirtschaftlicher Natur (z.B. Grundeigentum) sein.

b) Persönliche Zugehörigkeit (unbeschränkte Steuerpflicht)

Die persönliche Zugehörigkeit zu einem Steuerhoheitsträger wird im schweizerischen EVSt-Recht durch die persönliche Anwesenheit auf dem Hoheitsgebiet begründet. Als solche kommt neben dem Wohnsitz auch der Aufenthalt in Betracht. Die persönliche Zugehörigkeit begründet das Hauptsteuerdomizil einer Person, an welchem sie für ihr Einkommen und Vermögen generell steuerpflichtig ist. Die Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zugehörigkeit wird deshalb auch als unbeschränkte Steuerpflicht bezeichnet. 

1. Wohnsitz

Der Wohnsitz in der Schweiz bzw. im Kanton begründet stets die generelle subjektive Steuerpflicht für die EVSt (DBG 3 I, StHG 3 I). Der Wohnsitz befindet sich dort, wo eine Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat. Der steuerrechtliche Wohnsitzbegriff stellt grundsätzlich auf zwei Momente ab: die Tatsache des Aufenthalts und die Absicht dauernden Verbleibens (DBG 3 II, StHG 3 II). Der steuerrechtliche Wohnsitzbegriff stimmt jedoch nicht in allen Teilen mit dem zivilrechtlichen Wohnsitzbegriff überein.

2. Aufenthalt

Neben dem Wohnsitz bezeichnen die meisten Steuergesetze auch den Aufenthalt im Kanton als genügende Voraussetzung der generellen Steuerpflicht. Dabei ist jedoch zu beachten, dass dem Aufenthaltsort i.d.R. neben dem Wohnsitz nur subsidiäre Bedeutung zukommt. Im Bundessteuerrecht begründet ein Aufenthalt die persönliche Zugehörigkeit, wenn er ungeachtet vorübergehender Unterbrechung bei Ausübung einer Erwerbstätigkeit 30 Tage, ohne solche 90 Tage, dauert. Gemäss DBG tritt die Steuerpflicht mir dem Beginn eines entsprechenden Aufenthaltes ein (DBG 8 I). Das StHG regelt den Beginn der Steuerpflicht nicht. Keine Steuerpflicht wird dann begründet, wenn ein Aufenthalt dem Besuch einer Lehranstalt oder der Pflege in einer Heilstätte dient (DBG 3 IV).

3. Angestellte von öffentlich-rechtlichen Körperschaften im Ausland
Bundesangestellte und Angestellte anderer öffentlich-rechtlicher Körperschaften sowie deren Anhang sind in der Schweiz uneingeschränkt steuerpflichtig, wenn sie im Ausland wohnen und dort mit Rücksicht auf ihr Arbeitsverhältnis ganz oder teilweise von der Steuer befreit sind (DBG 3 V).

c) Wirtschaftliche Zugehörigkeit (beschränkte Steuerpflicht)

Die Zugehörigkeit zum Hoheitsträger aufgrund blosser wirtschaftlicher Beziehungen begründen im EVSt-Recht nur ein Nebensteuerdomizil, d.h. eine begrenzte (partielle) Steuerpflicht für das mit der wirtschaftlichen Zugehörigkeit zusammenhängende Einkommen und Vermögen. Diese Art der Steuerpflicht wird auch als beschränkte Steuerpflicht bezeichnet. Wichtigste Anknüpfungspunkte sind das Grundeigentum und die Betriebsstätte bzw. der Geschäftsbetrieb.

1. Grundeigentum

Eigentümer oder Nutzniesser von in der Schweiz gelegenen Grundstücken sind im Bund für das Einkommen aus diesen sowie im Kanton und in der Gemeinde, in der das Grundstück liegt, für das im Grundstück investierte Vermögen und das daraus erzielte Einkommen steuerpflichtig (DBG 4 I c, StHG 4 I). Ferner ist steuerpflichtig, wer in der Schweiz gelegene Grundstücke vermittelt oder damit handelt.

2. Geschäftsbetrieb und Betriebsstätte

Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit auf eigene Rechnung in festen Einrichtungen als Inhaber, Teilhaber oder Nutzniesser oder in einer ständigen festen Einrichtung, in welcher sich ein quantitativ und qualitativ wesentlicher Teil eines Geschäftsbetriebs abspielt, begründet im Bund, im Kanton und in der Gemeinde eine begrenzte Steuerpflicht des Selbständigerwerbenden für das im Geschäftsbetrieb bzw. in der Betriebsstätte investierte Vermögen und das daraus erzielte Einkommen. Gemäss DBG 5 I und StHG 4 II begründen noch weitere wirtschaftliche Beziehungen die subjektive Steuerpflicht. Diese kann jedoch im interkantonalen Verhältnis überhaupt nicht und beim Bestehen von Doppelbesteuerungsabkommen nur teilweise durchgesetzt werden. Solche Anknüpfungspunkte sind:

· Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit in der Schweiz

· Der Bezug von Tantiemen, Sitzungsgeldern oder dergleichen als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen der Schweiz

· Die Stellung als Gläubiger oder Nutzniesser von Forderungen, die durch Grund- oder Faustpfand auf Grundstücken in der Schweiz gesichert sind

· Das Erhalten von Leistungen aus der beruflichen Vorsorge und der gebundenen Selbstvorsorge

· Der Bezug von Vergütungen für Arbeit im internationalen Verkehr von einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz

C. Beziehung zum Steuerobjekt

Bei der EVSt bestimmt die Beziehung zwischen Steuersubjekt und Steuerobjekt die Zurechnung des Einkommens und des Vermögens zu den Steuersubjekten. Grundsätzlich werden diese jenem Steuersubjekt zugerechnet, das zivilrechtlich Anspruch auf das Einkommen bzw. das Eigentum am betreffenden Vermögenswert hat. Von diesem Grundsatz werden jedoch gewisse Ausnahmen gemacht. Einkommen des Treuhänders sowie das Treugut wird dann, wenn das Treuhandverhältnis steuerlich anerkannt wird, dem Treugeber, das nutzniessungsbelastete Vermögen dem Nutzniesser, das Kindsvermögen und dessen Erträge dem Inhaber der elterlichen Sorge zugerechnet. 
D. Umfang der subjektiven Steuerpflicht

a) Bei persönlicher Zugehörigkeit (unbeschränkte Steuerpflicht)

DBG 6 I bestimmt, dass die Steuerpflicht bei persönlicher Zugehörigkeit unbeschränkt ist. Dies bedeutet, dass grundsätzlich die Steuerpflicht für das weltweite Einkommen gegeben ist. Der zweite Halbsatz dieser Norm bestimmt jedoch, dass sich die unbeschränkte Steuerpflicht nicht auf Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grundstücke im Ausland bezieht. Sachlich gehört diese Einschränkung an sich zur Umschreibung des Steuerobjekts und nicht zur subjektiven Steuerpflicht. Gleiches gilt für Abs. 3 dieser Norm. Dort werden Regeln aufgestellt über die Steuerausscheidung im internationalen Verhältnis. Das StHG enthält keine Bestimmung über den Umfang der subjektiven Steuerpflicht. Daraus ergibt sich ein Freiraum für die kantonalen Gesetzgeber.
b) Bei wirtschaftlicher Zugehörigkeit (beschränkte Steuerpflicht)

DBG 6 II ordnet einerseits an, dass sich bei wirtschaftlicher Zugehörigkeit die Steuerpflicht auf jene Einkommensteile beschränkt, für die nach den Artikeln 4 und 5 des Gesetzes in der Schweiz eine Steuerpflicht besteht, und bestimmt andererseits, dass mindestens das in der Schweiz erzielte Einkommen zu versteuern ist . Letztere Bestimmung zielt auf den Fall ab, in dem ein Steuerpflichtiger im Ausland Verluste erleidet, während er in der Schweiz positive Einkommensteile erzielt. Damit ergibt sich für Steuerpflichtige kraft wirtschaftlicher Zugehörigkeit eine Schlechterstellung gegenüber jenen Steuerpflichtigen, die aufgrund persönlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig sind, welche gegen die in den Doppelbesteuerungsabkommen enthaltenen Diskriminierungsverbote verstösst. Das DBG und die Mehrzahl der kantonalen Steuergesetze kennen die Besonderheit, dass auch bei beschränkter Steuerpflicht für die Ermittlung des Steuersatzes auf das weltweite Einkommen abgestellt wird (DBG 7 I). Dies gilt jedoch im DBG für Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grundstücke nur dann, wenn dieses höher ist als das in der Schweiz erzielte Einkommen. Auch diese Bestimmung verstösst gegen die staatsvertraglich vereinbarten Diskriminierungsverbote.

E. Ausnahmen von der subjektiven Steuerpflicht

Dauernde und generelle Befreiungen natürlicher Personen von der EVSt um bestimmter Eigenschaften willen sind selten; sie würden dem Grundsatz der Allgemeinheit der EVSt widersprechen. Von einiger Bedeutung ist die Befreiung der diplomatischen und konsularischen Vertretungen des Auslandes aufgrund des Völkerrechts. Die Möglichkeiten der Gewährung von Steuererleichterungen für Neuzuzüger sind durch das Konkordat über den Ausschluss von Steuerabkommen vom 10.12.1948 erheblich eingeschränkt worden. StHG 5 bestimmt daher, dass für neuzuziehende Unternehmen und bei wesentlicher Änderung der betrieblichen Tätigkeit Steuererleichterungen für das Gründungsjahr und die neun folgenden Jahre gewährt werden dürfen.
F. Dauer der Steuerpflicht

a) Beginn

Die Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zugehörigkeit beginnt entweder mit der Geburt oder mit der Erlangung der Volljährigkeit, ferner mit dem Zuzug in die Schweiz, in den Kanton, in die Gemeinde (DBG 8 I). Die Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit beginnt mit der Begründung einer steuerrechtlich relevanten Beziehung (DBG 8 I).

b) Ende

Die Steuerpflicht aufgrund persönlicher Zugehörigkeit endet mit dem Tod, ferner mit dem Wegzug aus der Gemeinde, aus dem Kanton, aus der Schweiz. Die Steuerpflicht aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit endet mit der Aufgabe der im betreffenden Gemeinwesen steuerbaren Werte bzw. der Bezüge aus diesen (DBG 8 II).

G. Steuersukzession

Im Bund und in den meisten Kantonen treten die Erben in die sich aus dem Steuerrechtsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten eines Verstorbenen ein (Verfahrenssukzession und Zahlungssukzession).

§14 Einkommensteuer

I. Objekt der Einkommensteuer

A. Begriff des Einkommens

a) Notwendigkeit und Problematik einer Einkommensdefinition

Der Einkommensbegriff kann im Steuerrecht in zweierlei Hinsicht von Bedeutung sein. Einerseits stellt sich die Frage, ob und inwieweit der Gesetzgeber aus verfassungsrechtlichen Gründen bei der Umschreibung des steuerbaren Einkommens gewisse Anforderungen und Schranken beachten und auf einen allfällig vorgegebenen Einkommensbegriff abstellen muss. Andererseits ist die Funktion des Einkommensbegriffs bei der Anwendung des geltenden Rechts zu untersuchen. Der Einkommensbegriff ist Gegenstand zahlreicher theoretischer Untersuchungen, namentlich in der Finanzwissenschaft. Hier steht die Reinvermögenszugangstheorie im Vordergrund. Bei der Auslegung des gesetzlichen Begriffs des Einkommens stellt sich in erster Linie die Frage, ob auf einen theoretischen Einkommensbegriff zurückgegriffen werden kann. Die geltenden Rechtsnormen decken sich jedoch nicht vollständig mit einem bestimmten theoretischen Konzept. Am ehesten entspricht das gemäss schweizerischem Steuerrecht steuerbare Einkommen im Grossen und Ganzen den am Markt, d.h. durch Teilnahme an der Bildung des Sozialprodukts, erzielten Einkünften. Allerdings ist diese Umschreibung gerade bei Grenzfällen nicht passend (z.B. keine Kapitalgewinnsteuer oder DBG 23 f.). Das gemäss positivem Recht steuerbare Einkommen ist eine zu komplexe Struktur: Einerseits setzt es sich aus sehr unterschiedlichen Komponenten zusammen und andererseits bestehen im geltenden Recht zahlreiche ausnahmen, welche den Charakter dessen, was effektiv als Einkommen steuerbar ist, entscheidend mitbestimmen. Da der Begriff des Einkommens für Zwecke der Rechtsetzung (StHG) und der Rechtsanwendung (DBG) der Konkretisierung bedarf, dabei jedoch nicht auf Definitionen zurückgegriffen werden kann, drängt sich ein pragmatisches Vorgehen auf. Dieses besteht darin, die Bundessteuergesetze auf das diesen zugrunde liegende Einkommenskonzept hin zu untersuchen.
b) Merkmale des Einkommens in den Bundessteuergesetzen
Das DBG (Art. 16 – 24) und das StHG (Art. 7) sind von ihrem Wortlaut her unterschiedlich aufgebaut. Das StHG beschränkt sich darauf, als Form von Einkünften die wiederkehrenden und einmaligen Einkünfte anzuführen und einzelne Arten (aus Erwerbstätigkeit, Vermögensertrag mit Einschluss der Eigennutzung von Grundstücken, Vorsorge und Leibrenten) beispielhaft aufzuzählen. Einzig das Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit ist detailliert geregelt (StHG 8). Das DBG ist sowohl bezüglich der Form der Einkünfte als auch bezüglich der Nennung der Einkunftsarten ausführlicher, und es fehlt hier ein Hinweis, wonach der Anführung der Einkunftsarten nur beispielhafter Charakter zukommt. Das unterschiedliche Gesetzeskonzept von DBG und StHG widerspiegelt sich auch bei der Regelung der steuerfreien Einkünfte und der Abzüge. Das StHG enthält eine ausdrücklich abschliessende Aufzählung der steuerfreien Einkünfte (StHG 7 IV), während dies bei der entsprechenden Norm des DBG (Art. 24) nicht der Fall ist. Bei den Abzügen enthält das StHG eine Bestimmung, welche generell die zur Erzielung der Einkünfte notwendigen Aufwendungen (Gewinnungskosten) als abzugfähig bezeichnet. Im DBG fehlt eine solche generelle Bestimmung (vgl. DBG 25 – 32). 

Aus den beiden Bundesgesetzen kann somit Folgendes abgeleitet werden: Das StHG erlaubt den Kantonen weiterhin, bei den steuerbaren Einkünften eine Generalklausel vorzusehen und sodann einzelne Einkunftsarten beispielhaft aufzuführen. Die steuerfreien Einkünfte sind ihnen jedoch vorgegeben. Auch bei den Gewinnungskosten können sie im Sinne einer Generalklausel deren Abzugsfähigkeit vorsehen und im Weiteren beispielhafte Konkretisierungen vornehmen. Das DBG enthält keine Generalklausel. Die Gewinnungskosten sind abschliessend geregelt. Aus dem Fehlen einer Generalklausel im DBG folgt, dass bei Einkunftsarten, die nicht explizit als steuerbar bzw. steuerfrei aufgeführt sind, zunächst zu prüfen ist, ob überhaupt Einkommen gegeben ist. Sofern dies bejaht wird, ist durch Auslegung zu ermitteln, ob sie unter eine der im DBG erwähnten Einkommenskategorien zu subsumieren sind. Ergibt die Auslegung, dass eine Einkunftsart nicht unter DBG 17 – 23 subsumiert werden kann, muss folgerichtig eine Besteuerung unterbleiben. 

c) Bedeutung des Einkommensbegriffs für die Rechtsetzung

Der Gesetzgeber kann bei der Rechtsetzung über die Einkommensteuer nicht auf einen restlos fest gefügten Einkommensbegriff zurückgreifen. Demgemäss kann er auch nicht von Verfassung wegen an einen bestimmten Einkommensbegriff gebunden werden. Er hat bei der Ausgestaltung der Einkommensteuer vor allem auch den der Einkommensteuer zugrunde liegenden Grundsatz der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie das Rechtsgleichheitsgebot zu beachten. 

d) Gesamtreineinkommensteuer

Die einkommensteuer erfasst heute im Bund und in allen Kantonen grundsätzlich das gesamte reine Einkommen. Das bedeutet zunächst, dass sämtliche Einkünfte gesamthaft von ein und derselben Steuer erfasst werden. Steuerbar ist jedoch nur das reine Einkommen, d.h. der nach Berücksichtigung der Abzüge von den Bruttoeinkünften verbleibende Betrag (DBG 25, StHG 9 I). Dies sind vor allem die Gewinnungssteuern aber auch sog. Sozialabzüge (z.B. DBG 35). Deren Berücksichtigung führt vom reinen Einkommen zum steuerbaren Einkommen. Materiell handelt es sich dabei um tarifarische Massnahmen. Verluste aus einzelnen Einkommensquellen können mit Überschüssen aus anderen Einkommensquellen verrechnet werden.
B. Einkünfte

a) Steuerbare und steuerfreie Einkünfte

1. Allgemeines

Es ist auf die vorher besprochenen Unterschiede zwischen StHG und DBG hinzuweisen.

2. Steuerbare  Einkünfte

Die steuerbaren Einkünfte können in die vier Kategorien Erwerbseinkommen, Vermögensertrag, Einkünfte aus Vorsorge und übriges Einkommen eingeteilt werden.

3. Steuerfreie Einkünfte

Die Bundessteuererlasse sehen für drei Einkommensarten die Steuerfreiheit vor: Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung und güterrechtlicher Auseinandersetzung (DBG 24 a, StHG 7 IV c; soll den Kantonen überlassen werden); private Kapitalgewinne (DBG 16 III, 20 II, StHG 7 IV a, b) und übrige Tatbestände.

Steuerfreie Kapitalgewinne sind die Gewinne, die sich bei Veräusserungen (oder diesen gleichgestellten Tatbeständen) von Privatvermögen ergeben, soweit der Erlös den Anlagewert übersteigt. Da andererseits, der Ertrag aus Privatvermögen steuerbar ist, müssen die steuerfreien Kapitalgewinne von diesem abgegrenzt werden. Kapitalgewinne gehen mit einer Schmälerung des Vermögenswertes (Substanzverzehr) einher, während dies bei Vermögenserträgen (auch z.B. Miete) nicht der Fall ist. Ob die Vermögenssubstanz geschmälert wird oder nicht, beurteilt sich bei Sachen aufgrund des Vermögenswertes unmittelbar vor und nach dem Zeitpunkt der Veräusserung. Verwaltungspraxis und Rechtsprechung bewirken jedoch, dass auch wenn die vorstehenden Merkmale erfüllt sind, nicht in jedem Fall ein steuerfreier Kapitalgewinn vorliegt. 

Den Zweck, die berufliche Vorsorge nicht zu behindern, verfolgt der Befreiungstatbestand der Kapitalzahlungen, die bei einem Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtungen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet und innert Jahresfrist zum Einkauf in eine Einrichtung der der beruflichen Vorsorge oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspolice verwendet werden (DBG 24 c, StHG 8 IV e). Sofern sie der Vorsorge dienen, werden bei der direkten Bundessteuer und im StHG die Erträge aus privaten, mit Einmalprämien finanzierten rückkaufsfähigen Lebensversicherungen nicht besteuert (vgl. DBG 20 I a, StHG 7 Iter). Auch die generelle Befreiung der Erträge aus rückkaufsfähigen privaten Lebensversicherungen, die mit laufenden Prämien finanziert werden (DBG 24 b, StHG 7 IV d), kann im Zusammenhang mit der Vorsorge stehen. Weil die Befreiung unabhängig davon gewährt wird, ob die Versicherung der Vorsorge oder der gewöhnlichen Vermögensanlage dient, ist sie jedoch auch politisch motiviert. Sozialpolitisch begründet sind die Steuerbefreiungen der Unterstützungsleistungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln (DBG 24 IV d, StHG 7 IV f), der Genugtuungssummen (DBG 24 g, StHG 7 IV i) und der Ergänzungsleistungen der AHV (DBG 24 h, StHG 7 IV k). Aus dem gleichen Grund bleiben die Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen bei den Empfängern steuerfrei (DBG 24 IV e, StHG 7 IV g). Dies gilt jedoch nicht für die Alimente (DBG 23 f bzw. 33 I c, StHG 7 IV g bzw. 9 II c). Gemäss Bundesgericht gilt dies jedoch nicht für Alimente in Form von einmaligen Kapitalleistungen. Wegen Geringfügigkeit ist wohl der Militär- und Zivilschutzsold sowie das Taschengeld für Zivildienst steuerbefreit worden (DBG 24 f, StHG 7 IV h). Steuerfrei sind neu ausserdem die bei Glücksspielen in Spielbanken erzielten Gewinne (DBG 24 i, StHG 7 IV l).

b) Erwerbseinkommen

1. Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit

Steuerbar sind alle Einkünfte, die ihren Grund in einem Arbeitsverhältnis haben, unabhängig davon, ob die Arbeitstätigkeit haupt- oder nebenberuflich ausgeübt wird, und unbesehen darum, ob der Arbeitgeber ein Privater oder die öffentliche Hand ist (DBG 17 I, StHG 7 I). Auch hier gilt der in den Gesetzen verankerte Grundsatz, wonach nicht nur die laufenden, sondern auch die einmaligen Einkünfte steuerbar sind. Ebenfalls zum steuerbaren Einkommen gehören die Kapitalleistungen aus einer mit dem Arbeitsverhältnis verbundenen Vorsorgeeinrichtung oder gleichartige Leistungen des Arbeitgebers. Diese erfahren jedoch hinsichtlich des Tarifs und der zeitlichen Bemessung eine Sonderbehandlung. Sie werden gesondert zu einem Fünftel des ordentlichen Tarifes im Rahmen einer Sonderveranlagung einer Jahressteuer unterworfen (DBG 38 und 48, StHG 11 III und 18 II). 
2. Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit

Nachfolgend wird unterschieden zwischen der hauptberuflich und der im Nebenerwerb ausgeübten selbständigen Erwerbstätigkeit. Während der Begriff der ersteren kaum Abgrenzungsprobleme aufwirft, ist bei letzterer eine Abgrenzung zur privaten Vermögensverwaltung und zur Liebhaberei vorzunehmen.

Steuerbar sind alle Einkünfte aus selbständiger Erwerbstätigkeit. Die Gesetze umschreiben den Begriff der selbständigen Erwerbstätigkeit nicht (DBG 18 I, StHG 8 I). Darunter ist jede Tätigkeit zu verstehen, die auf eigenes Risiko, mit der Absicht der Gewinnerzielung sowie unter Teilnahme am Wirtschaftsverkehr ausgeübt wird. 

Findet ein Übergang von der privaten Vermögensverwaltung zu einer nebenberuflichen selbständigen Erwerbstätigkeit statt, sind die Vermögenswerte auf diesen Zeitpunkt hin zu bewerten und als Kapitaleinlage in den Bereich des Geschäftsvermögens zu überführen. Nur die nach diesem Vorgang entstehenden Vermögenszunahmen sind steuerpflichtig. 
Die Abgrenzung zwischen privater Vermögensverwaltung und selbständigem Nebenerwerb ist im Einzelfall vorzunehmen. Dabei ist die nach aussen gerichtete Teilnahme am Wirtschaftsverkehr konstitutives Element einer Nebenerwerbstätigkeit. Dies sieht jedoch das Bundesgericht nicht so. Die Problematik der Qualifikation von Wertschriftentransaktionen als selbständige Nebenerwerbstätigkeit hat mit dem Inkrafttreten des RKGG eine neue Dimension erhalten; es entspricht dem klaren Willen des Gesetzgebers, von natürlichen Personen erzielte Kapitalgewinne auf Anteilen an Risikokapitalgesellschaften nicht zu besteuern und entsprechende Verluste nicht zum Abzug zuzulassen.
Massgeblich zur Abgrenzung der Liebhaberei sind stets die konkreten Umstände des Einzelfalls; die Gewinnerzielungsabsicht als innere Tatsache, die nur anhand der äusseren Umstände erschlossen werden kann. Insbesondere kann nicht aus einer anhaltenden Verlustsituation heraus bereits von Liebhaberei gesprochen werden.

Im Steuerrecht gilt das Imparitätsprinzip: Verluste werden bei deren Entstehung, Gewinne jedoch erst bei deren Realisierung berücksichtigt. Massgeblich ist das Buchwertprinzip. Dieses besagt, dass bei korrekter Verbuchung die Veränderungen des Buchwertes des Geschäftsvermögens das steuerbare Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit ergeben. Diese Veränderungen müssen jedoch um die Privateinlagen und die Privatentnahmen korrigiert werden (Vermögensstandsgewinn). Die Tatsache, dass nur Vermögensveränderungen des Geschäftsvermögens steuerlich bedeutsam sind, macht eine Abgrenzung zwischen dem Geschäfts- und dem Privatvermögen sowie zwischen geschäftlichem und privatem Aufwand notwendig. Kriterium ist die Funktion, welche den Wirtschaftsgütern zukommt. Dienen diese der selbständigen Erwerbstätigkeit, stellen sie Geschäftsvermögen dar (DBG 18 II, StHG 8 II). Bei Grenzfällen ist auf die tatsächlichen Verhältnisse im Einzelfall anhand von Indizien abzustellen. Dient ein Wirtschaftsgut sowohl dem privaten als auch geschäftlichen Zwecken, wird darauf abgestellt, welche Nutzungsart überwiegt (Präponderanzmethode). 

Ausgaben mit privatem Charakter dürfen zwar über ein geschäftliches Bestandeskonto getätigt werden, sind jedoch dem Privatkonto zu belasten. Sind Ausgaben, die sowohl geschäftlichen als auch privaten Charakter haben, während der Rechnungsperiode dem Aufwand belastet worden, ist am Schluss dieser Rechnungsperiode ein Privatanteil der Erfolgsrechnung gutzuschreiben und dem Privatkonto zu belasten.
Als Ertrag ist der Bruttoerlös aus dem Verkauf von Waren und Erzeugnissen bzw. aus der Erbringung von Dienstleistungen zu verbuchen, und zwar grundsätzlich im Zeitpunkt der Entstehung des Rechtsanspruches auf die Gegenleistung der Kunden. Ausserordentliches Erwerbseinkommen Selbständigerwerbender sind die ausserhalb der geschäftsplanmässigen Tätigkeit erzielten Gewinne auf dem Geschäftsvermögen, unabhängig davon, ob dieses bilanziert ist (realisierte stille Reserven). Steuerbar sind sowohl die bei der Veräusserung einzelner Wirtschaftsgüter erzielten Kapitalgewinne als auch die sich bei der Veräusserung oder Aufgabe des ganzen Geschäfts ergebenden Liquidationsgewinne.
Die Bundessteuererlasse enthalten für die Einkommen. Und für die Gewinnsteuer identische Regelungen des Steueraufschubes bei den Ersatzbeschaffungen (DBG 30 und 64, StHG 8 IV und 24 IV). Ebenfalls analog wie bei der Gewinnsteuer sind die Regelungen über den Steueraufschub bei Umgestaltungen aufgebaut, wobei den Besonderheiten der Einkommensteuer Rechnung getragen wird (DBG 19, StHG 8 III). Es sind ebenfalls zunächst die allgemeinen Bedingungen des Weiterbestehens der Steuerpflicht in der Schweiz und der Fortführung der steuerlich massgeblichen Buchwerte für die Steuerneutralität der Umgestaltungstatbestände festgeschrieben worden. Anschliessend finden sich Regelungen der drei Grundtatbestände der Umwandlung (DBG 19 I a, StHG 8 III a; Frist von 5 Jahren, Beteiligungsverhältnisse müssen wertmässig gleich bleiben), des Unternehmungszusammenschlusses (DBG 19 I b, StHG 8 III b) und der Unternehmungsspaltung (DBG 19 I c, StHG 8 III c). 

Abzugsfähig sind nur die geschäftsmässig begründeten Aufwendungen (DBG 27 I, StHG 10 I). Dies bedeutet zum einen, dass Privataufwand nicht der Erfolgsrechnung belastet werden darf, und zum andern, dass gleich wie bei der Gewinnsteuer das Periodizitätsprinzip gilt. Beispiele: DBG 27 II a-d, 28 f., StHG 10 I a-e. 

Sofern in den Vorjahren Verluste aus selbständiger Erwerbstätigkeit entstanden sind und diese nicht mit steuerbarem Einkommen verrechnet werden konnten, wird das Periodizitätsprinzip durchbrochen und die Verluste können vom Einkommen in der Bemessungsperiode abgezogen werden. Dieser Abzug ist jedoch zeitlich beschränkt: DBG 31, StHG 10 II; DBG 21 I, StHG 67.

c) Vermögensertrag

1. Ertrag aus beweglichem Vermögen

Obwohl dies aus den Gesetzen i.d.R. nicht hervorgeht, gelten die Normen über den Ertrag aus beweglichem Vermögen nur für Vermögenswerte, die sich im Privatvermögen des Steuerpflichtigen befinden. Bei der direkten Bundessteuer bedeutet dies, dass auch für den Ertrag von beweglichem Geschäftsvermögen DBG 18 und nicht DBG 20 massgeblich ist. Das DBG stellt zunächst den Grundsatz der Steuerbarkeit des Ertrags aus beweglichem Vermögen auf und führt anschliessend Beispiele zu dessen Konkretisierung an. 

Zinsen sind Zahlungen, die der Gläubiger eines Guthabens vom Schuldner erhält. Diese stellen unabhängig von der Form des Guthabens steuerbares Einkommen dar (DBG 20 I a). Obligationen mit überwiegender Einmalverzinsung führen beim Inhaber zu steuerbarem Ertrag aus beweglichem Vermögen (DBG 20 I b). Darunter fallen zwei Grundtypen von Obligationen: die global verzinslichen und die Diskont-Obligationen. Bei den global verzinslichen Obligationen stimmen Nennwert und Ausgabepreis überein oder kommen sich sehr nahe, während der Verzinsung durch einen um Zins und Zinseszins erhöhten Rückzahlungsbetrag am Ende der Laufzeit Rechnung getragen wird. Bei einer Diskont-Obligation stimmen Nennwert und Rückzahlungsbetrag überein. Der Einmalverzinsungskomponente wird bei der Festlegung des Ausgabepreises Rechnung getragen. Eine überwiegende Einmalverzinsung liegt dann vor, wenn die Einmalverzinsungskomponente mehr als 50% des gesamten Nutzungsentgelts ausmacht.
Praxis und Rechtsprechung und z.T. auch gesetzliche Bestimmungen behandeln Sachverhalte als Beteiligungsbeträge, die gemäss der allgemeinen Definition unter den Begriff der Kapitalgewinne fallen würden. Im Folgenden wird unterschieden zwischen den Beteiligungserträgen, die im DBG und im StHG ausdrücklich genannt sind und den übrigen Sachverhalten, die gemäss Praxis besteuert werden. Gemäss DBG 20 I c sind Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus Beteiligungen aller Art steuerbar. Auch Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen und dgl. Sind steuerbar. Die Aufzählung der fünf Arten von Beteiligungserträgen ist abschliessend. Aus steuersystematischen Überlegungen ergibt sich, dass der Begriff der Beteiligungen bewegliche Vermögenswerte umfasst, die Vermögens- und/oder Mitgliedschaftsrechte an juristischen Personen einräumen, die Erträge abwerfen, welche vom Steuersystem her mit der Gewinnsteuer vorbelastet sind. Für die direkte Bundessteuer (DBG) kommt aufgrund des Schweigens des Gesetzes nur das Kapitaleinlageprinzip in Betracht, nach welchem sämtliche Einlagen der Anteilsinhaber in das Grundkapital und in die Reserven einkommensteuerfrei rückzahlbar sind. Das Bundesgericht hat jedoch im August 2000 bedauerlicherweise entschieden, dass das sachwidrige Nennwertprinzip auch unter dem DBG weiterhin Gültigkeit hat. Auch der Rückkauf eigener Anteile durch Kapitalgesellschaften und Genossenschaften führt unter bestimmten Bedingungen zu steuerbarem Vermögensertrag bei daran beteiligten natürlichen Personen, obwohl es sich dabei um einen Veräusserungsvorgang handelt. Die Bundessteuergesetze verweisen dabei gemäss Wortlaut für den Zeitpunkt der Besteuerung auf das Verrechnungssteuergesetz und bestimmen, dass das Einkommen als in jenem Jahr realisiert gilt, in dem (bei der erwerbenden Gesellschaft) die Verrechnungssteuerforderung entsteht (DBG 20 I c, StHG 7 Ibis). Es gilt folgende Ordnung: Kauft eine Kapitalgesellschaft eigene Aktien zum Verkehrswert zurück und setzt sie anschliessend ihr Kapital herab (direkte Teilliquidation), löst dies Einkommensteuerfolgen aus. Steuerbar ist der Liquidationsüberschuss = Differenz zwischen dem Rückkaufpreis und den bezogen auf die zurückgekauften Anteile bestehenden Kapitaleinlagen der Anteilsinhaber (vgl. VStG 4a). Mit der Anordnung, wonach Gratisaktien und Gratisnennwerterhöhungen als Beteiligungsertrag zu behandeln sind, hat der Gesetzgeber Vorgänge für steuerbar erklärt, bei denen bei den Inhabern der Beteiligungsrechte kein aktueller Vermögenszufluss gegeben ist. Das bestehende Vermögen verändert sich nicht in seinem Umfang, sondern in seiner Struktur im Hinblick auf mögliche künftige Teil- oder Totalliquidationshandlungen, indem das künftig steuerfrei rückzahlbare Substrat erhöht wird. Da im DBG das Kapitaleinlageprinzip gilt, ist die Steuerbarkeit der Gratisaktien und Gratisnennwerterhöhungen teleologisch zu reduzieren. Die Besteuerung ist nicht gerechtfertigt, wenn Einlagen der Beteiligten für die Liberierung verwendet werden. Die Wendung „und dgl.“ Kann einzig bedeuten, dass Vorgänge, die der Ausgabe von Gratisaktien und der Vornahme von Gratisnennwerterhöhungen wirtschaftlich vergleichbar sind, zu steuerbarem Einkommen führen. Unter den Begriff der geldwerten Vorteile aller Art fallen die Gewinnvorwegnahmen und die verdeckten Gewinnausschüttungen aus Beteiligungen aller Art.
Der Verkauf der Mehrheit der Beteiligungsrechte einer liquidationsreifen Kapitalunternehmung (Aktienmantel) löst steuerrechtlich die gleichen Steuerfolgen aus wie die Liquidation der bisherigen Kapitalunternehmung (Verrechnungssteuer, Einkommensteuer) und die Gründung einer neuen (Emissionsabgabe). Die direkte Bundessteuer wird auch erhoben, wenn Aktien in eine vom Einleger beherrschte AG eingebracht werden, sei es als Sacheinlage zur Liberierung von Aktien mit höherem Nennwert, sei es gegen Gutschrift auf einem Darlehenskonto zugunsten des Einlegers (Transponierung). Der Transponierungstatbestand unterliegt nicht der Verrechnungssteuer. Nach der Bundesgerichtspraxis zur direkten Bundessteuer liegt ein steuerbarer Vermögensertrag auch dann vor, wenn die Veräusserung der Beteiligungsrechte so gestaltet ist, dass sie als indirekte Teilliquidation erscheint. Das ist dann der Fall, wenn der Verkäufer auf dem Umweg über den Käufer ausschüttbare Mittel aus der verkauften Gesellschaft zieht, indem der Käufer die Kaufpreiszahlung aus dem Vermögen der Gesellschaft finanziert. Die Bundessteuerpraxis hat die Tendenz, den Anwendungsbereich der indirekten Teilliquidation immer mehr auszuweiten. Das führt dazu, dass die Einkommensteuerpflicht des Verkäufers weitgehend davon abhängt, was der Käufer nach dem Kauf zur Finanzierung des Kaufpreises unternimmt. Verkäufer sind deshalb häufig gezwungen, sich im Kaufvertrag gegen unliebsame steuerliche Überraschungen abzusichern. Für die kantonalen Steuern wird die für die Bundessteuer entwickelte Praxis z.T. abgelehnt. 

Der Einkommensteuer unterliegen die Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung beweglicher Sachen. Damit sind nur Einkünfte gemeint, die aus der Überlassung zur Nutzung an Dritte zufliessen. Die Erträge aus Anteilen an Anlagefonds stellen Ertrag aus beweglichem Vermögen dar und sind deshalb einkommensteuerpflichtig. Dies gilt auch für Wachstumsfonds, welche keine Ausschüttungen vornehmen, sondern laufend die Erträge investieren. Anlagefonds entrichten für ihre Erträge aus direktem Grundbesitz die Gewinnsteuer. Eine wirtschaftliche Doppelbelastung dieser Erträge ist jedoch nicht gesetzgeberisches Ziel. Deshalb werden Erträge, die mit der Gewinnsteuer vorbelastet sind, auf Stufe des Fondsanteilsinhabers nicht mit der Einkommensteuer belegt. Überlässt ein Steuerpflichtiger erworbene Immaterialgüter gegen Entgelt Dritten, ist dieses Entgelt als Ertrag aus beweglichem Vermögen steuerbar.
2. Ertrag aus unbeweglichem Vermögen

Neben den effektiven Einkünften aus der Überlassung zur Nutzung von unbeweglichem Vermögen (DBG 21 I a, c, d), unterliegt auch der Mietwert von Liegenschaften oder Liegenschaftsanteilen, die den Steuerpflichtigen aufgrund von Eigentum oder eines unentgeltlichen Nutzungsrechts für den Eigenverbrauch zur Verfügung stehen (Eigenmietwert), der Einkommensteuer (DBG 21 I b, StHG 7 I). Bei der direkten Bundessteuer ist festgelegt, das sich die Höhe des Eigenmietwertes nach dem Marktwert, d.h. nach jenem Wert, der für ein vergleichbares Objekt an vergleichbarer Lage bei der Vermietung an einen Dritten erzielbar wäre, richtet (DBG 21 II). 
d) Einkünfte aus Vorsorge

1. Allgemeines

Die Bundesverfassung sieht vor, dass die Vorsorge auch steuerlich gefördert wird. Die Bundessteuergesetze enthalten für die erste und zweite Säule den Grundsatz, dass die Beiträge voll abzugsfähig (DBG 33 I d, StHG 9 II d) und die Leistungen voll steuerpflichtig (DBG 22 I, II, StHG 7 I) sind. Bei der Säule 3a sind die Beiträge in begrenztem Umfang abzugsfähig und die Leistungen voll steuerpflichtig. Die Formen der freien Selbstvorsorge (Säule 3b) sind sehr vielfältig. Entsprechend unterschiedlich ist auch deren steuerliche Behandlung ausgestaltet. Teilweise wird sie steuerlich gefördert (z.B. Lebensversicherungen), teilweise gelangen die normalen Besteuerungsregeln zur Anwendung (z.B. Vorsorge durch Erwerb einer Renditeliegenschaft).
2. Die Besteuerung von Vorsorgerenten

Sofern steuerbare Vorsorgeleistungen in Rentenform erbracht werden, erfolgt eine normale Besteuerung zusammen mit allfälligen übrigen Einkünften. Eine Sonderordnung ist für Leibrenten und Einkünfte aus Verpfründung geschaffen worden. Diese sind zu 40% in die Bemessungsgrundlage miteinzubeziehen (DBG 22 III, StHG 7 II). Damit findet jedoch z.T. eine ungerechtfertigte Überbesteuerung statt. 

Werden steuerbare Vorsorgeleistungen in der Form von Kapitalleistungen erbracht, werden diese bei der direkten Bundessteuer gesondert zu einem Fünftel des ordentlichen Tarifes besteuert. Sozialabzüge werden dabei nicht gewährt (DBG 38). 

Der Abschluss von Gemischten Lebensversicherungen kann auch der Vorsorge dienen. Die Frage, ob eine solche Versicherung der Vorsorge dient, ist im Steuerrecht nur bei den mit Einmalprämien finanzierten Lebensversicherungen bedeutsam. Werden solche Lebensversicherungen hingegen mit laufenden Prämien finanziert, sind die Leistungen bei der direkten Bundessteuer (DBG 24 b) und in allen Kantonen (StHG 7 IV d) steuerfrei. Auch bei den mit Einmalprämien finanzierten Versicherungen kann das Kapital steuerfrei zurückfliessen. Beim Ertragsanteil hingegen tritt die Steuerfreiheit nur dann ein, wenn die Versicherung der Vorsorge dient (vgl. DBG 20 I a, StHG 7 Iter). 

c) Übriges Einkommen

DBG 23 ordnet an, dass die folgenden Einkünfte ebenfalls steuerbar sind: 

· alle Einkünfte, die an die Stelle des Einkommens aus Erwerbstätigkeit treten
· Entschädigungen für die Aufgabe oder Nichtausübung einer Tätigkeit und für die Nichtausübung eines Rechtes (vgl. auch DBG 47)

· Einmalige oder wiederkehrende Zahlungen bei Tod sowie für bleibende körperliche oder gesundheitliche Nachteile. Erfolgen die Zahlungen als Kapitalleistungen, erfahren diese die gleiche steuerliche Behandlung wie die Kapitalleistungen aus Vorsorge

· Einkünfte aus Lotterien und lotterieähnlichen Veranstaltungen

· Unterhaltsleistungen bei Scheidung oder Trennung in Rentenform

C. Abzüge

a) Allgemeines

Die Einkommensteuergesetze lassen verschiedene Abzüge vom Einkommen zu. Von grundsätzlicher Bedeutung ist die Einteilung in organische und anorganische Abzüge sowie für die Anwendung des StHG jene in Allgemeine Abzüge und Sozialabzüge. Die organischen Abzüge (Gewinnungskosten) sind kausal mit den Einkünften verknüpft, indem sie die Kosten betreffen, die mit der Einkommenserzielung in direktem Zusammenhang stehen. Sie bilden daher ein notwendiges Element einer Besteuerung des Reineinkommens. Neben den organischen Abzügen sind auch andere Abzüge zugelassen. Diese können unterteilt werden in Abzüge für besondere Aufwendungen (anorganische bzw. Allgemeine Abzüge) und Abzüge für bestimmte Verhältnisse (Sozialabzüge). Das StHG ordnet die Abzugsfähigkeit der organischen Abzüge an (StHG 9 I) und enthält eine abschliessende Aufzählung der Allgemeinen Abzüge. Die Kantone sind jedoch frei in der Ausgestaltung der Sozialabzüge.

b) Gewinnungskosten

1. Begriff

Die Anforderungen an die Anerkennung von Gewinnungskosten sind nicht bei allen Einkommensarten dieselben. Bei einzelnen Arten (z.B. Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit) werden nur jene Kosten zugelassen, die objektiv notwendig sind, um die betreffenden Einkommen zu erzielen. Bei andern Einkommensarten genügt es, dass Kosten, welche geeignet sind, die Einkunftsquelle zu erhalten, tatsächlich aufgewendet worden sind. 

2. Abgrenzung zu den Lebenshaltungskosten

Die abzugsfähigen Gewinnungskosten sind in erster Linie von den nicht abzugsfähigen Kosten der Lebenshaltung abzugrenzen (DBG 34 a, b, c, e). Lebenshaltungskosten sind alle jene Ausgaben, welche nicht ausschliesslich zum Zwecke der Einkommenserzielung getätigt werden. Sie dienen der Befriedigung der allgemeinen Lebensbedürfnisse des Menschen und bilden bei den meisten Personen den Anlass zur Einkommenserzielung (Einkommensverwendung). Gewinnungskosten sind nur jene Aufwendungen, welche eindeutig durch die Einkommenserzielung bedingt und ziffernmässig feststellbar sind. Die Behandlung der Kinderbetreuungskosten ist umstritten. 

3. Abgrenzung zu den Anlagekosten

Nicht zu den Gewinnungskosten gehören ferner die Anlagekosten, d.h. Aufwendungen, denen eine vermögenswerte Gegenleistung gegenübersteht, die am Ende der Bemessungsperiode immer noch einen Vermögenswert darstellt (DBG 34 d). Gewinnungskosten sind somit Aufwendungen zur Erzielung von Einkünften, deren Gegenleistung am Ende der Bemessungsperiode kein Vermögenswert mehr beigemessen wird.

4. Gewinnungskosten für die einzelnen Einkunftsarten

Das StHG konkretisiert den Begriff der Gewinnungskosten einzig für zwei Arten von Aufwendungen. Einerseits wird bestimmt, dass die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und Umschulungskosten dazuzählen (StHG 9 I). Andererseits wird bei Grundstücken im Privatvermögen die Abzugsfähigkeit von Energiespar- und Umweltschutzinvestitionen sowie von Kosten der Denkmalpflege näher geregelt (StHG 9 III). Im Übrigen bleibt es Aufgabe der kantonalen Gesetzgeber, diese Abzugsart näher zu umschreiben. Einen relativ hohen Detaillierungsgrad weist hingegen das DBG auf. Zunächst ist der Grundsatz aufgestellt worden, dass die Aufwendungen nach den Art. 26 – 32 abzugsfähig sind (DBG 25). Sodann werden in drei Abschnitten die Gewinnungskosten für die unselbständige Erwerbstätigkeit, die selbständige Erwerbstätigkeit und für das Privatvermögen aufgeführt.

Beim Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit sind vier Arten von Gewinnungskosten (Berufskosten) bei der direkten Bundessteuer abzugsfähig (DBG 26 I a-d). Die Kosten nach lit. a-c sind nur insoweit abzugsfähig, als sie für die Berufausübung notwendig sind. Notwendig sind Kosten, die entweder unvermeidbar oder deren Vermeidung nicht zumutbar sind. Bei den Weiterbildungs- und Umschulungskosten fehlt das Erfordernis der Notwendigkeit; die Abzugsfähigkeit ist in jedem Fall gegeben. Zu beachten ist, dass einzig die Kosten für Weiterbildung und Umschulung, nicht jedoch für die Ausbildung abzugsfähig sind. Diese Unterscheidung wirft schwierige Abgrenzungsfragen auf. Für die Gewinnungskosten nach lit. a-c werden Pauschalansätze festgelegt, wobei dem Steuerpflichtigen der Nachweis höherer Kosten (ausser für die Mehrkosten bei auswärtiger Verpflegung) offen steht. 
Beim Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit wird bei der Frage der Abzugsfähigkeit nicht auf die Notwendigkeit, sondern auf die geschäfts- bzw. berufsmässige Begründetheit abgestellt (DBG 27 I und II, StHG 10 I). 

Zwei Arten von Gewinnungskosten sind gemäss Gesetz von den Vermögenserträgen des Privatvermögens abzugsfähig: die Kosten der Vermögensverwaltung, soweit diese von Dritten in Rechnung gestellt werden, und die weder rückforderbaren noch die auf die schweizerische Einkommensteuer anrechenbaren ausländischen Quellensteuern (DBG 32 I).  Als abzugsfähige Aufwendungen gelten beim unbeweglichen Privatvermögen die Versicherungsprämien, die Kosten der Verwaltung durch Dritte und die Unterhaltskosten. Von diesem Grundsatz kann das Eidg. Finanzdepartement für Investitionen im Bereich von Energiespar- und Umweltschutzmassnahmen Ausnahmen vorsehen (DBG 32 II, StHG 9 III a). Dasselbe gilt für denkmalpflegerische Arbeiten (DBG 32 III, StHG 9 III b). Für die direkte Bundessteuer ist vorgesehen, dass der Steuerpflichtige anstelle der tatsächlichen Kosten und Prämien einen Pauschalabzug geltend machen kann. Dieses Wahlrecht steht ihm für jede Liegenschaft und für jede Steuerperiode zu.

c) Abzüge für besondere Aufwendungen (Allgemeine Abzüge)

1. Begriff

Die Steuergesetze lassen ausdrücklich noch weitere tatsächliche Aufwendungen zum Abzug zu, welche nicht mit der Einkommenserzielung in Zusammenhang stehen müssen. I.d.R. handelt es sich somit um Lebenshaltungskosten.
2. Arten

Regelmässig sind die geleisteten Schuldzinsen abziehbar, ohne dass diese mit der Erzielung von Einkünften zusammenhängen müssen (DBG33 I a, StHG 9 II a). Seit dem 1.1.2001 ist jedoch die Abzugsfähigkeit der Schuldzinsen sowohl bei der direkten Bundessteuer als auch bei den Kantons- und Gemeindesteuern in Abhängigkeit von der Höhe des Vermögensertrages betragsmässig begrenzt. Schuldzinsen können nur insoweit abgezogen werden, als sie die steuerbaren Vermögenserträge nicht um 50000 Fr. übersteigen.

Ferner sind dauernde Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten abziehbar (DBG 33 I b, StHG 9 II b).

Abzugsfähig sind Beiträge für die AHV/IV/EO/ALV, die obligatorische Unfallversicherung sowie die Einlagen, Prämien und Beiträge für die berufliche Vorsorge (DBG 33 I d, f, StHG 9 I d, f). Die Beiträge für die berufliche Vorsorge finden ihre betragsmässige Grenze im Erfordernis der Angemessenheit. Die Beiträge für die gebundene Selbstvorsorge (Säule 3a) sind abzugsfähig; der Abzug ist jedoch betragsmässig begrenzt (DBG 33 I e, StHG 9 II e). 

Unterhaltsbeiträge an geschiedene oder getrennt lebende Personen sind beim Leistenden abziehbar (DBG 33 I c, StHG 9 II c). Unterhaltszahlungen bei Trennung und Scheidung, die als Kapitalleistungen erfolgen, sind gemäss Bundesgericht beim Leistenden nicht abzugsfähig und beim Empfänger nicht steuerbar. 

Kosten für Krankheit, Unfall und Invalidität, welche die Steuerpflichtigen selbst zu tragen haben, sind abzugsfähig, soweit sie einen bestimmten Selbstbehalt übersteigen (DBG 33 I h, StHG 9 II h). 

Zuwendungen an juristische Personen, die steuerbefreit sind, weil sie gemeinnützige oder öffentliche Zwecke verfolgen, sind bis zu einem gesetzlich festgelegten Höchstbetrag zum Abzug zugelassen (DBG 33 I i, StHG 9 II i). 

Sofern beide Ehegatten einer Erwerbstätigkeit nachgehen, kann ein betragsmässig begrenzter Abzug vorgenommen werden (DBG 33 II, StHG 9 II k). 

Das RKGG enthält nicht nur steuerliche Vorzugsbestimmungen für diese Gesellschaften selbst, sondern bei der direkten Bundessteuer in beschränktem Umfang auch für natürliche Personen, die als Investoren auftreten. Diese können auf nachrangigen Darlehen, die sie aus ihrem Privatvermögen an Unternehmen gewähren, einen pauschalen Investitionsabzug von maximal 50% des Darlehensbetrags geltend machen, sofern eine RKG innerhalb eines Jahres mindestens denselben Betrag in die entsprechenden Unternehmen investiert oder das Eidg. Volkswirtschaftsdepartement das Projekt als zielkonform erachtet (RKGG 5 I). Das Gesetz bestimmt, dass der Höchstbetrag dieses Investitionsabzuges während der auf 10 Jahren festgelegten Dauer des Gesetzes (RKGG 9 III) 500000 Fr. beträgt (RKGG 5 II). Wird das Darlehen zurückbezahlt, unterliegt der darauf zuvor geleistete Investitionsabzug der Besteuerung (RKGG 5 III). Treten tatsächliche Verluste auf dem Darlehen ein, die höher sind als die in Anspruch genommenen Investitionsabzüge, kann die Hälfte dieser Differenz, jedoch maximal 250000 Fr. steuerlich geltend gemacht werden (RKGG 5 IV). Zieht der Darlehensgeber während der Dauer des Darlehensvertrages ins Ausland, so wird der Investitionsabzug insoweit rückgängig gemacht, als auf der Forderung keine Werteinbusse eingetreten ist (RKGG 5 IV). 

d) Abzüge für bestimmte Verhältnisse (Sozialabzüge, Steuerfreibeträge)

1. Begriff

Bestimmten Verhältnissen des Steuerpflichtigen wird durch feste Abzüge (Sozialabzüge, Steuerfreibeträge) Rechnung getragen. Im Gegensatz zu den Abzügen für besondere Aufwendungen hat der Steuerpflichtige nicht die Aufwendungen selbst, sondern nur das Vorliegen bestimmter persönlicher Verhältnisse nachzuweisen. 
2. Arten

Den Steuerpflichtigen wird meistens ein persönlicher Abzug gewährt, welcher z.T. von einem bestimmten Alter an erhöht ist. Durch den Haushaltabzug wird, soweit mehrere Personen im Haushalt leben, der Tatsache Rechnung getragen, dass das Einkommen dem Lebensunterhalt mehrerer Personen dient. Auch die Abzüge für Kinder und unterstützte Personen (DBG 35, 213) berücksichtigen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen.

3. Umfang der Gewährung bei teilweiser Steuerpflicht

Sofern nur wirtschaftliche Zugehörigkeit gegeben ist oder sich bei persönlicher Zugehörigkeit die Steuerpflicht nicht auf das gesamte Einkommen erstreckt, werden die Abzüge für besondere Verhältnisse bei der direkten Bundessteuer lediglich anteilsmässig gewährt.

D. Reineinkommen und steuerbares Einkommen

a) Gesetzgebung

Das DBG unterscheidet zwei Gruppen von Abzügen, welche in zwei getrennten Stufen berücksichtigt werden. Die steuerbaren Einkünfte werden zunächst um eine erste Gruppe von Abzügen vermindert; der verbleibende Betrag ist das Reineinkommen (DBG 25 – 33). In einer zweiten Stufe wird sodann das steuerbare Einkommen ermittelt, indem das Reineinkommen um die zweite Gruppe von Abzügen gekürzt wird (DBG 35). Die beiden Gruppen von Abzügen sind nicht identisch mit der grundlegenden Einteilung in organische und übrige Abzüge. Neben den organischen Abzügen werden bei der Berechnung des Reineinkommens vielfach auch mehrere Arten von Abzügen für besondere Aufwendungen berücksichtigt (DBG 33). Die Gesetzgebung ist sehr uneinheitlich.

b) Reineinkommen

1. Gewinnungskosten und Verlustverrechnung

Zum Begriff des Einkommens gehören auf alle Fälle die Berücksichtigung der Gewinnungskosten und die Verrechnung von Verlusten aus einzelnen Einkommensquellen mit Überschüssen aus andern innerhalb der gleichen Periode (DBG 25). 
2. Das Problem des Abzugs der besonderen Aufwendungen

Fraglich ist dagegen, ob auch die Abzüge für besondere Aufwendungen in die Berechnung des Reineinkommens einzubeziehen sind. Die vorherrschende Tendenz in der Gesetzgebung spricht für einen solchen Einbezug. Schliesslich dienen diese Abzüge i.d.R. der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, welche oberstes Richtmass der Einkommensteuer ist.

3. Begriff

Bei einer wirklichkeitsnahen Begriffsbildung kann die herrschende Tendenz in der Gesetzgebung schwerlich übergangen werden. Deshalb sind die Abzüge für besondere Aufwendungen auch in der Theorie in die Berechnung des Reineinkommens einzubeziehen. Als Reineinkommen kann somit generell die Differenz zwischen den Bruttoeinkünften und den Gewinnungskosten sowie den Abzügen für besondere Aufwendungen bezeichnet werden.

c) Steuerbares Einkommen

Steuerbares Einkommen ist die Differenz zwischen dem Reineinkommen und den Abzügen für bestimmte Verhältnisse. Es bildet zugleich die Steuerberechnungsgrundlage.

II. Zeitliche Bemessung des Einkommens

Die Bundessteuergesetze lassen den kantonalen Gesetzgebern sowohl für die direkte Bundessteuer (sic!) als auch für die Kantons- und Gemeindesteuern ein Wahlrecht zwischen zwei Bemessungssystemen (DBG 41, StHG 16). Sie können entweder einjährige Steuerperioden vorsehen und die Steuern nach dem in der Steuerperiode erzielten Einkommen bemessen und in der Folgeperiode veranlagen (Postnumerandobesteuerung) oder zweijährige Steuerperioden festlegen und die Steuer nach dem Durchschnitt der beiden Vorjahre bemessen und in der Steuerperiode veranlagen (Pränumerandobesteuerung mit Vergangenheitsbemessung). Am 1. Januar 2001 haben mit Ausnahme der Kantone TI, VD und VS alle Kantone die Postnumerandobesteuerung eingeführt. Beim Wechsel kam es zu einer Bemessungslücke (vgl. DBG 218 I – V, StHG 69 I – V). 

III. Steuermass

A. Allgemeines

Das Steuermass der Einkommensteuer drückt die Höhe der geschuldeten Einkommensteuer in Prozenten des steuerbaren Einkommens aus. Bei der Einkommensteuer setzt sich das Steuermass i.d.R. wie bei allen direkten Hauptsteuern aus dem festen gesetzlichen Steuersatz und dem veränderlichen Steuerfuss zusammen. Beide Elemente zusammen bestimmen die Höhe der Steuerbelastung, indem sie mit der Berechnungsgrundlage multipliziert den Steuerbetrag ergeben.
B. Steuersatz

a) Ausgestaltung im Allgemeinen

Der Steuersatz wird in Prozenten des steuerbaren Einkommens festgelegt. Er ergibt nicht den effektiven Steuerbetrag, sondern lediglich die einfache Staatssteuer. Seine Bestimmung ist Sache des Gesetzgebers. Der Einkommensteuersatz ist stets progressiv in Form eines Tarifs ausgestaltet. Die Progression ist i.d.R. überschiessend, d.h. der höhere Prozentsatz gilt jeweils nur für das die betreffende Stufe überschreitende Einkommen und nicht für das gesamte Einkommen. Mehrere Kantone haben Indexklauseln eingeführt, um der durch die Geldentwertung verursachten kalten Progression zu begegnen. Bei der direkten Bundessteuer ist der Ausgleich der kalten Progression verfassungsrechtlich vorgeschrieben (BV 128 III) und auf Gesetzes- und Verordnungsstufe konkretisiert (DBG 39, 215). 
b) Ausgestaltung bei Ehegatten in ungetrennter Ehe

Das Problem liegt darin, dass das Einkommen der Ehegatten zusammengezählt wird. Das DBG enthält einen getrennten Tarif für Alleinstehende und verheiratete Personen (Doppeltarif; DBG 36 II). Das StHG lässt den Kantonen die Wahl, die angemessene Ermässigung durch einen Prozentabzug vom Steuerbetrag oder durch einen Doppeltarif (StHG 11 I) zu verwirklichen. 

c) Quellenbesteuerung von Personen ohne Niederlassungsbewilligung

1. Allgemeines

Personen ohne fremdenpolizeiliche Niederlassungsbewilligung entrichten die Steuer nach besonderen Tarifen und in einem besonderen Verfahren (DBG 83, StHG 32). Diese Personen werden an der Quelle besteuert. Sie sind zwar Steuersubjekte, die Steuer muss jedoch vom Schuldner der steuerbaren Leistung (z.B. Arbeitgeber) entrichtet werden. Die Bundessteuererlasse regeln die Quellenbesteuerung in einem besonderen Teil (DBG 83 ff.) bzw. Titel (StHG 32 ff.) als Steuer eigener Art. Zu beachten sind stets die von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen, welche die im internen Recht vorgesehene Besteuerung ganz oder teilweise zurückdrängen können.

2. Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz

Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz (DBG 3, StHG 3) unterliegen einzig mit ihrem Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit  der Besteuerung an der Quelle. Die Steuer wird von den Bruttoeinkünften zu besonderen Tarifen (DBG 86, StHG 33 II) erhoben. Steuerschuldner ist der Arbeitgeber (DBG 88, StHG 37). Die an der Quelle erhobene direkte Bundessteuer wird in den Tarif der kantonalen Quellensteuer eingebaut (DBG 85 II). Sofern die Bruttoeinkünfte in einem Kalenderjahr einen bestimmten Betrag übersteigen, wird nachträglich eine ordentliche Veranlagung durchgeführt. Die an der Quelle erhobene Steuer wird dabei an die im ordentlichen Verfahren ermittelte Steuer angerechnet.

3. Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz

Personen, die in der Schweiz nur aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig sind, entrichten unabhängig von ihrem fremdenpolizeilichen Status die Quellensteuer (DBG 91 – 101, StHG 35 f.). Soweit sie in der Schweiz unselbständig erwerbstätig sind, wird die Steuer nach dem gleichen Tarif erhoben wie bei den der Quellensteuerpflicht unterstehenden Personen mit persönlicher Zugehörigkeit (DBG 91, 97, StHG 36 I). 

d) Kapitalabfindungen für wiederkehrende Leistungen

Werden wiederkehrende Leistungen durch einmalige Kapitalabfindungen abgegolten, so werden diese Abfindungen zwar dem steuerbaren Einkommen zugerechnet, jedoch i.d.R. nur zu jenem Steuersatz besteuert, welcher sich bei der Ausrichtung der wiederkehrenden Leistung ergeben hätte (Rentensatz, DBG 37, StHG 11 II). DBG 38 I und StHG 11 III ordnen für Kapitalleistungen aus Vorsorge die gesonderte Erhebung einer vollen Jahressteuer an; DBG 38 II schreibt dabei einen Fünftel des ordentlichen Tarifs als Steuersatz vor.

C. Steuerfuss

Um die Steuereingänge den Bedürfnissen anpassen zu können, sehen die kantonalen Gesetze durchwegs vor, dass das Parlament in bestimmten Zeitabständen bestimmen kann, wie viele Prozente der einfachen Staatssteuer in den nächsten Steuerperioden bei allen Steuerpflichtigen erhoben werden. Dieser Faktor heisst Steuerfuss. Durch Veränderungen des Steuerfusses wird die Progressionskurve nicht beeinflusst, da der Steuerfuss stets proportional zur einfachen Staatssteuer festgesetzt wird. Der Staatssteuerfuss dient der Regulierung des Steuerertrages der Kantone. Der Gemeindesteuerfuss wird von den Gemeinden festgesetzt und bestimmt, wie viele Prozente der einfachen Staatssteuer die einzelnen Gemeinden als Gemeindesteuern erheben. Die dem Kanton und der Gemeinde zu entrichtenden Steuern ergeben sich aus der einfachen Staatssteuer gemäss gesetzlichem Tarif, multipliziert mit den Steuerfüssen von Kanton und Gemeinde.
D. Steuerbelastung des Einkommens

Die Steuerbelastung des Einkommens durch die Einkommensteuern ergibt sich aus der Summe von Staatssteuer, Gemeindesteuer und direkter Bundessteuer (nur Steuersatz).

IV. Besteuerung nach dem Aufwand

A. Allgemeines

Obwohl die Bundessteuererlasse bestimmen, dass gewisse Steuerpflichtige an Stelle der Einkommensteuer eine Steuer nach dem Aufwand entrichten können, handelt es sich bei dieser Steuer nicht um eine eigene Art von Steuer, sondern um eine besondere Art der Einkommensteuer. Die Besteuerung nach dem Aufwand ist dadurch gekennzeichnet, dass die Berechnungsgrundlage nach speziellen Regeln ermittelt wird. Massgeblich ist grundsätzlich der Lebensaufwand. Ist dieser jedoch geringer als die Einkünfte aus schweizerischer Quelle und die Einkünfte, für die aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens eine Entlastung von ausländischen Steuern beansprucht wird (DBG 14 III, StHG 6 III), stellt sich diese Steuer materiell als Einkommensteuer, im Wesentlichen beschränkt auf die Einkünfte aus schweizerischen Quellen, dar.

B. Voraussetzungen und Dauer

Schweizer Bürger, die erstmals oder nach mindestens 10-jähriger Landesabwesenheit neu in die Steuerpflicht eintreten und in der Schweiz keine Erwerbstätigkeit ausüben, haben das Recht, für die laufende Steuerperiode an Stelle der Einkommensteuer die Steuer nach dem Aufwand zu entrichten (DBG 14 I, StHG 6 I). Personen mit ausschliesslich ausländischer oder ohne Staatsbürgerschaft steht dieses Recht ohne zeitliche Beschränkung zu (DBG 14 II, StHG 6 II). 

C. Steuerobjekt und Abzüge

a) Bei ordentlicher Besteuerung nach dem Aufwand

Steuerobjekt ist der Lebensaufwand, welcher jedoch nur sehr schwer feststellbar ist. Deshalb wird in der Praxis häufig ein Vielfaches des Mietzinses als Hilfsgrösse herangezogen. Es werden meistens ausländische Wohnstätten ausser Acht gelassen. Bei der direkten Bundessteuer wird mindestens das Fünffache dieses Wertes besteuert. Unabhängig vom Lebensaufwand umfass jedoch das Steuerobjekt mindestens sämtliche aus schweizerischen Quellen stammenden Einkünfte sowie jene Einkünfte, für die der Steuerpflichtige aufgrund eines von der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommens eine Entlastung von ausländischen Steuern beansprucht. Abzüge werden praktisch keine zugesprochen.

b) Bei modifizierter Besteuerung nach dem Aufwand

Gewisse schweizerische Doppelbesteuerungsabkommen sehen vor, dass natürliche Personen nur dann abkommensberechtigt sind, wenn sie für alle aus dem Partnerstaat stammenden Einkunftsteile der ordentlichen Besteuerung der schweizerischen Einkommenstuer unterstehen. Um diesen Personen die Möglichkeit zu geben, die entsprechenden Einkommensteile der ordentlichen Besteuerung zu unterstellen, im Übrigen jedoch nach dem Aufwand besteuert zu werden, ist im DBG eine entsprechende gesetzliche Grundlage geschaffen worden (modifizierte Aufwandbesteuerung; DBG 14 IV). 

D. Steuermass

Massgeblich ist der Einkommensteuertarif. Bei der modifizierten Aufwandbesteuerung werden jene Einkünfte, für welche die Doppelbesteuerungsabkommen die ordentliche Besteuerung vorsehen, zum Satz des gesamten weltweiten Einkommens besteuert.

§15 Die Vermögensteuer

I. Allgemeines

Die Existenzberechtigung der Vermögensteuer (heute als die Einkommensteuer ergänzende Steuer) ist umstritten. Die Eigentumsgarantie verbietet es, die Vermögenssubstanz auszuhöhlen oder die Neubildung von Vermögen zu verhindern. Während die Vermögensteuer im Bund schon vor längerer Zeit aufgehoben worden ist, wird sie den Kantonen und Gemeinden durch das StHG ausdrücklich vorgeschrieben (StHG 2 I a). Das StHG regelt die Grundzüge des Steuerobjekts (Art. 13) und der Bewertung (Art. 14) sowie die zeitliche Bemessung (Art. 15 Abs. 4 und Art. 66).
II. Steuerobjekt

A. Das Reinvermögen als Steuerobjekt

Gegenstand der Vermögensteuer ist das Reinvermögen (StHG 13 I), d.h. die Differenz zwischen den Aktiven und den Schulden eines Steuerpflichtigen. Die Bewertung gehört hier bereits zur Feststellung des Steuerobjekts.

B. Aktiven

a) Steuerbare Aktiven

1. Grundsatz

Der Vermögensteuer unterliegen die einer Person zustehenden Sachen und geldwerten subjektiven Rechte. Subjektive Rechte haben dann einen Geldwert, wenn sie dazu geeignet sind, am Markt gegen Entgelt veräussert zu werden. Steuerbar sind sowohl das Privat- als auch das Geschäftsvermögen der natürlichen Personen. Zu beachten ist, dass Nutzniessungsvermögen vom Nutzniesser (StHG 13 II) und Treuhandvermögen vom Treugeber zu versteuern sind. Nicht steuerbar sind dementsprechend subjektive Rechte, die keinen Geldwert haben (z.B. Stammrechte) und Vermögensrechte, die nicht auf einem subjektiven Recht beruhen (z.B. Anwartschaften). 

2. Arten von Aktiven

Als Vermögen steuerbar sind in erster Linie die beweglichen und unbeweglichen Sachen im Sinne des Sachenrechts (ZGB 655, 713). Genau genommen beruht die Steuerpflicht auf den geldwerten Rechten an solchen Sachen. Im Vordergrund steht das Eigentumsrecht, in Betracht kommen aber auch beschränkte dingliche Rechte an Sachen. Zum steuerbaren Vermögen gehört sodann das Kapitalvermögen (vgl. aber StHG 13 III). Immaterielle Güter unterliegen der Vermögensteuer, wenn sie auf einem subjektiven Recht beruhen und einen durch Veräusserung realisierbaren Geldwert haben (v.a. Immaterialgüterrechte). Einen Spezialfall stellt der derivative Goodwill dar. Ist er nach den allgemein anerkannten Buchführungsregeln aktiviert, unterliegt er zusammen mit dem übrigen Geschäftsvermögen der Vermögensteuer. Lebensversicherungen unterliegen der Vermögensteuer nur dann, wenn sie rückkaufsfähig sind. Rückkaufsfähig sind Lebensversicherungen dann, wenn das versicherte Ereignis in jedem Fall eintritt und damit die Auszahlung der Versicherungssumme sicher ist. Rückkaufsfähige Rentenversicherungen sind nur so lange als Vermögen steuerbar, als die Rente noch nicht läuft.

3. Ausnahmen von der Steuerpflicht

Gemäss StHG 13 IV unterliegen der Hausrat und die persönlichen Gebrauchsgegenstände nicht der Vermögensteuer. Da in eigenen Räumen untergebrachte Kunst- und Antiquitätensammlungen nicht zu den befreiten Objekten gehören, ergeben sich z.T. Abgrenzungsprobleme. 

b) Bewertung der Aktiven

1. Grundsatz

Gemäss StHG 14 I wird das Vermögen zum Verkehrswert bewertet, wobei der Ertragswert angemessen berücksichtigt werden kann. Der Verkehrswert ist jener Wert, der am Bewertungsstichtag bei einer Veräusserung hätte erzielt werden können (Marktwert). Werden die entsprechenden Werte nicht börslich gehandelt, muss der Verkehrswert geschätzt werden. Dabei müssen sowohl der Substanz-(Real-)wert als auch der Ertragswert (kapitalisierter zukünftiger Ertrag) berücksichtigt werden. Solche Schätzungen bewegen sich meist in einer gewissen Bandbreite zwischen Mindest- und Höchstwert. Als steuerlich massgebender Verkehrswert kommt höchstens jener Preis in Betracht, der am Markt sicher erzielt werden könnte.

2. Besondere Regeln

Land- und forstwirtschaftlich genutzte Grundstücke werden gemäss StHG 14 II zum Ertragswert bewertet. Das Geschäftsvermögen wird ebenfalls grundsätzlich zum Verkehrswert bewertet. Dabei müssen jedoch die stillen Reserven zum buchmässigen Kapital hinzugerechnet werden. In Abweichung vom Verkehrswertprinzip ordnet StHG 14 III an, dass immaterielle Güter und bewegliches Vermögen (ausser Wertschriften), die zum Geschäftsvermögen gehören, mit jenem Bilanzwert bewertet werden, der für die Ermittlung des einkommensteuerpflichtigen Gewinns massgebend ist. Das bedeutet, dass in diesem Bereich stille Reserven nicht steuerbar sind. Rückkaufsfähige Lebensversicherungen stellen nur insoweit einen Vermögenswert dar, als sie gegen Entgelt veräussert werden können. Das ist nur im Umfang ihres Rückkaufswertes der Fall. Sie sind daher für die Vermögensteuer höchstens zu diesem Wert zu bewerten. 

C. Schuldenabzug

Den Kantonen ist nicht vorgeschrieben, welchen Schuldenbegriff sie zu verwenden haben. Nachfolgend werden die in der mehrheitlich geltenden Praxis angewandten Regelungen dargestellt.

Von den Aktiven können die Schulden abgezogen werden, sofern der Steuerpflichtige das Bestehen der Schuld nachweisen kann. Abzugsfähig sind nur Schulden des Steuerpflichtigen oder von Personen, deren Vermögen er versteuern muss.

Abzugsfähig sind nur die entstandenen Schulden, nicht aber die voraussehbaren, anwartschaftlichen Schulden. In der Praxis wird i.d.R. von diesem Grundsatz eine Ausnahme bei den Steuern gemacht, indem jene Einkommensteuern, die sich aufgrund der entsprechenden Steuererklärung ergeben, bereits vom steuerbaren Vermögen der gleichen Periode zum Abzug zugelassen werden. Ein Abzug ist nur zulässig für Verpflichtungen zu einer geldwerten Leistung. Eine blosse Belastung durch ein dingliches Recht genügt nicht. Nur effektive Schulden sind abziehbar, nämlich solche, mit deren Erfüllung ernsthaft gerechnet werden muss. Der Eintritt der Fälligkeit ist nicht notwendig. 

Nicht als Schulden gelten die Verpflichtungen zu periodischen Leistungen.

III. Zeitliche Bemessung

Für die Postnumerandobesteuerung ordnet StHG 66 I an, dass sich das Vermögen nach dem Stand am Ende der Steuerperiode (die zugleich Bemessungsperiode ist) bemisst.

Bei der Pränumerandobesteuerung ist i.d.R. der erste Tag der Steuerperiode bzw. dessen Vortag (letzter Tag der Bemessungsperiode) massgebend für die Ermittlung des Vermögensstandes und die Bewertung der Aktiven (StHG 15 IV). 

IV. Steuermass

A. Steuerfreibeträge

Die kantonalen Vermögensteuertarife setzen regelmässig nicht direkt beim Reinvermögen an, sondern bei einem tieferen Betrag. Die in den Kantonen geltenden Steuerfreibeträge sind sehr unterschiedlich. Für Verheiratete gewährt die Mehrzahl der Kantone einen Freibetrag von 100000 Fr. oder mehr.

B. Steuertarif

Der Steuersatz der Vermögensteuer ist i.d.R. überschiessend progressiv ausgestaltet und wird in Promillen der Berechnungsgrundlage festgesetzt (einfache Staatssteuer). Für die effektive Belastung ist ausserdem der Steuerfuss von Kanton und Gemeinde massgebend. 

Gemessen am Vermögensertrag fällt die Vermögensteuerbelastung bei niedriger Rendite stark ins Gewicht, jedoch besteht nur in vereinzelten Kantonen eine Bestimmung, wonach die Gesamtbelastung durch die Einkommen- und Vermögensteuer zusammen eine bestimmte Höhe nicht übersteigen darf.

§16 Überblick

I. Steuern der juristischen Personen

A. Allgemeines

Die Bundessteuergesetze ordnen an, dass alle juristischen Personen (jP) generell der Gewinnsteuer und bei den Kanons- und Gemeindesteuern der Kapitalsteuer unterstellt sind (DBG 49 I, StHG 2 I b). Trotz der Unterwerfung aller jP unter diese Steuern ergeben sich noch Besonderheiten je nach Organisationsform. So bestehen einerseits Abweichungen von den üblichen Regeln bei der Ermittlung des steuerbaren Gewinns von Vereinen, und andererseits werden Anlagefonds mit direktem Grundbesitz, obwohl sie nicht jP sind, der Gewinnsteuer unterstellt (DBG 49 II, StHG 20 I). 
Neben dem System der Erhebung von ordentlichen gewinn- und Kapitalsteuern kennen gewisse Kantone Minimalsteuern für jP. Dort bemisst sich die Steuer nicht nach dem Gewinn und z.T. nicht nach dem Kapital der jP, sondern nach andern Kriterien.

B. Ordentliche Besteuerung

a) Normalfall

Im Bund unterliegen die jP einer proportionalen Gewinnsteuer. Eine Kapitalsteuer wird nicht erhoben. Nach dem Steuerrecht der meisten Kantone entrichten die jP teils eine proportionale, teils eine progressive Steuer vom Reingewinn (Progression i.d.R. nach Ertragsintensität) und eine proportionale Steuer vom Kapital.

b) Gesellschaften mit besonderem Steuerstatus

Bei den Kantons- und Gemeindesteuern werden gewisse jP, wenn sie bestimmte Merkmale erfüllen, nicht der normalen Kapital- und Gewinnbesteuerung unterstellt, sondern ihnen wird ein besonderer Steuerstatus zuerkannt. Es handelt sich dabei um Holding- und Verwaltungsgesellschaften sowie um gemischte Gesellschaften (StHG 28 II – IV). Zurzeit erst auf Bundesebene geniessen die RKG eine gewisse steuerliche Vorzugsbehandlung (vgl. RKGG 3 f.). 

Holdinggesellschaften sind Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, deren Aktiven zu mindestens zwei Dritteln aus Beteiligungen bestehen oder deren Erträge zu mindestens zwei Dritteln aus Beteiligungen stammen. Diese Gesellschaften entrichten keine Gewinnsteuer und eine nach Massgabe des kantonalen Rechts reduzierte Kapitalsteuer. Einzig die Erträge aus schweizerischem Grundbesitz werden mit der Gewinnsteuer belegt (StHG 28 II). 

Verwaltungsgesellschaften sind Kapitalgesellschaften, Genossenschaften und Stiftungen, die in der Schweiz eine Verwaltungs- jedoch keine Geschäftstätigkeit ausüben. Verwaltungsgesellschaften entrichten keine Gewinnsteuer auf den Beteiligungserträgen und Kapitalgewinnen auf Beteiligungen. Andere Einkünfte aus schweizerischen Quellen werden der normalen Gewinnbesteuerung zugeführt, während diese Einkünfte, wenn sie aus ausländischen Quellen stammen, nur teilweise in die Berechnungsgrundlage miteinbezogen werden (vgl. StHG 28 III c). 

Gemischte Gesellschaften sind Unternehmungen oder Teile von Unternehmungen, die zwar in der Schweiz einen eingerichteten Geschäftsbetrieb haben, jedoch bezüglich Geschäftstätigkeit und damit Ertragsstruktur einen intensiven Auslandbezug haben. Aufgrund dieses intensiven Auslandbezuges wird bei diesen Gesellschaften die subjektive Steuerpflicht eingegrenzt und auch dann eine internationale Steuerausscheidung vorgenommen, wenn die Tätigkeit im Ausland nicht die klassischen Merkmale einer Betriebsstätte erfüllt.

C. Minimalsteuern

Die Mehrzahl der Kantone unterwerfen die jP einer Minimalsteuer, welche dann anstelle der ordentlichen Steuern erhoben wird, wenn ein grösserer Steuerbetrag resultiert, als dies bei Heranziehung zu den ordentlichen Steuern der Fall wäre. Als Berechnungsgrundlage dieser Minimalsteuern dienen die Bruttoeinnahmen und/oder das Grundeigentum oder die Bruttoeinnahmen und das im Kanton investierte Kapital. Das Bundesgericht hat entschieden, dass eine Minimalsteuer auf den Bruttoeinnahmen nur dann verfassungsmässig ist, wenn der ihr entsprechende Sollertragssatz einerseits eine bestimmte, geringe Höhe nicht übersteigt und er sich andererseits grundsätzlich proportional zum Umsatz verhält. Das StHG erwähnt die Minimalsteuer im Katalog der von den Kantonen zu erhebenden Steuern nicht (StHG 2), anerkennt jedoch implizit durch die Anordnung der Anrechenbarkeit der Minimalsteuer an die Gewinnsteuer (StHG 27 II), das deren Erhebung zulässig ist. 

II. die Kapitalgesellschaften im Rahmen der Unternehmensbesteuerung

A. Die Bedeutung der Rechtsform der Unternehmung im Steuerrecht

Bei Personenunternehmungen werden sämtliche Einkünfte aus der Unternehmung bei den Inhabern zusammen mit deren übrigem Einkommen mit der Einkommensteuer besteuert; das Geschäftskapital wird zusammen mit dem übrigen Vermögen durch die Vermögensteuer des Inhabers erfasst. Der Unternehmungsgewinn und das Unternehmungsvermögen unterliegen somit nur je einmal der Besteuerung zum Steuermass des Gesamteinkommens bzw. –vermögens des oder der Inhaber.

Bei Kapitalgesellschaften entrichtet die Gesellschaft auf dem erzielten Gewinn die Gewinnsteuer und in den Kantonen und Gemeinden auf dem Kapital die Kapitalsteuer. Die Anteilshaber haben die anteile an der Gesellschaft als Vermögen zu versteuern und unterliegen für den daraus erzielten Vermögensertrag der Einkommensteuer. Das in Kapitalgesellschaften investierte Kapital und die von diesem ausgeschütteten Gewinne werden somit zweimal besteuert.
Trotz dieser wirtschaftlichen Doppelbesteuerung kann nicht gesagt werden, die Rechtsform der Kapitalgesellschaft sei in allen Fällen nachteilig. Der Vergleich zwischen den verschiedenen Rechtsformen hängt vielmehr von den Verhältnissen des Einzelfalls und der Gestaltung der Beziehungen zwischen Gesellschaft und Anteilshaber ab.

B. Beziehungen zwischen Kapitalgesellschaften und Anteilshaber

Aus der Tatsache, dass Kapitalgesellschaft und Anteilshaber selbständige Steuersubjekte sind, folgt, dass die zwischen diesen bestehenden Beziehungen grundsätzlich auch steuerrechtlich massgebend sind. Dabei ist zwischen den austauschrechtlichen Beziehungen aufgrund von Rechtsgeschäften und den beteiligungsrechtlichen Beziehungen zu unterscheiden.

a) Austauschrechtliche Beziehungen

Der Anteilshaber kann insbesondere auch Arbeitnehmer oder Gläubiger der Gesellschaft sein. Was er in dieser Eigenschaft an Lohn oder Kapitalzins empfängt, ist zwar bei ihm Einkommen, bei der der Gesellschaft jedoch Aufwand und damit ertragsschmälernd. Was bei einer Personengesellschaft bei einem Subjekt steuerbar ist, verteilt sich hier also auf zwei Steuersubjekte, indem der Lohn nur beim Anteilsinhaber, der Gewinn bei der Gesellschaft steuerbar ist. Dadurch wird u.U. die Auswirkung der Progression und damit der Doppelbelastung des ausgeschütteten Gewinns etwas abgeschwächt. Der Gestaltungsmöglichkeit sind jedoch Grenzen gesetzt.

b) Beteiligungsrechtliche Beziehungen

Da die Doppelbelastung des Gewinns erst bei dessen Ausschüttung eintritt, kann die Steuerfolge mit entsprechendem Zinsvorteil aufgeschoben werden. Ausserdem kann die Doppelbelastung zufolge Nichtbesteuerung der Kapitalgewinne durch Nichtausschüttung der Gewinne und späteren Verkauf der Anteile vermieden werden; allerdings muss sich der verkaufende Anteilsinhaber in diesem Fall u.U. eine Erlösreduktion wegen latenter Steuerlasten gefallen lassen. 

Die beteiligungsrechtlichen Beziehungen finden im Steuerrecht nur ausnahmsweise keine Anerkennung. Das ist dann der Fall, wenn die Gründung oder Existenz der jP nur dem Missbrauch dient.

C. Besonderheiten der für Kapitalgesellschaften massgebenden Steuern

a) Gewinnsteuern

Während der Selbständigerwerbende die direkten Steuern nicht vom Einkommen abziehen kann, sind bei den Kapitalgesellschaften alle Steuern abzugsfähig (DBG 59 a, StHG 25 a). 
Beim Selbständigerwerbenden richtet sich die Progression nach der absoluten Höhe seines Einkommens und damit auch des Unternehmungsgewinnes. Das auf Kantons- und Gemeindesteuer teilweise zur Anwendung gelangende progressive Steuermass der Kapitalgesellschaften richtet sich i.d.R. nach der relativen Höhe des Gewinns im Vergleich zum Kapital (Ertragsintensität).

b) Kapitalsteuer

Das steuerbare Kapital wird nicht nach Verkehrswert, sonder nach Gewinnsteuerwerten bemessen.

c) Minimalsteuern

Gibt es für Personenunternehmungen nicht.

d) Übrige Steuern

Die eidg. Emissionsabgabe auf Kapitaleinlagen und die eidg. Verrechnungssteuer auf Gewinnausschüttungen und andern geldwerten Leistungen an die Beteiligten kommen nur bei Kapitalgesellschaften und Genossenschafen zur Anwendung. 

§17 Steuerhoheit; subjektive Steuerpflicht

I. Steuerhoheit
A. Bund

Gemäss BV 128 I b und c kann der Bund eine direkte Bundessteuer von höchstens 9,8% auf dem Reinertrag und von höchstens 0,825 Promille auf dem Kapital und auf den Reserven der jP erheben; die jP sind ohne Rücksicht auf die Rechtsform nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit möglichst gleichmässig zu belasten (BV 127 II). 
B. Kantone

Die Kantone besitzen die Steuerhoheit gegenüber jP aufgrund ihrer Souveränität (BV 3). Alle Kantone machen von ihrer Steuerhoheit Gebrauch und unterwerfen die jP der Steuerpflicht (Staatssteuer). Die jP sind im StHG in den Art. 20 – 31 geregelt.

C. Gemeinden

Den politischen Gemeinden steht i.d.R. die abgeleitete Steuerhoheit über die jP zu, wobei sie ihre Steuer aufgrund der einfachen Staatssteuer, also nach den Vorschriften des kantonalen Rechts, aber mit eigenem Steuerfuss erheben. BV 15 schliesst nach geltender Rechtsprechung nicht aus, dass die jP auch den Kirchgemeinden gegenüber als steuerpflichtig erklärt werden können.

II. Subjektive Steuerpflicht

A. Grundsatz der subjektiven Steuerpflicht der juristischen Personen

Das geltende Steuerrecht stützt sich auf die Tatsache, dass die jP nach Zivilrecht Rechtssubjekte sind, und erklärt sie deshalb auch als subjektiv steuerpflichtig. Für die ausländischen Gesellschaften vgl. DBG 49 III, StHG 20 II. Den übrigen jP gleichgestellt sind ausserdem die Anlagefonds mit direktem Grundbesitz (DBG 49 II, StHG 20 I). 
B. Nichtanerkennung juristischer Personen

Dienen jP nur der Steuerumgehung, müssen sie steuerlich nicht anerkannt werden, entweder aufgrund ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmungen oder aufgrund der Praxis des Bundesgerichtes. Das Vorliegen der Steuerumgehung muss von den Behörden im Einzelfall nachgewiesen werden. Allein das Erzielen einer Steuerersparnis genügt noch nicht zu deren steuerlicher Nichteanerkennung und zur Zurechnung beim schweizerischen Anteilsinhaber.

C. Steuerrechtliche Zugehörigkeit

a) Persönliche Zugehörigkeit (unbeschränkte Steuerpflicht)

Das Hauptsteuerdomizil der jP befindet sich grundsätzlich an deren statutarischem Sitz (DBG 50, StHG 20 I). Dieser ist nur dann nicht massgebend, wenn sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung an einem anderen Ort befindet.

b) Wirtschaftliche Zugehörigkeit (beschränkte Steuerpflicht)

Liegenschaften, Betriebsstätten und Beteiligungen an Geschäftsbetrieben ausserhalb des Ortes des Sitzes bzw. der Leitung stellen Nebensteuerdomizile der jP dar und begründen die beschränkte Steuerpflicht. Beim Bund sind auch die übrigen für natürliche Personen geltenden Nebensteuerdomizile relevant, soweit dies nicht an Merkmale anknüpfen, welche den jP nicht zukommen können. Gleiches gilt für die Kantone im internationalen, jedoch nicht interkantonalen Verhältnis (StHG 21 I, II). 

D. Beziehung zum Steuerobjekt

Bei der Gewinn- und Kapitalsteuer bestimmt die Beziehung zwischen Steuersubjekt und Steuerobjekt die Zurechnung der Erträge und des Kapitals zu den Steuersubjekten. Grundsätzlich werden diesen jenem Steuersubjekt zugerechnet, das zivilrechtlich Anspruch auf den Ertrag bzw. das Eigentum an den für die Ermittlung des Kapitals massgeblichen Aktiven hat. Die Schweiz kennt bei der Kapital- und Gewinnsteuer keine Konzernbesteuerung. Eine Ausnahme gilt bei Treuhandverhältnissen.

E. Umfang der subjektiven Steuerpflicht

DBG 52 I bestimmt, dass die Steuerpflicht bei persönlicher Zugehörigkeit unbeschränkt ist, sich jedoch nicht auf ausländische Geschäftsbetriebe, Betriebsstätten und Grundstücke erstreckt. Die internationale Steuerausscheidung erfolgt nach den Grundsätzen des interkantonalen Steuerrechts (DBG 52 III). Verluste aus einer ausländischen Betriebsstätte können mit inländischen Gewinnen verrechnet werden, soweit sie nicht bereits im Ausland berücksichtigt wurden. Dasselbe gilt für ausländische Liegenschaften. Das StHG enthält keine Regelungen zum Umfang der subjektiven Steuerpflicht.
Die Kantone können jP, die neu eröffnet werden oder ihre betriebliche Tätigkeit wesentlich ändern, für das Gründungsjahr und die neun folgenden Jahre Steuererleichterungen gewähren, wenn die Unternehmen dem wirtschaftlichen Interesse des Kantons dienen (StHG 23 III). Für die direkte Bundessteuer steht diese Kompetenz dem Eidg. Volkswirtschaftsdepartement zu, wenn sich die jP in einem wirtschaftlichen Erneuerungsgebiet befindet.

Bei wirtschaftlicher Zugehörigkeit beschränkt sich die Steuerpflicht auf die Teile des Gewinnes, für die eine Steuerpflicht angeordnet ist (DBG 52 II). Steuerbar ist jedoch immer mindestens das in der Schweiz erzielte Ergebnis (DBG 52 IV). 

F. Ausnahmen von der subjektiven Steuerpflicht

Die Steuergesetze nehmen regelmässig gewisse jP des öffentlichen oder privaten Rechts von der subjektiven Steuerpflicht aus. Es sind dies meistens:
· Der Bund, die Kantone und deren Gemeinden mit ihren Anstalten (DBG 56 a-c, StHG 23 I a-c)

· Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen und Personalvorsorgeeinrichtungen (DBG 56 e, f, StHG 23 I d, e)

· jP, die öffentliche oder gemeinnützige Zwecke verfolgen (DBG 56 g, StHG 23 I f)

Die Tätigkeit der Institutionen, welche diese Zwecke ausüben, ist nicht auf die Schweiz bzw. den Sitzkanton beschränkt. Für die Steuerbefreiung ist es unerheblich, wo die gemeinnützige Tätigkeit ausgeübt wird. Gemeinnützigkeit des verfolgten Zweckes setzt einerseits voraus, dass dieser im Allgemeininteresse liegt, andererseits aber auch, dass dieser uneigennützig verfolgt wird. Weiteres Wesensmerkmal ist der Begriff der Solidarität; solidarisch handelt, wer in einer Art aktiv ist, die auf den Ausgleich sozialer Defizite ausgerichtet ist. Für die Zuerkennung der Gemeinnützigkeit wird auch verlangt, dass der Kreis der Destinatäre offen ist. Die jP müssen den gemeinnützigen Zweck auch tatsächlich verfolgen. Sie dürfen sich nicht darauf beschränken, die vorhandenen Mittel zu verwalten. Verfolgt eine jP nur teilweise gemeinnützige oder öffentliche Zwecke, kann eine teilweise Steuerbefreiung Platz greifen. In diesem Sinne ebenfalls steuerbefreit sind jP, die gesamtschweizerische (DBG 56 h) bzw. kantonale (StHG 23 I g) Kultuszwecke verfolgen, wobei darunter die Pflege und Förderung eines gemeinsamen Glaubensbekenntnisses verstanden wird. Alle diese jP unterliegen in jedem Fall der Grundstückgewinnsteuer (vgl. StHG 23 IV). Unter Vorbehalt der Gewährung von Gegenrecht sind ebenfalls steuerbefreit ausländische Staaten für die dem unmittelbaren Gebrauch für diplomatische oder konsularische Zwecke dienenden Liegenschaften (DBG 56 i, StHG 23 I h).

G. Dauer der Steuerpflicht

Als Zeitpunkt des Beginns der Steuerpflicht werden genannt: die Gründung, die Eintragung ins HR, die Domizilnahme bzw. die Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung in die Schweiz, der Erwerb von im Kanton steuerbaren Werten (vgl. DBG 54 I). Geht aus einer Umstrukturierung eine neue jP hervor, anerkennt die Praxis einen in bestimmten Umfang rückwirkenden Beginn der Steuerpflicht.

Das Ende der Steuerpflicht wird umschrieben mit Abschluss der Liquidation, Auflösung, Löschung im HR, Verlegung des Sitzes ausserhalb des Kantons, Aufgabe der im Kanton steuerbaren Werte (vgl. DBG 54 II und IV). 

§18 Gewinnsteuer

I. Allgemeines

Sämtliche jP sowie die Anlagefonds mit direktem Grundbesitz unterliegen den Bestimmungen über die Gewinnsteuer (DBG 49, StHG 20). Für die Kapitalgesellschaften und Genossenschaften auf der einen Seite und für die Vereine, Stiftungen und die übrigen jP auf der anderen Seite bestehen z.T. besondere Regelungen und bei der direkten Bundessteuer Unterschiede im Steuermass (8,5% im Gegensatz zu 4,25%).
II. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

A. Steuerobjekt

a) Grundsätze

1. Vollständigkeit und Periodizität

Das StHG umschreibt den Gegenstand der Gewinnbesteuerung in klarer Weise: der gesamte Reingewinn unterliegt der Gewinnsteuer. Dieser umfasst auch den geschäftsmässig nicht begründeten Aufwand und die der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträge, Kapital-, Liquidations- und Aufwertungsgewinne (StHG 24 I a, b). Die Besteuerung der Kapitalgewinne steht jedoch unter dem Vorbehalt der Gewährung eines Steueraufschubes bei Ersatzbeschaffungen (StHG 24 IV).

In DBG 57 ist zunächst ebenfalls der Grundsatz aufgestellt worden, wonach der Reingewinn das Steuerobjekt der Gewinnsteuer darstellt. Die nachfolgende Bestimmung, welche den Reingewinn umschreibt, ist in gewissen Teilen unklar formuliert.

Für die Gewinnbesteuerung in einer bestimmten Steuerperiode ist es unerheblich, ob übermässige Belastungen und ungenügende Gutschriften der Erfolgsrechnung sich innerhalb der Sphäre der jP abspielen oder ob diese im Verkehr mit anderen Personen vorkommen. Bei einer längerfristigen Betrachtungsweise unterscheiden sich jedoch diese beiden Formen ganz wesentlich. Die steuerliche Korrektur solcher Transaktionen verfolgt deshalb unterschiedliche Zielsetzungen. Liegen die übermässigen Belastungen und ungenügenden Gutschriften innerhalb der Unternehmenssphäre, wird verhindert, dass sie zu einem Steueraufschub in die Zukunft führen. Es wird das Periodizitätsprinzip durchgesetzt, welches besagt, dass es die Steuersubjekte nicht in der Hand haben zu bestimmen, wann sie die Steuern entrichten, sondern dass die Besteuerung in jener Periode erfolgen soll, in welcher der Gewinn wirtschaftlich erzielt wird. Im anderen Fall wird einem definitiven Verlust des Gewinnsteuersubstrates bei der fraglichen jP entgegengetreten. Sofern es sich bei den Personen, denen das Ergebnis der zu korrigierenden Transaktionen zukommt, um natürliche Personen handelt, wird mit der steuerlichen Korrektur bei der Gewinnsteuer erreicht, dass das eine Element der wirtschaftlichen Doppelbelastung sichergestellt ist. Diesem Ziel dient auch die vom Gesetz angeordnete Zurechnung der Zinsen auf dem verdeckten Eigenkapital zum steuerbaren Gewinn (StHG 24 I c, DBG 65).

2. Massgeblichkeit des Handelsrechts

Mit dem Verweis auf den Saldo der Erfolgsrechnung ist der Bezug zum Handelsrecht hergestellt worden. Es ist das Massgeblichkeitsprinzip angesprochen. Dieses bedeutet, dass von vorneherein nur handelsrechtskonforme Jahresabschlüsse als Grundlage der Steuerveranlagung in Betracht kommen. Buchungen, die zwingendem Handelsrecht widersprechen, sind auch steuerrechtlich unmassgeblich. Das Massgeblichkeitsprinzip besagt auch, dass dann, wenn die Erfolgsrechnung in Übereinstimmung mit den steuerlich massgebenden Vorschriften erstellt worden ist, deren Saldo die Berechnungsgrundlage für die Gewinnsteuer bildet.

Handelsrecht und Steuerrecht schützen entgegengesetzte Interessen. Während das Handelsrecht verhindern will, dass der Unternehmenserfolg zu günstig dargestellt wird, ist das Steuerrecht bestrebt, einen zu ungünstigen Erfolgsausweis zu unterbinden.

Der Saldo der Erfolgsrechnung wird steuerlich korrigiert, wenn und soweit die Erfolgsrechnung mit nicht geschäftsmässig begründetem Aufwand (vgl. Beispiele in DBG 58 I) belastet worden ist oder wenn verdeckte Gewinnausschüttungen bzw. Gewinnvorwegnahmen erfolgt sind. Gleich wie im StHG ist auch im DBG angeordnet, das der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebene Erträge mit Einschluss der Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne zu einer steuerlichen Korrektur des ausgewiesenen Reingewinns führen (DBG 58 I c). zusätzlich wird hier der Vorbehalt der Ersatzbeschaffung ausdrücklich angebracht. 
3. Verdeckte geldwerte Vorteile

Die gesetzlich gewollte wirtschaftliche Doppelbesteuerung von Kapitalgesellschaft und Anteilsinhabern bedingt steuerrechtliche Korrekturmassnahmen für Fälle, in denen geldwerte vorteile an die Anteilsinhaber nicht aus bereits mit der Gewinnsteuer vorbelasteten offenen Reserven, sondern in verdeckter Form geleistet werden. Es sind zwei Grundarten von verdeckten geldwerten Vorteilen möglich: die verdeckten Gewinnausschüttungen und die Gewinnvorwegnahmen. Bei den verdeckten Gewinnausschüttungen handelt es sich um Vorgänge, bei denen die Erfolgsrechnung auf der Aufwandseite in unzulässiger Weise belastet wird. Gewinnvorwegnahmen zeichnen sich dadurch aus, dass der Gesellschaft Vermögenszugänge, auf welche die Gesellschaft Anspruch hätte, vorenthalten werden.

b) Vermögenszugänge

1. Steuerwirksame Erträge

Sämtliche ordentlichen Erträge aus Leistungserstellung (Umsatz) und aus Vermögen (Zinsen etc.), auf welche die Gesellschaft rechtlich Anspruch hat, sind einem Erfolgskonto gutzuschreiben. Die Steuerpflicht besteht ferner für alle ausserordentlichen Erträge aus Vermögenszugängen seitens unbeteiligter Dritter. Hingegen besteht bei Erbschaften, Schenkungen und Vermächtnisse Steuerfreiheit (DBG 60 c, StHG 24 II c). 

Bei Rechtsgeschäften mit Anteilsinhabern und diesen nahe stehenden Personen muss die Kapitalgesellschaft das gleiche Entgelt fordern, das sie von einem unbeteiligten Dritten auf alle Fälle verlangen und auch erhalten würde (Gewinnvorwegnahme). Dieser steuerrechtliche Grundsatz der Entgeltlichkeit von Rechtsgeschäften zwischen Gesellschaft und Anteilshaber gilt dann nicht, wenn Komplexe von Aktiven und Passiven im Rahmen von Unternehmungsumstrukturierungen zwecks Einbringung in eine Nachfolgegesellschaft oder eigener Ausübung der Unternehmungstätigkeit auf den Anteilsinhaber übertragen werden.
Für Partnerwerke der Elektrizitätswirtschaft gelten DBG 58 III, StHG 24 V (sachgerechte Verteilung des Steuersubstrates zwischen Berg- und übrigen Kantonen).

Als ausserordentliche Beträge sind Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsgewinne steuerbar (Realisierung stiller Reserven; DBG 58 I c, StHG 24 I b). Bei diesen Vorgängen liegt lediglich ein buchmässiger Vermögenszugang vor. Anlass für die Besteuerung ist hier das Buchwertprinzip Dieses bedeutet, dass, sofern einer der im Gesetz genannten Fälle verwirklicht ist, die Differenz zwischen dem Buchwert der aus dem Vermögen der Steuersubjekte ausscheidenden Wirtschaftsgüter und des dafür erhaltenen gegenwertes der Gewinnsteuer zugeführt wird. 
Stille Reserven liegen dann vor, wenn entweder Aktiven einen höheren oder Passiven einen tieferen Verkehrswert aufweisen als den steuerlich massgebenden Buchwert. Steuerlich massgebender Buchwert ist bei den Aktiven der Wert in der Handelsbilanz zuzüglich des Betrages der allenfalls bei der Gewinnbesteuerung zum Gewinn gerechneter stiller Reserven (Gewinnsteuerwert). Bei den Passiven wird zur Ermittlung des Gewinnsteuerwertes der entsprechende Betrag zum Abzug gebracht. Es sind drei Arten der Realisierung stiller Reserven zu unterscheiden: die echte, die buchmässige und die steuersystematische Realisierung. Eine echte Realisierung stiller Reserven ist bei den Aktiven grundsätzlich dann gegeben, wenn ein Wirtschaftsgut aus dem Vermögen der Gesellschaft gegen Entgelt ausscheidet und das Entgelt nicht mit dem ausgeschiedenen Wirtschaftsgut wirtschaftlich identisch ist. Stille Reserven auf Passiven sind dann realisiert, wenn die passivierte gegenwärtige oder künftige Verpflichtung entfällt. Die in den Bundessteuergesetzen genannten Liquidationsgewinne stellen einen Anwendungsfall der echten Realisierung dar. Buchmässig werden stille Reserven realisiert, wenn unterbewertete Aktiven aufgewertet oder überbewertete Passiven abgewertet werden. Eine steuersystematische Realisierung wird angenommen, wenn trotz Verbleibens der Wirtschaftsgüter in der Gesellschaft das latente Gewinnsteuersubstrat untergeht oder in eine andere Steuerhoheit überführt wird. Eine Besteuerung wegen steuersystematischer Realisierung bedarf einer gesetzlichen Grundlage.

Es gibt nebst der Unternehmungsumgestaltung zwei Fälle, wo trotz Realisierung der stillen Reserven gesetzliche Ausnahmen von der Besteuerung vorgesehen sind: Ersatzbeschaffung (DBG 64, StHG 24 IV i.V.m. 8 IV) und Errichtung von Holdingstrukturen (kantonal).

Gehört ein Gegenstand zum betriebsnotwendigen Anlagevermögen und wird innert angemessener Frist ein Ersatzgut mit gleicher wirtschaftlicher Funktion für das Unternehmen angeschafft, wird eine allfällige Realisierung von stillen Reserven nicht besteuert (Ersatzbeschaffung). Der Steueraufschub wird dadurch erreicht, dass die stillen Reserven des ausgeschiedenen Gegenstandes auf das Ersatzgut übertragen werden. Geschieht die Beschaffung des Ersatzgutes nicht in der gleichen Steuerperiode, kann im Umfang der realisierten stillen Reserven eine Rückstellung gebildet werden, die beim Erwerb des Ersatzgutes aufgelöst wird.

Der Übergang von einer normal besteuerten Gesellschaft zu einer Holdinggesellschaft wird in den Kantonen speziell besteuert. Einige Kantone gewähren einen Steueraufschub nur bis zur effektiven Realisierung. Einige Kantone gehen noch weiter, indem sie nur bei Realisierung während einer bestimmten die Gewinnsteuer erheben. Später anfallende Gewinne bleiben steuerfrei.

Die Bundessteuergesetze enthalten Bestimmungen zu den drei Haupttypen von Unternehmensumgestaltungen: zur Umwandlung, zum Zusammenschluss und zur Spaltung von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften. Während bei der Umwandlung ein blosser Wechsel des Rechtskleids einer Unternehmung erfolgt, findet beim Zusammenschluss und bei der Spaltung von Unternehmen eine Änderung der Struktur der betrieblichen Tätigkeit statt. 

Zunächst sind zwei Bedingungen aufgestellt worden, die für alle Arten von Umgestaltungen erfüllt sein müssen, damit die stillen Reserven nicht realisiert sind und somit nicht besteuert werden: Die Steuerpflicht in der Schweiz muss weiter bestehen, und es dürfen im Rahmen der Umgestaltung keine buchmässigen Aufwertungen vorgenommen werden. Bei der Umwandlung müssen zusätzlich der Geschäftsbetrieb unverändert weitergeführt werden, und die Beteiligungsverhältnisse grundsätzlich gleich bleiben (DBG 61 I a, StHG 24 III a). In den Bundesgesetzen nicht geregelt ist die Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in eine Personenunternehmung. Dies bildet ebenfalls keinen Anlass zur Besteuerung der stillen Reserven. Beim Unternehmungszusammenschluss (Fusion) werden keine weiteren gesetzlichen Bedingungen mehr aufgestellt (DBG 61 I b, StHG 24 III b). Es muss sich jedoch auch wirtschaftlich um einen Zusammenschluss handeln. Nicht die Frage der Realisierung stiller Reserven einer in eine Umstrukturierung einbezogenen Gesellschaft, sondern jene der Behandlung auf Stufe der an dieser beteiligten Gesellschaft regelt die Sondernorm über die Absorption einer Tochtergesellschaft (DBG 61 III). Das Gesetz bestimmt gemäss seinem Wortlaut, dass ein Fusionsverlust nicht abzugsfähig und ein Fusionsgewinn steuerbar ist. Nur ein unechter Fusionsabzug ist nicht abzugsfähig. Ein solcher liegt vor, wenn zwar der Buchwert der Beteiligung bei der Muttergesellschaft höher als die buchmässigen Nettoaktiven der Tochtergesellschaft ist, jedoch die Tochtergesellschaft stille Reserven mindestens in der Höhe dieser Differenz aufweist. Ein echter Fusionsverlust liegt vor, wenn der Verkehrswert der Nettoaktiven tiefer ist als der Buchwert der Beteiligung bei der Muttergesellschaft; es ist abzugsfähig. Bei der Unternehmungsspaltung muss es sich um die Übertragung von in sich geschlossenen Betriebsteilen auf Kapitalgesellschaften oder Genossenschaften handeln, welche dir übernommenen Betriebsteile unverändert weiterführen (DBG 61 I c, StHG 24 III c). Es ist dabei stets zu untersuchen, ob eine formale Spaltung einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft auch eine Unternehmungsspaltung darstellt oder ob sie eine blosse Vorbereitungshandlung im Hinblick auf eine Teilliquidation darstellt. 
Treten bei einer Unternehmungsumgestaltung neue Beteiligungsrechte an die Stelle von Beteiligungsrechten an untergehenden Gesellschaften oder werden neue Beteiligungsrechte ausgegeben, sind diese wirtschaftlich identisch mit den untergehenden bzw. bestehenden Beteiligungsrechten. Dieser Sachverhalt ist deshalb nicht unter dem Aspekt der Ersatzbeschaffung zu würdigen, sondern es ist festzustellen, dass gar keine Realisierung der stillen Reserven vorliegt. 

2. Steuerneutrale Kapitaleinlagen

Was die Gesellschafter in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter an die Kapitalgesellschaft leisten, ist grundsätzlich Kapitaleinlage und gehört daher nicht zum steuerbaren Gewinn (DBG 60 a, StHG 24 II a). Dies gilt für Einzahlungen und Einlagen auf das Gesellschaftskapital und für Aufgelder bei Kapitalerhöhungen (Agios) sowie kraft ausdrücklicher gesetzlicher Anordnung für die A-fonds-perdu-Zuwendungen der Aktionäre. A-fonds-perdu-Zuwendungen der Aktionäre sind unentgeltliche Leistungen der Gesellschafter an die Gesellschaft ausserhalb einer Kapitalerhöhung.
Bei den Sanierungsleistungen ist zu unterscheiden zwischen Leistungen der Anteilsinhaber auf der einen Seite und Leistungen Dritter auf der andern Seite.

Sanierungsleistungen Dritter, insbesondere Forderungsverzichte, stellen steuerbaren Ertrag dar. Sofern diese jedoch zur Beseitigung einer Unterbilanz erbracht werden, führen sie im Zeitpunkt der Erbringung nicht zu einer Steuerzahlpflicht, weil in diesem Fall eine zeitlich unbeschränkte Verlustverrechnungsmöglichkeit gegeben ist (DBG 67 II, StHG 25 III). 
Während die A-fonds-perdu-Zuwendungen erfolgsneutral sind (DBG 60 a), ist die Behandlung für Forderungsverzichte der Anteilshaber umstritten. Richtigerweise ist zu prüfen, ob die Anteilsinhaber in ihrer Eigenschaft als Gläubiger oder als Anteilsinhaber handeln. 

Bilden die Anteile an der Gesellschaft, welche die Kapitaleinlage erhält, bei der diese Leistung erbringenden Person Geschäftsvermögen, ist die Kapitaleinlage bei dieser Person grundsätzlich zu aktivieren. In einem weiteren Schritt ist dann zu prüfen, ob der Beteiligungswert nach der Aktivierung der Kapitaleinlage korrekt ist oder ob eine Abschreibung bzw. Wertberichtigung vorzunehmen ist. Namentlich bei Sanierungsleistungen ist häufig eine entsprechende Korrektur notwendig, sodass diese bei der sanierenden Gesellschaft im Ergebnis den steuerbaren Gewinn mindern.

Werden Wirtschaftsgüter zum buchwert auf eine Untergesellschaft übertragen und weisen diese stille Reserven auf, erfolgt im Umfang dieser stillen Reserven eine verdeckte Kapitaleinlage. 

3. Gewinnvorwegnahmen als steuersystematischer Vermögenszugang

Eine Gewinnvorwegnahme und damit ein steuersystematischer Vermögenszugang liegt vor, wenn Ertrag, welcher der Kapitalunternehmung zusteht, dieser nicht gutgeschrieben, sondern direkt dem Anteilsinhaber oder nahe stehende Personen zugewiesen wird. Eine Gewinnvorwegnahme findet ausserdem statt, wenn die Kapitalunternehmung bei einem Rechtsgeschäft mit dem Anteilsinhaber oder einer nahe stehenden Person ein zu niedriges Entgelt fordert, d.h. weniger als das, was sie von einem unbeteiligten Dritten in jedem Fall fordern könnte und auch erhalten würde (marktkonformes Entgelt). Dasselbe gilt sachgemäss auch für unentgeltliche Vermögensübertragungen. 

c) Belastungen der Erfolgsrechnung

1. Allgemeines

Bei den Belastungen der Erfolgsrechnung sind zwei Hauptarten zu unterscheiden: einerseits solche, die einen Vermögensabfluss aus der Unternehmung bewirken, und andererseits solche, die zwar den Gewinn der Unternehmung schmälern, denen jedoch nicht unmittelbar ein Abfluss von Vermögenswerten gegenübersteht, sondern die einer Vermögensminderung innerhalb der Unternehmungssphäre Rechnung tragen.

2. Aufwände ohne Vermögensabfluss

Die Steuergesetze erklären die geschäftsmässig begründeten Abschreibungen als zulässig (DBG 62 I). Das bedeutet in erster Linie, dass die Abschreibungen im Falle der Buchführung in der Geschäftsbilanz verbucht sein müssen. Sodann dürfen die Abschreibungen grundsätzlich den Umfang der Entwertung der Wirtschaftsgüter nicht übersteigen. Da dieses Entwertung sehr schwierig festzustellen ist, umschreibt die Praxis die zulässigen Abschreibungen in Prozenten des Einkommensteuerwertes oder des Anschaffungswertes, wobei diese Sätze entweder verbindlichen Charakter haben oder blosse Richtsätze sind. Bei der direkten Bundessteuer gelten grundsätzlich feste Abschreibungssätze. Die meisten Kantone schreiben ebenfalls feste Abschreibungssätze vor. Gemäss DBG 62 II werden die Abschreibungen nach dem tatsächlichen Wert der einzelnen Aktiven berechnet oder nach deren voraussichtlicher Gebrauchsdauer angemessen verteilt. DBG 62 III schränkt die Abschreibungsmöglichkeiten in gewissen Fällen ein. Die Eidg. Steuerverwaltung erklärt die Anwendung der besonderen kantonalen Abschreibungsverfahren auch für die direkte Bundessteuer für zulässig, sofern diese längerfristig zum selben Ergebnis führen. In der Praxis wird dabei generell davon ausgegangen, dass dies der Fall ist.
Rückstellungen sind zulasten der Erfolgsrechnung gebildete Passiven, welche im Rechnungsjahr entstandenen Aufwand oder Verlust, dessen genaue Höhe oder Rechtsbestand jedoch noch nicht bekannt ist, berücksichtigen. Das Steuerrecht gestattet die Bildung von Rückstellungen insoweit, als dies geschäftsmässig begründet sind (DBG 58 I b). Die Anerkennung von Rückstellungen findet namentlich am Periodizitätsprinzip ihre Grenze, wonach nur der in der Berechnungsperiode entstandene Aufwand belastet werden darf. DBG und StHG umschreiben die zulässigen Rückstellungen restriktiv (StHG 10 I b, DBG 64 I). Als unmittelbar drohende Verlustrisiken werden grundsätzlich anerkannt: unbedingte rechtliche Verpflichtungen, deren Höhe noch nicht feststeht, sowie bedingte rechtliche Verpflichtungen, bei denen mit dem Eintritt der Bedingung mit einiger Wahrscheinlichkeit in absehbarer Zeit zu rechnen ist. Das DBG bezeichnet auch Verlustrisiken, die mit Aktiven des Umlaufsvermögens verbunden sind, als geschäftsmässig begründete Rückstellungen (DBG 63 I b) und nennt insbesondere die Waren und Debitoren. Die Praxis anerkennt das Warendrittel als geschäftsmässig begründet. Bei den Debitoren wird unterschieden zwischen inländischen (5%) und ausländischen (10%). Das DBG anerkennt Rückstellungen für künftige Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte bis zu 10% des steuerbaren Geschäftsertrages (jedoch höchstens 1 Mio. Fr.) als geschäftsmässig begründet (DBG 63 I d). 
Die schweizerische Steuerpraxis kennt zwei verschiedene Methoden zur Korrektur von Abschreibungen, welche die steuerrechtlichen Normalansätze überschreiten. Bei der direkten Bundessteuer und in den meisten Kantonen wird die übersetzte Abschreibung in ihrem ganzen Umfang zum Saldo der Erfolgsrechnung und zum Kapital hinzugerechnet. Einige Kantone kennen die Einmalerledigung, wonach ein Teil der Überabschreibung einmalig dem Einkommen zugerechnet wird (Ausgleichszuschlag), ohne dass der Buchwert korrigiert wird. Mit dem Ausgleichszuschlag wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die übersetzte Abschreibung zu einer Verschiebung der Steuerlast in die Zukunft führt und damit einen Zinsvorteil bewirkt. 

3. Aufwendungen mit Vermögensabflüssen

Insoweit als der Aufwand geschäftsmässig begründet ist, mindert er den steuerbaren Ertrag. In diesem Rahmen sind auch die an Anteilsinhaber bezahlten Gehälter für Mitarbeit und Zinsen für Darlehen sowie weitere Zahlungen abzugsfähig.

Die indirekten Steuern stellen regelmässig einen Aufwand dar. Die direkten Steuern sind ebenfalls abziehbar (DBG 59 a, StHG 25 I a). Ausländische Quellensteuern können, sofern mit dem Quellenstaat ein Doppelbesteuerungsabkommen besteht, auf die schweizerischen Steuern angerechnet werden. Greift dieses Steueranrechnung nicht, stellen die ausländischen Quellensteuern abzugsfähigen Aufwand dar. DBG 59 c und StHG 25 I c lassen freiwillige Zuwendungen an steuerbefreite Institutionen bis zu 10% des Reingewinns zu. Zuwendungen an Personalfürsorgefonds sind abziehbar (DBG 59 b, StHG 25 I b). Ebenfalls geschäftsmässig begründeten Aufwand stellen die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen dar, sowie die Überschüsse, welche Versicherungsgesellschaften ihren Versicherten richten oder bereitstellen (DBG 59 d, StHG 25 I d).

Die im Folgenden dargestellten Vorgänge und Aufwendungen dürfen nicht als Aufwand belastet werden. Geschieht dies trotzdem, so müssen die Beträge zum ausgewiesenen Gewinn hinzugerechnet werden (DBG 58 I b, StHG 24 I a):

· Wertvermehrende Aufwendungen (DBG 58 I b)
· Unentgeltliche, freiwillige Zuwendungen an Dritte (DBG 58 I b)

· Gewinnausschüttungen und andere geldwerte Leistungen (DBG 58 I b)

B. Zeitliche Bemessung und Verlustverrechnung

a) Zeitliche Bemessung

Für jP ordnet das Bundessteuerrecht generell die Postnumerandobesteuerung mit einjähriger Steuer- und Bemessungsperiode an (DBG 79, 80, StHG 31). Steuerperiode ist das Geschäftsjahr.
b) Verlustverrechnung

Das Bundessteuerrecht (DBG 67 I, StHG 25 II) ordnet den Abzug der Verluste aus sieben der Steuerperiode vorangegangenen Geschäftsjahren an. Ohne zeitliche Begrenzung sind erfolgswirksame Sanierungsleistungen mit vorangegangenen Verlusten verrechenbar (DBG 67 II, StHG 25 III). 

C. Steuermass

a) Steuersatz

1. Bund

DBG 68 ordnet eine proportionale Steuer von 8,5% an.

2. Kantone

Die kantonale Gewinnsteuer ist z.T. progressiv ausgestaltet. Dabei richtet sich die Progression nur in einem Kanton nach der absoluten Höhe des Gewinnes, ansonsten orientiert sie sich in irgendeiner Form an der Rendite. Diese Renditeabhängigkeit des Steuersatzes wird in der finanzwissenschaftlichen Literatur einhellig abgelehnt.

b) Beteiligungsabzug

1. Allgemeines

Der Beteiligungsabzug dient dem Ziel, wirtschaftliche Mehrfachbelastungen zu vermeiden. Bei der Ausgestaltung des Beteiligungsabzuges hat der Gesetzgeber zwei Grundentscheidungen getroffen. Einerseits wird die wirtschaftliche Mehrbelastung nicht in jedem Fall beseitigt, sondern nur dann, wenn die Beteiligung gewisse Merkmale aufweist, und andererseits soll die Dividende bei der Ermittlung des allenfalls auf kantonaler und kommunaler Ebene progressiven Steuersatzes der Empfängerin mitberücksichtigt werden. Letztere Entscheidung führt zur Besonderheit, dass die Dividende zunächst in die Berechnungsgrundlage der Empfängerin Eingang findet und dass die Steuer entsprechend kalkuliert wird. Auf der sich daraus ergebenden Steuer findet dann die Entlastung statt.

2. Begriff der Beteiligung

Eine Beteiligung i.S. des Beteiligungsabzugs für Dividenden ist dann gegeben, wenn sie mindestens 20% am Grund- oder Stammkapital einer andern Gesellschaft ausmacht oder wenn die Beteiligung einen Verkehrswert von 2 Mio. Fr. hat (DBG 69, StHG 28 I). Für RKG ist der Beteiligungsbegriff bei der direkten Bundessteuer ausgedehnt worden (RKGG 4 III). 

3. begriff des Beteiligungsertrages

Die Gesetze enthalten keine Umschreibung des Beteiligungsertrages. Dieser muss deshalb aus der Funktion des Instituts des Beteiligungsabzuges abgeleitet werden. Demnach fallen darunter: ordentliche und ausserordentliche Dividenden, verdeckte Gewinnausschüttungen und Gewinnvorwegnahmen, Ausschüttungen auf Genuss- und Partizipationsscheinen, Liquidationsüberschüsse, Fusionsgewinne sowie von der Untergesellschaft an die Obergesellschaft bezahlte Zinsen auf verdecktem Eigenkapital. Keine Beteiligungserträge sind Kapitalrückzahlungen und geschäftsmässig begründeter Aufwand der Untergesellschaft.

Seit dem 1. Januar 1998 wird bei der direkten Bundessteuer der Beteiligungsabzug auch auf Kapitalgewinnen und dem Veräusserungserlös von Bezugsrechten gewährt, allerdings nur, wenn die Beteiligung während mindestens einem Jahr gehalten wird, wenn sie mindestens 20% beträgt und wenn sie nach dem 1. Januar 1997 erworben worden ist (Neubeteiligung). 

4. Berechnung des Abzugs

Die Bundesgesetze ordnen das Reinertragssystem an (DBG 69, StHG 28 I). In diesem System ermässigt sich die Steuer im Verhältnis des Nettoertrags aus den Beteiligungen zum gesamten Reingewinn. Der Nettoertrag ist der um einen pauschalen Betrag für die Verwaltungskosten (5% des Beteiligungsertrages) sowie die anteiligen Finanzierungskosten gekürzte Beteiligungsertrag. 
c) Steuerfuss

In den meisten Kantonen setzen Kanton und Gemeinden einen Steuerfuss in Prozenten der einfachen Staatssteuer fest. In einzelnen Kantonen ist kein Steuerfuss vorgesehen. Vereinzelt erheben die Gemeinden keine eigene Steuer von den Kapitalgesellschaften, sondern sind am Ertrag der kantonalen Steuer beteiligt.

III. Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen

A. Vereine

a) Steuerobjekt

Die allgemeinen Regeln über das Steuerobjekt gelten (soweit nicht ausschliesslich für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften aufgestellt) auch für die Vereine insoweit, als sie nicht von der Steuer befreit sind. Im Zusammenhang mit den Mitgliederbeiträgen ergeben sich jedoch Besonderheiten. Die Mitgliederbeiträge werden nicht zum Gewinn gerechnet (DBG 66 I, StHG 26 I). Die übrigen Erträge sind steuerbar. Um zu verhindern, dass Aufwendungen, die mit nicht steuerbaren Zwecken im Zusammenhang stehen, die übrigen Erträge kürzen, während die Mitgliederbeiträge steuerfrei vereinnahmt werden, ist angeordnet, dass Aufwendungen, die nicht mit steuerbaren Erträgen im Zusammenhang stehen, zunächst mit den steuerfreien Mitgliederbeiträgen verrechnet werden müssen und nur ein allfällig diese übersteigender Betrag von den steuerbaren Erträgen in Abzug gebracht werden kann (DBG 66 II, StHG 26 II).

b) Steuermass

Bei der direkten Bundessteuer entrichten die Vereine eine proportionale Gewinnsteuer von 4,25% (DBG 71 I), wobei Gewinne unter 5000 Fr. steuerfrei sind. In den Kantonen wird i.d.R. der Tarif für natürliche Personen angewendet.

B. Stiftungen und übrige juristische Personen

Soweit Stiftungen und übrige jP nicht von der Steuer befreit sind, gelten weitgehend die gleichen Regeln wie für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, soweit für letztere nicht spezifische Bestimmungen vorbehalten sind. Das bundesrecht ordnet die Gewinnsteuerfreiheit der Zuwendungen an Stiftungen an (DBG 66 I, StHG 26 I). Auf kantonaler Ebene unterliegen diese i.d.R. der Erbschafts- und Schenkungssteuer. I.d.R. gilt das gleiche Steuermass wie für die Vereine.

C. Anlagefonds

Anlagefonds mit direktem (d.h. nicht über Immobiliengesellschaft gehaltenem) Grundbesitz unterliegen für den Gewinn aus diesem Grundbesitz der Gewinnsteuer (DBG 66, StHG 26, vgl. auch DBG 72). 

§19 Kapitalsteuer

I. Allgemeines

Die Kapitalsteuer wird nur noch von den Kantonen und Gemeinden erhoben. Sie ist im StHG dennoch detailliert geregelt. Die Kapitalsteuer ist für die Kapitalgesellschaften und Genossenschaft einerseits und für die Vereine, Stiftungen und andern jP andererseits unterschiedlich geregelt.

II. Steuerobjekt

A. Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

a) Grund- und Partizipationsscheinkapital

Das Grundkapital gehört stets zum steuerbaren Kapital (StHG 29 II a, b). Diese Bestimmung setzt Grenzen in zwei Richtungen. Einerseits unterliegt nur das einbezahlte Kapital der Steuer, auch wenn das nominelle Kapital höher angesetzt ist. Andererseits ist das einbezahlte Kapital auch dann zu versteuern, wenn es als Folge eines Bilanzverlustes nicht mehr gedeckt ist. Steuerbar ist ebenfalls das Partizipationsscheinkapital i.S.v. OR 656 a. Da Genussscheine von Gesetzes wegen keinen Nennwert haben (OR 657), sind diese für die Ermittlung des steuerbaren Kapitals ohne Belang.

b) Reserven

1. Offene Reserven

Das StHG bestimmt, dass sämtliche offenen Reserven dem steuerbaren Kapital zugerechnet werden (StHG 29 II a, b). Dazu gehört auch der Gewinnvortrag. Ist ein Verlustvortrag nicht mit den offenen Reserven verrechnet worden, kann dieser für die Ermittlung der Kapitalsteuer zum Abzug gebracht werden.

2. Stille Reserven

Das StHG sieht vor, dass stille Reserven nicht generell der Kapitalsteuer unterliegen. Sie werden nur insoweit in die Bemessungsgrundlage einbezogen, als sie aus als Ertrag versteuerten stillen Reserven gebildet worden sind (StHG 29 II a).

c) Verdecktes Eigenkapital von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

StHG 29a ordnet an, dass das steuerbare Eigenkapital um den Teil des Fremdkapitals erhöht wird, dem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt. Die Wendung wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt ist sehr unbestimmt und daher für die direkte Bundessteuer auslegungsbedürftig bzw. für die Gesetzgeber der Kantone konkretisierungsbedürftig.

B. Vereine, Stiftungen und übrige juristische Personen

Vereine, Stiftungen und übrige jP entrichten die Kapitalsteuer bei der direkten Bundessteuer auf dem Reinvermögen nach den für die Vermögensteuer der natürlichen Personen geltenden Regeln (StHG 29 II c). Dies bedeutet insbesondere, dass die Aktiven zu Verkehrswerten bewertet werden.
III. Zeitliche Bemessung

Das steuerbare Kapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steuerperiode (StHG 31 IV). Die beschlossenen Gewinnausschüttungen gehören nicht zum Eigenkapital und bleiben deshalb bei der Ermittlung des Kapitalstands ausser Acht.

IV. Steuermass

A. Steuersatz

Die überwiegende Mehrzahl der Kantone erhebt eine proportionale Steuer. 

B. Steuerfuss

Kantone und Gemeinden erheben i.d.R. die Steuer nach eigenen Steuerfüssen

§21 Eidg. Verrechnungssteuer
I. Wesen und Bedeutung

Die Verrechnungssteuer (VSt) ist eine Objektsteuer auf dem Bruttoertrag einzelner Einkommensbestandteile, nämlich auf Erträgnissen des beweglichen Vermögens, Lotteriegewinnen und Versicherungsleistungen. Sie ist als Quellensteuer ausgestaltet, wobei atypischerweise nicht der Leistungsempfänger, sondern der Leistungsschuldner Steuersubjekt ist. Aufgrund des Zwecks der Steuer und ihrer gesetzlichen Ausgestaltung handelt es sich um eine Spezialeinkommensteuer und nicht um eine Rechtsverkehrsteuer. Sie stellt eine Vorauszahlung der Einkommensteuer dar, welche dem steuerehrlichen Inländer mit seiner Einkommensteuer verrechnet, bzw. ihm zurückerstattet wird. Die VSt hat zwei Funktionen: Primär handelt es sich um einer Sicherungsteuer für inländische Steuerpflichtige. Werden die Einkünfte nicht als Einkommen deklariert, ist das Rückerstattungsrecht verwirkt und die Steuer verfällt endgültig dem Staat. Sekundär stellt die VSt eine endgültige schweizerische Belastung der im Ausland wohnhaften Bezüger von Kapitalerträgen und Lotteriegewinnen aus schweizerischen Quellen dar. 
II. Die Steuer auf den Erträgen des beweglichen Kapitalvermögens

A. Steuererhebung

a) Steuerobjekt

Gegenstand der VSt auf dem Ertrag des beweglichen Kapitalvermögens sind die Zinsen, Renten, Gewinnanteile und sonstigen Erträge der von einem Inländer ausgegebenen Obligationen, Beteiligungsrecht oder Anteile an Anlagefonds sowie der Kundenguthaben bei inländischen Banken und Sparkassen (VStG 4 I).

1. Erträge aus Obligationen, Serienschuldbriefen, Seriengülten und Schuldbuchguthaben

Steuerbarer Ertrag ist jede auf dem Schuldverhältnis beruhende geldwerte Leistung an den Gläubiger, die keine Rückzahlung der Kapitalschuld darstellt (VStV 14 I). Der Begriff der Obligation (VStV 15 I) wird dabei wesentlich weiter verstanden als im normalen Sprachgebrauch. Im Verrechnungssteuerrecht umfasst er alle auf feste Beträge lautenden Schuldanerkennungen, die zwecks kollektiver Kapitalbeschaffung in einer Mehrzahl von Exemplaren zu gleichartigen Bedingungen ausgegeben werden. Zinsen für gewöhnliche Darlehen unterliegen der VSt nicht.
Im Regelfall kann ohne weiteres festgestellt werden, ob eine Ausgabe durch einen Inländer vorliegt. Gibt hingegen eine ausländische Konzerngesellschaft eines schweizerischen Konzerns Obligationen aus, ohne selbst kapitalmarktfähig zu sein und deshalb durch den schweizerischen Konzern gedeckt, gilt sie als Inländer; ausser, die Anleihen lauten auf ausländische Währung und die mit dem Anleihen beschafften Mittel werden ausschliesslich im Ausland verwendet. 
2. Erträge aus Aktien, GmbH-Anteilen, Genossenschaftsanteilen, Partizipationsscheinen und Genussscheinen

Als steuerbarer Ertrag gilt jede geldwerte Leistung an die Inhaber gesellschaftlicher Beteiligungsrechte oder an diesen nahe stehende Personen, die keine Rückzahlung der im Zeitpunkt der Ausrichtung der geldwerten Leistung bestehenden Anteile am Grund- oder Stammkapital darstellt (VStV 20 I). Die Ordnung (vgl. beispielhafte Aufzählung) ist insofern problematisch, als sie den Begriff des Ertrages nicht aus Sicht des Anteilsinhabers, sondern einzig aus Sicht der leistenden Gesellschaft beurteilt, obwohl die VSt in erster Linie eine Spezialeinkommensteuer ist. 

Die Steuerpflicht ist in erster Linie dann gegeben, wenn zu Lasten der offenen Reserven (inkl. Gewinnvortrag) Gesellschaftsvermögen in die Verfügungsgewalt der Anteilsinhaber oder diesen nahe stehenden Personen überführt wird. Damit ist auch die Rückleistung von Reserveeinlagen der Anteilsinhaber steuerbar. Soweit die Reserven und Gewinne einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft bei einer Umstrukturierung in die Reserven der aufnehmenden oder umgewandelten inländischen Gesellschaft oder Genossenschaft übergehen, ist die VSt nicht geschuldet (VStG 5 I a). 

Steuerbaren Ertrag stellen ferner alle Leistungen und Vorteile zugunsten der Anteilsinhaber im Zusammenhang mit Rechtsgeschäften dar, für die der Empfänger in einem für die Gesellschaftsorgane erkennbaren Ausmass keine angemessene Gegenleistung erbracht hat. Nahe stehend ist jede Person, der eine geldwerte Leistung nach dem Willen der Anteilsinhaber zufliesst. Nach bundesgerichtlicher Rechtsprechung gilt eine Person auch dann als nahe stehend, wenn sich ihr eine schweizerische Gesellschaft im Einverständnis mit dem Aktionär zur Abwicklung von Geschäften zur Verfügung stellt. Der Unangemessenheit der Gegenleistung ist erkennbar, wenn die Gesellschaft von einem unabhängigen Dritten in jedem Fall eine höhere Gegenleistung verlangt bzw. einem solchen bei gegebener Gegenleistung in keinem Fall eine derartige Leistung erbracht hätte. Werden geldwerte Leistungen nicht an Beteiligte, sondern an diesen nahe stehende Personen erbracht, wendet die VSt i.d.R. die Direktbegünstigungsbetrachtungsweise an. Dies bedeutet, dass nicht der Anteilsinhaber, sondern die nahe stehende Person als Leistungsempfänger betrachtet wird. 

In erster Linie unterliegt der VSt die Übertragung von Vermögenswerten auf die Anteilsinhaber im Rahmen einer formellen Liquidation insoweit, als es sich dabei nicht um die Rückzahlung des nominellen Kapitals handelt. Die Vermögenswerte sind zum Verkehrswert zu bewerten. Dieselben Verrechnungssteuerfolgen treten ein, wenn eine Gesellschaft faktisch liquidiert wird. Eine faktische Liquidation liegt vor, wenn die Aktiven einer Gesellschaft veräussert oder verwertet werden und der Erlös nicht wieder investiert, sondern verteilt wird. Schliesslich wird die Übertragung von Beteiligungsrechten dann als Liquidation behandelt, wenn die Gesellschaft im Sinne des Emissionsabgaberechts vor der Übertragung der beteiligungsrechte in liquide Form gebracht oder wirtschaftlich liquidiert worden ist (Mantelhandel). Von Gesetzes wegen ist die Sitzverlegung ins Ausland der Liquidation gleichgestellt (VStG 4 II, vgl. auch VStG 9 I i.V.m. VStV 22 V). 
Erwirbt eine der VSt unterliegende Gesellschaft eigene Anteile, so bilden diese für die Gesellschaft insofern und insoweit, als sie diese Anteile nicht wieder veräussert, einen non-valeur. Die für den Rückkauf aufgewendeten Mittel führen deshalb bei der erwerbenden Gesellschaft zu einem Vermögensabfluss, womit sich die Frage der Verrechnungssteuerpflicht für diesen Tatbestand stellt. Diese Steuerpflicht ist jedoch in zweifacher Hinsicht beschränkt: Einerseits tritt diese nur dann ein, wenn der Rückkauf der eigenen Anteile eine Teilliquidationshandlung darstellt (direkte Teilliquidation), andererseits ist die Berechnungsgrundlage betragsmässig beschränkt. Weil nur die den Nennwert übersteigenden Leistungen an die Anteilsinhaber der VSt unterliegen, ist in diesem Falle die Verrechnungssteuerpflicht nur im Umfang der Differenz zwischen dem Rückkaufspreis und dem Nennwert gegeben (vgl. VStG 4a). 

Neben den Gewinn- und Reserveausschüttungen sowie den geldwerten Leistungen aus Rechtsgeschäften mit Anteilsinhabern oder diesen nahe stehenden Personen, welche immer das Vermögen der Gesellschaft beeinträchtigen, unterliegen auch Tatbestände, bei denen bei der Gesellschaft keine Vermögensverminderung eintritt, der VSt. Das gilt in erster Linie für die Bildung von nominellem Grundkapital aus Mitteln der Gesellschaft, d.h. ohne Einzahlung der Anteilsinhaber (Gratisnennwerterhöhung, Gratisaktien- und Gratispartizipationsscheinausgabe).

3. Erträge aus Anteilen an einem Anlagefonds oder an einem Vermögen ähnlicher Art

Erträge aus Fondsanteilen und ähnlichen Anlageformen sind steuerbar, wenn die Anteile von einem Inländer oder von einem Ausländer in Verbindung mit einem Inländer ausgegeben werden (VStG 4 I c). Steuerbarer Ertrag ist jede geldwerte Leistung an den Anteilsinhaber. Nicht steuerbar sind einzig die ausgerichteten Kapitalgewinne und Erträge aus direktem Grundbesitz sowie die Rückleistungen von Kapitaleinzahlungen, sofern sie über einen gesonderten Coupon ausgerichtet werden (VStG 5 I b). Die VSt wird nicht erhoben auf Auszahlungen an Ausländer, wenn der Anlagefonds glaubhaft macht, dass dessen Ertrag voraussichtlich dauernd zu mindestens 80% aus ausländischen Quellen stammen wird (VStV 34 I). 
4. Erträge aus Kundenguthaben bei inländischen Banken und Sparkassen

Erträge aus Kundenguthaben bei inländischen Banken und Sparkassen sind steuerbar (VStG 4 I d). Der Begriff der Bank bzw. Sparkasse ist nicht auf die dem Bankengesetz unterstellten Institute beschränkt, sondern erstreckt sich auf jedermann, der fortgesetzt Gelder gegen Zins entgegennimmt (VStG 9 II). Steuerbarer Ertrag ist jede auf dem Schuldverhältnis beruhende geldwerte Leistung, die nicht Rückzahlung der Kapitalschuld ist (VStV 14 I). Ausnahmen von der Steuerpflicht sind in VStG 5 I c, VStV 16 und in VStG 5 I d geregelt. 
b) Steuersubjekt

Steuerpflichtig ist der Schuldner der steuerbaren Leistung, d.h. der Obligationenschuldner, die Kapitalgesellschaft, die Genossenschaft etc. (VStG 10 I). Bei Anlagefonds ist die Fondsleitung steuerpflichtig. Befindet sich diese im Ausland, ist die Depotbank Steuersubjekt. Wenn sich diese auch im Ausland befindet, tritt der Inländer, der sich mit ihnen zur Ausgabe der Anteilscheine verbunden hat, an ihre Stelle (VStG 10 II). 
Grundsätzlich haften nur die Steuersubjekte für die Steuerschuld. Personen, die eine Steuergefährdung oder Steuerhinterziehung vorsätzlich begangen oder daran teilgenommen haben, haften jedoch solidarisch mit dem Steuerschuldner. Ebenfalls eine solidarische Haftung trifft die Organe einer jP, die ihren Sitz ins Ausland verlegt, sowie die mit der Liquidation einer steuerpflichtigen Gesellschaft betrauten Personen (VStG 15 I). Die solidarische Haftung entfällt, wenn die Personen nachweisen, dass sie alles ihnen Zumutbare zur Feststellung der Steuerforderung und Erfüllung der Steuerpflicht getan haben (VStV 15 II). Für diesen Exkulpationsbeweis gelten strenge Anforderungen.

c) Erfüllung der Steuerpflicht

Die Steuer ist grundsätzlich zu entrichten; in Ausnahmefällen kann jedoch die Steuerpflicht auch durch Meldung der steuerbaren Leistung an die Steuerbehörden erfüllt werden (VStG 20 und VStV 24). Der Steuersatz beträgt 35% (VStG 13 I a). 

In bestimmten Fällen kann eine Sicherstellung der Steuern, Zinsen und Kosten verfügt werden. Dies ist dann möglich, wenn der Steuerpflichtige Anstalten trifft, den Wohnsitz in der Schweiz aufzugeben oder sich im HR löschen zu lassen, mit der Zahlung der Steuer in Verzug ist bzw. wiederholt in Verzug war oder wenn der Bezug als gefährdet erscheint (VStG 47 I). Von einer solchen Bezugsgefährdung wird vor allem bei ausländisch beherrschten schweizerischen Gesellschaften ausgegangen. VStV 9 I bestimmt deshalb, dass gegenüber Gesellschaften, an deren Grund- bzw. Stammkapital direkt oder indirekt mehr als 80% Personen mit Wohnsitz im Ausland beteiligt sind, eine Sicherstellungsverfügung erlassen werden kann, wenn sich die Aktiven der Gesellschaft zur Hauptsache im Ausland befinden oder zu mehr als 50% aus Forderungen oder andern Rechten gegenüber Ausländern bestehen und nicht jedes Jahr ein angemessener Teil des Reinertrages für Dividendenausschüttungen verwendet wird. Es ist jene Steuer sicherzustellen, die bei einer Liquidation der Gesellschaft zu entrichten wäre (VStV 9 II). Für die Form der Sicherstellung vgl. VStV 10 I.
1. Steuerentrichtung

Die Steuerforderung von 35% der steuerbaren Leistung entsteht im Zeitpunkt, in dem die steuerbare Leistung fällig wird. Werden Zinsen nicht ausgerichtet, sondern zum Kapital geschlagen, bewirkt dies die Entstehung der Steuerforderung. Gleiches gilt für den Beschluss über eine Sitzverlegung ins Ausland (VStG 12 I). Die Steuer wird i.d.R. 30 Tage nach Entstehung fällig.
2. Meldung der steuerbaren Leistung

Wenn bei Kapitalerträgen die Entrichtung der Steuer zu unnötigen Umtrieben oder zu einer offenbaren Härte führen würde, kann die Steuerpflicht ausnahmsweise durch Meldung der steuerbaren Leistung an die Steuerbehörden erfüllt werden (Meldeverfahren). In VStV 24 I sind abschliessend die Tatbestände genannt, bei denen das Meldeverfahren auf Gesuch hin grundsätzlich zum Zug kommen kann:
· Wenn die Steuerpflicht eine in einem Vorjahr fällig gewordenen Leistung betrifft und diese erst durch die Steuerbehörden anlässlich einer Kontrolle festgestellt wird (geldwerte Leistungen);

· Bei der Steuerpflicht aufgrund der Ausgabe von Gratisaktien, der Vornahme von Nennwerterhöhungen zu Lasten der offenen Reserven;

· Bei der Ausrichtung von Naturaldividenden oder des Liquidationsüberschusses durch Abtretung von andern Aktiven als von flüssigen Mitteln;

· Bei der Sitzverlegung ins Ausland.

Das Meldeverfahren ist somit dort vorgesehen, wo die Überwälzung der Steuer entweder nicht mehr möglich ist oder mangels mit der steuerpflichtigen Leistung im Zusammenhang stehenden liquiden Mitteln zu Schwierigkeiten führen kann. Formelle Voraussetzung für das Meldeverfahren ist ein Gesuch an die Eidg. Steuerverwaltung und dessen Genehmigung (VStV 25).

Das Meldeverfahren ist in jedem Fall nur zulässig, wenn feststeht, dass die Personen, auf die die Steuer zu überwälzen wäre, Anspruch auf Rückerstattung hätten, und wenn deren Anzahl zwanzig nicht übersteigt (VStV 24 II).

d) Steuerüberwälzung

Die VSt ist von Gesetzes wegen auf den Empfänger der steuerbaren Leistung zu überwälzen, indem diese Leistung um den Steuerbetrag gekürzt wird. Die Überwälzung ist zwingend und kann nicht durch Vereinbarungen beseitigt werden (VStG 14 I). Die Verletzung der Überwälzungspflicht ist strafbar. 
B. Steuerrückerstattung

a) Voraussetzungen

Die Rückerstattung der Verrechnungssteuer ist an zwei positive und eine negative Voraussetzung gebunden. In positiver Hinsicht bedarf es einer Berechtigung aufgrund persönlicher Eigenschaften und einer bestimmten Beziehung zur steuerbaren Leistung; negativ darf die Rückerstattung nicht zu einer Steuerumgehung führen (VStG21 II).

1. Berechtigung

Anspruchsberechtigt sind die Empfänger der steuerbaren Leistungen. Dies auch dann, wenn die steuerbaren Leistungen nicht an die Anteilsinhaber, sondern an diesen nahe stehende Personen ausgerichtet und diesen steuerrechtlich zugerechnet worden sind. Natürliche Personen sind rückerstattungsberechtigt, wenn sie bei Fälligkeit der steuerbaren Leistung im Inland Wohnsitz hatten (VStG 22 I) oder zufolge Aufenthaltes unbeschränkt steuerpflichtig waren. Personen, die aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig sind, haben Anspruch auf Rückerstattung bis zum Betrag der auf die verrechnungssteuerbelasteten Erträge entfallenden Einkommen- und Vermögensteuern, wenn die steuerbare Leistung im Zeitraum ihrer schweizerischen Steuerpflicht fällig wurde. Analog für jP: VStG 24 II und III. Fondsleitungen bzw. Depotbanken sind für die auf den Einkünften des Fonds lastende VSt rückerstattungsberechtigt, wenn sie die Voraussetzungen der subjektiven Steuerpflicht erfüllen (VStG 26). Ausländische Inhaber von Anteilen an Anlagefonds sind anspruchsberechtigt, wenn die Fondserträge zu mindestens 80% aus ausländischen Quellen stammen (VStG 27). Ausländische Staaten haben Anspruch auf Rückerstattung der VSt auf Zinsen von Guthaben, die den Bedürfnissen ihrer Vertretungen dienen (VStG 28). Bei Personen mit Wohnsitz bzw. Sitz im Ausland kann sich eine teilweise oder ganze Rückerstattungsberechtigung aufgrund eines mit der Schweiz abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommens ergeben. 
2. Beziehung zur steuerbaren Leistung

Die Berechtigten haben nach dem Wortlaut von VStG 21 I a nur dann Anspruch auf Rückerstattung, wenn sie bei Fälligkeit der steuerbaren Leistung das Recht zur Nutzung des den steuerbaren Ertrag abwerfenden Vermögenswertes besassen (obligationenrechtlicher Anspruch auf Ertrag; wirtschaftlich). Zu treuhand- und Termingeschäften: VStV 61, 62. 

3. Nichtvorliegen einer Steuerumgehung

Während Inländer einen Rückerstattungsanspruch haben, steht ein solcher den Personen mit Wohnsitz bzw. Sitz im Ausland meist nicht zu. Das mag diese dazu verleiten, die steuerbaren Leistungen formell einem Inländer zufliessen zu lassen und gleichzeitig sicherzustellen, dass die Leistungen wirtschaftlich ihnen selbst zukommen. Geschieht dies in rechtsmissbräuchlicher Weise, wird dem Inländer, dem der Ertrag formal zufliesst, zu Recht die Rückerstattung der VSt verweigert. Das Gesetz bezeichnet diesen Sachverhalt als Steuerumgehung.
Bei ausländischen Personen, welche Portfolio-Beteiligungen an inländischen Gesellschaften halten, besteht grundsätzlich die Möglichkeit, die definitive Verrechnungssteuerbelastung dadurch zu vermeiden, dass die Wertpapiere in hoch fremdfinanzierte schweizerische Gesellschaften eingebracht werden. Die Abgrenzung ist jedoch schwierig.
Tendenziell herrscht in der Praxis die Auffassung vor, dass bei Umstrukturierungen innerhalb eines Konzerns jeglicher Verlust von latentem Steuersubstrat eine Steuerumgehung bedeute. Bei Rechtsgeschäften unter unabhängigen Dritten sollen die Reserven, soweit dies liquiditätsmässig möglich ist, vor dem Verkauf an den Inländer noch ausgeschüttet und auf diese Weise mit der VSt belastet werden.

Die Anwendung schematischer Kriterien zum Nachweis einer Steuerumgehung ist sehr problematisch, insbesondere, wenn die Steuerfolgen eine Person treffen, die selbst keine Steuerersparnis erzielt hat.

b) Verwirkung des Rückerstattungsanspruches

Der Anspruch auf Rückerstattung verwirkt, wenn Einkommensbestandteile nicht angegeben (VStG 23) bzw. nicht ordnungsgemäss verbucht werden (VStG 25). 

c) Durchführung der Rückerstattung

1. Geltendmachung

Natürliche Personen haben den Anspruch auf Rückerstattung der VSt bei der Steuerbehörde jenes Kantons geltend zu machen, in dem sie zu Beginn des der Fälligkeit folgenden Jahres Wohnsitz hatten (VStG 30 I). Alle sonstigen Anspruchsberechtigten haben den Antrag bei der Eidg. Steuerverwaltung einzureichen (VStG 30 II). Die Rückerstattung ist schriftlich zu beantragen (VStG 29 I). Der Antrag kann i.d.R. frühestens nach Ablauf des Jahres, in der die steuerbare Leistung fällig geworden ist, gestellt werden (VStG 29 II). Wo wichtige Gründe vorliegen, kann der Antrag vorzeitig gestellt werden (VStG 29 III). Der Anspruch auf Rückerstattung erlischt, wenn der Antrag nicht innert 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die steuerbare Leistung fällig geworden ist, gestellt wird (VStG 32 I). Wenn die VSt erst aufgrund einer Beanstandung durch die Eidg. Steuerverwaltung entrichtet wird, so beginnt mit der Steuerentrichtung eine neue Frist von 60 Tagen zur Antragseinreichung, wenn die Dreijahresfrist bereits abgelaufen ist oder innerhalb von weniger als 60 Tagen seit der Steuerentrichtung abläuft (VStG 32 II). 
2. Befriedigung des Rückerstattungsanspruches

Der Rückerstattungsanspruch wird entweder mit den Kantons- und Gemeindesteuern verrechnet (Überschuss in bar) oder bar ausgerichtet (VStG 31 I). Die Rückerstattungsbeträge werden nicht verzinst (VStG 31 IV). 

§22 Grundstückgewinnsteuer

I. Die Grundstückgewinnsteuer im Steuersystem

A. Die Grundstückgewinnsteuer als einzige Steuer auf privaten Kapitalgewinnen

a) Entwicklung der Kapitalgewinnbesteuerung (bis zum StHG)

b) Regelung gemäss StHG/DBG
Gemäss Bundessteuerrecht werden von den Gewinnen auf dem Privatvermögen natürlicher Personen nur jene auf Grundstücken besteuert, und zwar mit einer obligatorischen kantonalen oder kommunalen Grundstückgewinnsteuer (GstGSt, StHG 2 I d, 2 II). Der Bund besteuert weder Gewinne auf privaten Grundstücken noch solche auf beweglichem Privatvermögen (DBG 16 III). Die Besteuerung von Kapitalgewinnen auf beweglichem Privatvermögen ist den Kantonen gemäss StHG 7 IV b ausdrücklich untersagt. 

Gemäss StHG 12 IV können die Kantone die GstGSt auch auf Gewinnen aus der Veräusserung von Geschäftsvermögen erheben, sofern sie diese Gewinne von der Einkommen- bzw. Gewinnsteuer ausnehmen oder die GstGSt auf diese Steuern anrechnen. Dies führt zu zwei Systemen: monistisch (GstGSt auf allen Grundstücken) und dualistisch (GstGSt nur auf Privatvermögen; StHG 8 I). 

B. Wesen und Anwendungsbereich der Grundstückgewinnsteuer

a) Merkmale der Grundstückgewinnsteuer

1. Spezialeinkommensteuer

Die GstGSt ist eine Steuer auf dem Gewinn, d.h. dem realisierten Wertzuwachs, der au Grundstücken erzielt wird. Die Realisierung des Wertzuwachses findet statt, wenn die Liegenschaft veräussert wird. Steuerobjekt ist jedoch nicht die Veräusserung, sondern der dabei erzielte Gewinn. Da der Gewinn auch die Berechnungsgrundlage für die Steuer darstellt, ist die GstGSt eine direkte Steuer auf einem Teil des Einkommens (Spezialeinkommensteuer).
2. Objektsteuer

Die separat von der Besteuerung des übrigen Einkommens erhobene GstGSt ist eine Objektsteuer, da sie unabhängig davon erhoben wird, ob die veräussernde Person in andern Bereichen der Einkommenserzielung Verluste erlitten hat. Sie ist in den meisten Kantonen als reine Objektsteuer ausgestaltet, indem auch Verluste aus andern Grundstückveräusserungen nicht berücksichtigt werden.

3. Periodische Veranlagung

Gemäss StHG 19, 65 wird die GstGSt für die Steuerperiode festgesetzt, in der die Gewinne erzielt worden sind. Das bedeutet, dass die Veranlagung periodisch stattfindet, und zwar postnumerando, d.h. nach Ablauf der Steuerperiode. 

b) Abgrenzungen

Die Abgrenzung der Gewinne auf Grundstücken von den steuerfreien Gewinnen auf beweglichem Privatvermögen bereitet im Allgemeinen keine Schwierigkeiten. Probleme ergeben sich indessen daraus, dass der GstGSt auch die Gewinne aus der Übertragung von Beteiligungen an Immobiliengesellschaften unterworfen sind (StHG 12 II d). 

Im dualistischen System sind die der Einkommen- und Gewinnsteuer unterliegenden Gewinne auf Grundstücken des Geschäftsvermögens von jenen auf Privatgrundstücken abzugrenzen. Bei natürlichen Personen sind dafür die allgemeinen Regeln (StHG 8 II) massgeblich. Bei Kapitalgesellschaften und Genossenschaften ist das gesamte Vermögen Geschäftsvermögen.
Im dualistischen System unterliegen die von natürlichen Personen gewerbsmässig erzielten Kapitalgewinne als Einkünfte aus selbständiger Erwerbstätigkeit (StHG 7 I, 8) der Einkommensteuer. Solche gewerbsmässig erzielten Gewinne sind nicht unbedingt mit jenen auf Geschäftsvermögen identisch. Soweit sie auch auf Privatvermögen erzielt werden können, müssen sie von den der GstGSt unterliegenden nichtgewerbsmässigen Gewinnen auf Privatgrundstücken abgegrenzt werden.

c) Steuerhoheit

Die Gesetzgebungshoheit wird i.d.R. von den Kantonen selbst ausgeübt. In den meisten Kantonen sind sowohl der Kanton als auch die Gemeinden am Ertrag beteiligt. Die Verwaltungsbefugnisse liegen z.T. beim Kanton, z.T. bei den Gemeinden.

II. Steuerobjekt und Berechnungsgrundlage

A. Gewinn als Steuerobjekt und Berechnungsgrundlage

Genau genommen enthält der Katalog der der Veräusserung gleichgestellten Tatbestände (StHG 12 II) einen Gegenstand der Besteuerung, welcher mit einer Veräusserung eines Grundstücks oder eines diesem gleichgestellten Objekts explizit nichts zu tun hat, nämlich die ohne Veräusserung erzielten Planungsmehrwerte im Sinne des RPG, allerdings nur sofern das kantonale Recht diesen Tatbestand der GstGSt unterstellt. Somit ist zwischen einem ordentlichen (Veräusserung) und einem ausserordentlichen (Planungsmehrwerte) Gegenstand der GstGSt zu unterscheiden. Da jedoch die Unterstellung der Planungsmehrwerte nicht zwingend ist, wird sie im Folgenden entsprechend dem StHG als der Veräusserung gleichgestellter Tatbestand behandelt.
B. Massgebende Vermögensobjekte

a) Grundstücke

Massgebend sind in erster Line die Grundstücke im zivilrechtlichen Sinn (ZGB 655). Der Steuer unterliegen auch Gewinne auf Anteilen an Grundstücken (StHG 12 I). 

b) Vermögenszugehörigkeit (Privatvermögen/Geschäftsvermögen)

Gemäss StHG 12 I müssen Gewinne auf Privatvermögen und auf land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken von Bundesrechts wegen auf jeden Fall der GstGSt unterworfen werden. Damit ist neben dem Privatvermögen auch ein Teil des Geschäftsvermögens für diese Steuer relevant. Die Abgrenzung zwischen den land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken einerseits und den übrigen Grundstücken des Geschäftsvermögens andererseits erfolgt nach den gleichen Grundsätzen wie bei der Vermögensteuer (StHG 14 II). 

Im monistischen System sind die von der Einkommen- bzw. Gewinnsteuer befreiten Unternehmungsumstrukturierungstatbestände und die Ersatzbeschaffung als steueraufschiebende Veräusserung zu behandeln (StHG 12 IV a); ebenso wenig darf die Überführung eines Grundstücks sowie Anteilen daran vom Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Veräusserung gleichgestellt werden (StHG 12 IV b). 

C. Veräusserung und gleichgestellte Tatbestände

a) Allgemeines

Damit aus einem Grundstückwertzuwachs ein Gewinn entsteht, muss dieser Wertzuwachs durch einen Vorgang realisiert werden. Unter Realisierung ist im Regelfall die Verkörperung des Wertzuwachses in einem neuen Vermögensobjekt zu verstehen. Hauptfall der Realisierung ist daher die Veräusserung des Grundstücks gegen Entgelt (StHG 12 I). Der entgeltlichen Übertragung von Grundstücken sind gemäss StHG 12 II einige Tatbestände gleichgestellt. Keine Realisierung, sondern ein Aufschub der Besteuerung erfolgt bei unentgeltlichen Veräusserungen und einigen andern Tatbeständen (StHG 12 III). 
b) Entgeltliche Veräusserung (Übertragung) von Grundstücken

Der Begriff der Veräusserung umfasst neben der Übertragung des Eigentums in den Formen des Zivilrechts jede Übertragung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht über ein Grundstück.

1. Übertragung des Eigentums

2. Übertragung der wirtschaftlichen Verfügungsgewalt

Folgende Tatbestände sind schon unter diesem Begriff subsumiert worden: Übertragung von Grundstücken mittels Substitutionsklauseln in Kaufverträgen, entgeltliche Übertragung von Kaufrechten, Verzicht auf Kaufrechte gegen Entgelt, Verzicht auf die Ausübung eines Kaufrechts, um einem Dritten zum Erwerb des Grundstücks zu verhelfen, Verzicht auf ein Vorkaufsrecht gegen Entgelt, Übertragung der Mehrheit der Beteiligungsrechte an einer Immobiliengesellschaft.

c) Der Veräusserung gleichgestellte Tatbestände

1. Eigentumsbeschränkungen

Die Eigentumsbeschränkungen müssen die unbeschränkte Bewirtschaftung oder den Veräusserungswert des Grundstücks dauernd und wesentlich beeinträchtigen. Dies gilt sowohl für privatrechtliche Dienstbarkeiten als auch für öffentlichrechtliche Eigentumsbeschränkungen. 

2. Übertragung von Minderheitsbeteiligungen an Immobiliengesellschaften

3. Privateinlagen

Damit ist die Überführung eines Grundstücks vom Privatvermögen in das Geschäftsvermögen gemeint. Diese Vorschrift gilt nur für Kantone mit dem dualistischen System. 

4. Planungsmehrwerte

Der Einbezug unrealisierter Mehrwerte in die Steuer auf realisierten Gewinnen auf Grundstücken stellt zwar in dogmatischer Sicht einen Fremdkörper dar. Er ist jedoch sachlich insofern gerechtfertigt, als die Mehrwertabschöpfung und die Gewinnbesteuerung aufeinander abgestimmt werden können.

d) Steueraufschubtatbestände

1. Unentgeltliche Handänderungen

Handänderungen, die nicht gegen Entgelt erfolgen, sind schon aufgrund des Gewinnbegriffes keine Realisierungstatbestände. StHG 12 III a zählt ausdrücklich den Erbgang, den Erbvorbezug und die Schenkung als Eigentumswechsel auf, bei denen ein Steueraufschub stattfindet. 

2. Ersatzbeschaffung

Bei vollständiger oder teilweiser Veräusserung eines land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücks muss das Ersatzobjekt ein selbstbewirtschaftetes land- oder forstwirtschaftliches Grundstück sein, das erworben oder verbessert wird. Bei Privatliegenschaften gilt der Steueraufschub nur bei der Veräusserung einer dauernd und ausschliesslich selbstgenutzten Wohnliegenschaft, soweit der Erlös zum Erwerb oder zum Bau einer gleichgenutzten Ersatzliegenschaft in der Schweiz verwendet wird. Gleiches gilt für betriebsnotwendige Anlageliegenschaften.

3. Steueraufschub aus Billigkeit

StHG 12 III b ordnet bei Eigentumswechsel unter Ehegatten im Zusammenhang mit dem Güterrecht, sowie zur Abgeltung ausserordentlicher Beiträge eines Ehegatten an den Unterhalt der Familie und scheidungsrechtlicher Ansprüche, sofern beide Ehegatten einverstanden sind, einen Steueraufschub an. Gemäss StHG 12 III c findet ein Steueraufschub statt bei Landumlegungen zum Zwecke der Güterzusammenlegung, Quartierplanung, Grenzbereinigung, Abrundung landwirtschaftlicher Heimwesen sowie bei Landumlegungen im Enteignungsverfahren oder bei drohender Enteignung. 

4. Aufschubstatbestände im monistischen System

Im monistischen System ist kein Platz für eine steuersystematische Realisierung bei Privateinlagen (StHG 12 IV b). Wie erwähnt, gilt sodann der Ersatzbeschaffungstatbestand für betriebsnotwendige Anlageliegenschaften auch bei der GstGSt. Gemäss StHG 12 IV Satz 2 lit. a gilt der gemäss StHG 8 III bei Umstrukturierungen von Personenunternehmen zu gewährende Aufschub der Einkommensteuer im monistischen System auch für die GstGSt (gilt auch für jP).

D. Gewinnberechnung

a) Grundsätze

Die GstGSt soll den ohne Zutun des Eigentümers entstandenen Wertzuwachs erfassen, sofern er realisiert wird. Es handelt sich um jenen Wertzuwachs, der aufgrund äusserer Einflüsse, wie Marktverhältnisse und Massnahmen der Gemeinwesen entstanden ist. Daraus folgt, dass ein steuerbarer Gewinn nur insoweit vorliegt, als der Erlös die Anlagekosten, d.h. den Erwerbspreis und die wertvermehrenden Aufwendungen, übersteigt. Gemäss dem kantonalen Recht sind regelmässig auch die Kosten des Erwerbs und der Veräusserung des Grundstücks sowie weitere Kosten oder Verluste bei der Gewinnberechnung abziehbar.
Der Gewinnberechnung müssen vergleichbare Verhältnisse zugrunde gelegt werden, d.h. Anlagekosten und Veräusserungserlös müssen sich auf die gleiche Grundstückfläche beziehen. Zu beachten ist weiter die Inflationsproblematik.

Im monistischen System erfasst die GstGSt bei Geschäftsgrundstücken nur die Differenz zwischen dem Erlös end den Anlagekosten. Wenn das Grundstück unter den Anlagewert abgeschrieben worden ist, entsteht bei der Veräusserung über dem Anlagewert im Umfang der Differenz zwischen den Anlagekosten und dem tieferen steuerlich massgebenden Buchwert ein Buchgewinn. Diese wiedereingebrachten Abschreibungen unterliegen der Einkommen- bzw. Gewinnsteuer.

b) Erlös

Der Erlös umfasst alle Gegenleistungen für das Grundstück, samt Zubehör. Massgebend ist die tatsächliche, vom Erwerber erbrachte Gegenleistung für das Grundstück, die allenfalls vom verurkundeten Preis abweicht. 

c) Anlagekosten bzw. Anlagewert

1. Allgemeines

Die Anlagekosten bestehen aus dem beim letzten steuerlich massgebenden Erwerb entrichteten Erwerbspreis oder einem an dessen Stelle tretenden Ersatzwert und den seither vorgenommenen Aufwendungen. Letzter steuerlich massgebender Erwerb ist die nächste zurückliegende Handänderung, welche eine Steuerpflicht ausgelöst hat oder bei welcher aufgrund einer gesetzlichen Vorschrift eine definitive Befreiung des erzielten Gewinns eintrat. 

2. Erwerbspreis

Zum Erwerbspreis gehören grundsätzlich alle bei der letzten steuerlich massgebenden Handänderung vom damaligen Erwerber für das Vermögensobjekt erbrachten Leistungen. Mehrere Gesetze sehen vor, dass der Verkehrswert, den das Grundstück einige Jahrzehnte vor der Veräusserung hatte, an die Stelle des effektiven Erwerbspreises tritt, wenn der massgebende Erwerb weiter zurückliegt. In der Regel kann nachgewiesen werden, dass der effektiv geleistete Preis höher war, in welchem Fall er berücksichtigt werden muss.
3. Wertvermehrende Aufwendungen

Wertvermehrend sind jene Aufwendungen, welche den für den Marktwert des Grundstücks massgebenden tatsächlichen und rechtlichen Zustand desselben über jenen Stand hinaus verbessern, in welchem das Grundstück zur Zeit des letzten steuerlich massgebenden Erwerbs war. 

d) Weitere Kosten und Verluste

Als weitere Kosten sind regelmässig die Kosten der Veräusserung und des Erwerbs abziehbar. Diese Umfassen die Grundbuchgebühren, Beurkundungskosten, Handänderungsteuern, Vermittlungsgebühren sowie allfällige Kosten für die Schätzung des Marktwertes. 

III. Steuermass

Das Steuermass ist i.d.R. progressiv nach der Höhe des Gewinnes ausgestaltet. Bei längerer Besitzdauer wird die Steuer meistens ermässigt. Bei sehr kurzer Besitzdauer erfolgt meistens ein Zuschlag.

A. Normalsteuersatz

Der gesetzliche Steuersatz drückt i.d.R. das Steuermass aus, d.h. es kommt kein Steuerfuss zur Anwendung.

B. Ermässigung bei längerer Besitzdauer

Bei längerer Besitzdauer (i.d.R. mehr als 5 Jahre) wird die Steuer in den meisten Kantonen degressiv ermässigt.

C. Zuschlag bei kurzer Besitzdauer

StHG 12 V schreibt den Kantonen vor, kurzfristig realisierte Gewinne stärker zu belasten, als längerfristige. 

IV. Steuersubjekt

Steuersubjekt ist regelmässig die veräussernde Person. Die Steuerschuld wird häufig durch ein gesetzliches Pfandrecht gesichert, so dass der Erwerber und zukünftige Eigentümer mithaftet. Die Gesetze statuieren regelmässig Ausnahmen von der subjektiven Steuerpflicht (namentlich Bund, Kantone, Gemeinden und deren Anstalten). 

§24 Mehrwertsteuer

I. Allgemeines

A. Die Umsatzbesteuerung im Allgemeinen

a) Wesen der Umsatzsteuer

Gegenstand dieser Steuern sind Vorgänge des Wirtschaftsverkehrs; Berechnungsgrundlage ist das Entgelt. Steuersubjekt und Steuerträger sind meistens verschieden, indem die Steuerlast bestimmungsgemäss auf den Verbraucher abgewälzt wird (Verbrauchsteuern).
b) Systeme der Umsatzbesteuerung

Bei der Bruttoallphasensteuer wird die Steuer bei jedem Vorgang des Wirtschaftsverkehrs erhoben und nach dem vollen Wert jedes einzelnen Entgeltes bemessen. Bei der Mehrwertsteuer wird ebenfalls jeder Vorgang besteuert. Berechnungsgrundlage ist jedoch im Endeffekt nur der seit dem letzten steuerbaren Vorgang hinzugefügte Mehrwert (Nettoallphasensteuer), so dass der Gesamtwert der Ware oder Dienstleistung stets nur einmal belastet ist. Dieser Effekt wird nach dem vorherrschenden System dadurch erreicht, dass die Steuer zwar auf jedem steuerbaren Umsatz in vollem Umfang berechnet wird (geschuldete Steuer), sie für die Ermittlung der Steuerzahllast (Nettosteuer) jedoch um die anlässlich des vorausgehenden Umsatzes geschuldete und überwälzte Steuer (Vorsteuer) gekürzt wird. 

B. Die schweizerische Mehrwertsteuer

a) Wesen

Die schweizerische Umsatzsteuer ist eine Nettoallphasensteuer. Sie umfasst neben den Waren auch die Dienstleistungen. Systemgemäss soll mit der Mehrwertsteuer der Verbrauch besteuert werden. Die Steuerpflichtigen sollen nicht mit der MwSt belastet werden, sondern die Steuer auf die Konsumenten überwälzen; diese sollen Steuerträger sein. 
b) Aufbau

Es bestehen zwei Hauptarten der MwSt: Die Steuer auf dem Umsatz im Inland (MWSTG 5 – 71) und die Steuer auf den Einfuhren (MWSTG 72 – 84). Sie werden durch unterschiedliche Behörden erhoben. Erstere durch die Eidg. Steuerverwaltung, die zweite durch die Eidg. Zollverwaltung. Der Steuer auf dem Umsatz im Inland unterliegen neben den im Inland erbrachten Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen auch der Eigenverbrauch (grundsätzlich aber nicht der Dienstleistungseigenverbrauch) und der Bezug von Dienstleistungen gegen Entgelt von Unternehmen mit Sitz im Ausland (MWSTG 5). Die Steuer auf den Einfuhren erfasst die Einfuhr von Gegenständen in die Schweiz (MWSTG 73).

c) Rechtsquellen

BV 130 enthält die Bundeskompetenz zur Erhebung der MwSt. Sie ist bis Ende des Jahres 2006 begrenzt, der maximale Steuersatz beträgt 7,6%. Die Eidg. Steuerverwaltung hat im Sommer 2000 die Wegleitung zum MWSTG herausgegeben. Diese wird ergänzt und weiter konkretisiert durch zahlreiche Spezialbroschüren, Branchenbroschüren und Merkblätter.
II. Die Steuer auf dem Umsatz im Inland

A. Subjektive Steuerpflicht

a) Im Allgemeinen

Bei der subjektiven Steuerpflicht ist zu unterscheiden zwischen der Steuerpflicht beim Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland und jener der übrigen steuerbaren Umsätzen. Bei ersteren ist die Steuerpflicht immer dann gegeben, wenn während eines Kalenderjahres von Unternehmen mit Sitz im Ausland Dienstleistungen für mehr als 10000 Fr. bezogen werden. Diese Umsatzgrenze gilt auch für Unternehmen, die für übrige steuerbare Umsätze der subjektiven Steuerpflicht unterstehen (MWSTG 24). Die subjektive Steuerpflicht für die übrigen steuerbaren Umsätze ist an sechs Merkmale geknüpft, die kumulativ erfüllt sein müssen (MWSTG 21 I):
1. Es müssen Einnahmen erzielt werden.

2. Es muss eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit vorliegen.

3. Die Tätigkeit muss selbständig ausgeübt werden.

4. Die Tätigkeit muss von einer gewissen Dauer sein.

5. Der Gesamtumsatz aus sämtlichen der Steuer unterliegenden Lieferungen, Dienstleistungen und des Eigenverbrauchs im Inland muss jährlich 75000 Fr. übersteigen.

6. Wenn der Umsatz die Grenze von 75000 Fr. übersteigt, jedoch maximal 250000 Fr. beträgt, so tritt die subjektive Steuerpflicht nur dann ein, wenn die jährliche Steuer nach Abzug der Vorsteuer regelmässig höher ist als 4000 Fr. (MWSTG 25 I a).

Die Steuerpflicht tritt unabhängig von der Rechtsform, in der das Unternehmen betrieben wird, ein (MWSTG 21 II). Auch die öffentliche Hand kann steuerpflichtig werden (MWSTG 23 I). Steuerpflichtige autonome Dienststellen müssen die Umsätze an Dritte in jedem Fall versteuern. Leistungen an das eigene Gemeinwesen unterliegen der Steuer nur, wenn die gleichartigen Umsätze zur Hauptsache an Private erbracht werden. Die Gemeinwesen können beantragen, als Einheit oder nach einzelnen Gruppen über die Steuer abzurechnen (MWSTG 23 IV). 

b) Ausnahmen von der Steuerpflicht

1. Höhe der Steuerschuld

Die oben erwähnte 6. Einschränkung (MWSTG 25 I a) führt dazu, dass v.a. Unternehmen jener Branchen, die ihre Umsätze zum reduzierten Steuersatz von 2,4% versteuern, nicht der subjektiven Steuerpflicht unterliegen, weil nach Vornahme des Vorsteuerabzuges der Betrag von 4000 Fr. bei einem maximalen Umsatz von 250000 Fr. regelmässig unterschritten wird.
2. Art der Tätigkeit

MWSTG 25 I b nimmt Land- und Forstwirte und Gärtner für die Lieferung der im eigenen Betrieb gewonnenen Erzeugnisse von der Steuerpflicht aus. Gleiches gilt für Viehhändler für die Umsätze mit Vieh und für Milchsammelstellen für die mit Milchverarbeitern erzielten Umsätze.

Sofern neben den Tätigkeiten, deren Umsätze keine Steuerpflicht auslösen, noch andere Tätigkeiten ausgeübt werden, tritt die Steuerpflicht für die entsprechenden Umsätze ein, wenn die hiefür massgeblichen Umsatzgrenzen erreicht werden (MWSTG 25 II). Die Umsätze werden somit konsequent spartenmässig aufgeteilt. 

3. Unternehmen mit Sitz im Ausland

Unternehmen mit Sitz im Ausland, die im Inland ausschliesslich Dienstleistungen gemäss MWSTG 14 III erbringen, sind grundsätzlich nicht steuerpflichtig (MWSTG 25 I c). Die Ausnahme von der Steuerpflicht gilt jedoch nicht für Unternehmen, die Telekommunikationsdienstleistungen (MWSTG 14 III e) an nicht steuerpflichtige Empfänger erbringen.

4. Sportvereine und gemeinnützige Institutionen

Im MWSTG ist neu vorgesehen, dass ehrenamtlich geführte Sportvereine und gemeinnützige Institutionen, deren grundsätzlich steuerpflichtigen Umsätze den Betrag von 150000 Fr. nicht übersteigen, nicht der Steuerpflicht unterliegen (MWSTG 25 I d). 

c) Freiwillige Unterstellung unter die Steuerpflicht

Gemäss MWSTG 27 haben jene Personen, welche die geforderte Umsatzgrenze nicht erreichen und deshalb nicht steuerpflichtig werden, sowie jene Personen, die gemäss MWSTG 25 I von der Steuerpflicht ausgenommen sind, die Möglichkeit, sich unter den von der Eidg. Steuerverwaltung festzusetzenden Bedingungen freiwillig der Steuerpflicht zu unterstellen (Optionsrecht). Die Option für die Steuerpflicht hat u.a. das Recht zum Vorsteuerabzug zur Folge. Mit dieser Bestimmung wird sichergestellt, dass neu gegründete Unternehmen auf ihre Anfangsinvestitionen bereits den Vorsteuerabzug geltend machen können, wenn sie noch keine Umsätze erzielen oder mangels Erfolg am Markt wieder aufgelöst werden müssen, ohne je steuerbare Umsätze getätigt zu haben.

d) Gruppenbesteuerung

1. Allgemeines

Bei der MwSt wird erstmals im schweizerischen Steuerrecht unter bestimmten Bedingungen vom Grundsatz abgewichen, dass jede Person ein eigenes Steuersubjekt ist. Sind die Voraussetzungen für eine Gruppenbesteuerung gegeben, tritt ein Unternehmen als Gruppenträger auf. Dieser erstellt für sämtliche Unternehmen eine einzige Steuerabrechnung. Dabei werden alle Aussenumsätze der Mitglieder der Besteuerungsgruppe zusammengefasst. Umsätze der Mitglieder innerhalb der Besteuerungsgruppe bleiben für die MwSt unbeachtlich, soweit diese innerhalb der Schweiz getätigt werden.

2. Voraussetzungen

MWSTG 22 I bestimmt, dass jP und Personenunternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz beantragen können, als eine einzige steuerpflichtige Person behandelt zu werden. Die Gruppenbesteuerung setzt voraus, dass die Unternehmen eng miteinander verbunden sind. Dabei ist auf die gesamten Umstände abzustellen. Es muss durch Stimmenmehrheit oder auf andere Weise gezeigt werden, dass die Unternehmen unter einheitlicher Leitung zusammengefasst sind. 

3. Umfang der Besteuerungsgruppe und Gruppenträger

Die Zusammenstellung der Besteuerungsgruppe ist nicht frei wählbar. Sämtliche unter einheitlicher Leitung zusammengefassten Unternehmen sind in die Gruppe einzuschliessen. Zulässig ist die Aufteilung eines Konzerns in verschiedene je als Einheit besteuerte Subgruppen, sofern die Subgruppenmitglieder unter einheitlicher Leitung stehen. Um den tatsächlichen unternehmenswirtschaftlichen Umständen und organisatorischen Strukturen und Abläufen Rechnung zu tragen, kann die Eidg. Steuerverwaltung für die Gruppen- und Subgruppenbildung Ausnahmen bewilligen (MWSTG 22 III). Der Gruppenträger rechnet gegenüber der Eidg. Steuerverwaltung über die Steuer ab. Es muss nicht unbedingt die Obergesellschaft als Gruppenträger bezeichnet werden. Die Gruppe kann frei bestimmen, welche Gesellschaft die Abrechnungspflicht übernimmt.

4. Auswirkungen der Gruppenbesteuerung

Durch die Nichtbelastung der Leistungen, die zwischen den Gruppenmitgliedern erbracht werden, ergeben sich dann Steuervorteile, wenn konzerninterne Leistungen, die ohne Gruppenbesteuerung steuerbar wären, an Gruppengesellschaften erbracht werden, die teilweise oder ausschliesslich Umsätze tätigen, welche gemäss MWSTG 18 von der Steuer ausgenommen sind. Weil von der Steuer ausgenommene Umsätze eine Kürzung oder die volle Versagung des Vorsteuerabzugsrechts nach sich ziehen und deshalb die auf der Beschaffungsseite anfallenden Vorsteuern im Umfang der Vorsteuerkürzung eine definitive Belastung für die Unternehmen bilden, wirkt sich die Nichtbesteuerung der konzerninternen Leistungen kostensenkend aus. Keine Steuerersparnis resultiert aus der Gruppenbesteuerung dann, wenn die konzerninternen Leistungen lediglich im Zusammenhang mit steuerbaren oder nach MWSTG 19 steuerbefreiten Umsätzen verwendet werden. In diesem Fall kann jene Gesellschaft, welche die Leistung bezieht, auch ohne Gruppenbesteuerung den vollen Vorsteuerabzug auf diesen Leistungen vornehmen. Dies bedeutet, dass sie auf diesen Leistungen keine Steuerbelastung zu tragen hat.

Die der Besteuerungsgruppe zugehörigen Gesellschaften müssen einerseits die Innenumsätze auf einem separaten Konnte verbuchen (MWSTG 22 II) und andererseits dem Gruppenträger für jede Abrechnungsperiode eine Abrechnung über die getätigten Aussenumsätze und die angefallenen Vorsteuern liefern, damit dieser für die gesamte Gruppe mit der Eidg. Steuerverwaltung über die Steuer abrechnen kann. Dies bedeutet, dass jedes Gruppenmitglied die gleichen Informationen aufbereiten und dem Gruppenträger zur Verfügung stellen muss, die ohne Gruppenbesteuerung für die Mehrwertsteuerabrechnung mit der Eidg. Steuerverwaltung benötigt würden. Der Gruppenträger muss die Umsätze und die Vorsteuern kumulieren und allenfalls die Vorsteuerkürzung vornehmen. Daraus wird ersichtlich, dass die Gruppenbesteuerung wenig administrative Vereinfachung mit sich bringt.

MWSTG 32 I e bestimmt, dass jedes Gruppenmitglied solidarisch für sämtliche von der Besteuerungsgruppe geschuldeten Steuern haftet.

Beginn und Ende der Gruppenbesteuerung sind auf das Ende des Geschäftsjahres des Gruppenträgers festzulegen (MWSTG 22 IV). Dabei ist die Gruppenbesteuerung, vorbehalten Umstrukturierungen, bei denen die einheitliche Leitung ändert, während mindestens fünf Jahren beizubehalten (MWSTG 22 IV). 

e) Beginn und Ende der Steuerpflicht

1. Beginn

Beim Beginn der Steuerpflicht ist zu unterscheiden zwischen bestehenden Unternehmen, die ihre Tätigkeit unverändert ausführen (nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der massgebende Umsatz 75000 Fr. überstiegen hat; vgl. auch MWSTG 28 I, 21 III a), und neu gegründeten oder übernommenen Unternehmen bzw. Unternehmen, die ihre Geschäftstätigkeit durch Eröffnung eines neuen Betriebszweiges oder durch Geschäftsübernahme erweitern (mit Aufnahme bzw. Erweiterung, wenn zu erwarten ist, dass der Umsatz in den ersten zwölf Monaten 75000 Fr. übersteigen wird; MWSTG 28 II). Ist bei Aufnahme bzw. Erweiterung der Geschäftstätigkeit noch nicht absehbar, ob die Umsatzgrenze überschritten wird, so wird gemäss Praxis der Eidg. Steuerverwaltung nach Ablauf von drei Monaten der erzielte Umsatz auf ein Jahr umgerechnet. Allenfalls wird nach Ablauf des Kalenderjahres nochmals geprüft, ob der auf ein Jahr berechnete Umsatz die Schwelle übersteigt. Ist dies der Fall, beginnt die Steuerpflicht im zweiten Jahr, ansonsten sofort. Analog wird verfahren, wenn ein Unternehmen durch Erweiterung der Tätigkeit den Umsatz von 250000 Fr. übertrifft Wird die massgebliche Umsatz- bzw. Steuergrenze ohne Erweiterung überschritten, so tritt die Steuerpflicht im darauf folgenden Kalenderjahr ein (MWSTG 28 III). Die Steuerpflicht beim Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland für mehr als 10000 Fr. tritt bereits in jenem Kalenderjahr ein, in dem dieser Sachverhalt verwirklicht worden ist (MWSTG 24).
2. Ende

Die Steuerpflicht endet mit der Aufgabe der steuerbaren Tätigkeit. Wird ein Unternehmen liquidiert, so dauert jedoch die Steuerpflicht bis zum Abschluss des Liquidationsverfahrens an. Somit ist auch auf den Erlösen aus der Liquidation die MwSt geschuldet (MWSTG 29 a). Die Steuerpflicht endet ebenfalls am Ende des Kalenderjahres, in welchem die für die Steuerpflicht massgebende Umsatzgrenze nicht mehr erreicht wird und erwartungsgemäss im folgenden Jahr auch nicht erreicht werden wird (MWSTG 29 b). Sofern sich eine steuerpflichtige Person freiwillig der Steuerpflicht unterstellt hat, gilt diese grundsätzlich für mindestens fünf Jahre. Nach Ablauf dieser Frist kann sie jährlich auf den 31. Dezember widerrufen werden.

B. Steuerobjekt

a) Allgemeines

Der Steuer auf dem Umsatz im Inland unterliegen die nachstehend aufgeführten vier Arten von Rechtsverkehrsvorgängen (MWSTG 5). Diese bilden das Steuerobjekt.

1. Die im Inland gegen Entgelt erbrachten Lieferungen von Gegenständen

2. Die im Inland gegen Entgelt erbrachten Dienstleistungen

3. Der Eigenverbrauch im Inland

4. Der entgeltliche Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland

Mit Ausnahme des Eigenverbrauchs, dem die besondere Funktion der Korrektur von nicht-systemgemässen Vorsteuerabzügen bzw. die Gleichstellung aller Konsumenten zukommt, weisen die Steuerobjekte drei einheitliche Elemente auf: Es muss sich um eine entgeltliche Leistung handeln, die örtlich und sachlich umschrieben ist.

b) Umsätze als entgeltliche Leistungen

Steuerobjekt bilden nur Umsätze. Dies sind Leistungen, denen eine Gegenleistung in Form eines Entgelts gegenübersteht. Das Entgelt muss nicht unbedingt in einer Geldzahlung bestehen, es kann auch in Form einer Sachleistung erbracht werden. Der Begriff der Leistung ist im MWSTG nicht umschrieben. Folgende Kriterien können zur Abgrenzung herangezogen werden:
· Ein willentliches Verhalten

· Die Herbeiführung eines wirtschaftlichen Nutzens

· Keine Rückgängigmachung einer früheren Leistung

· Mehrere Beteiligte

c) Sachliche Elemente des Steuerobjektes

1. Lieferung von Gegenständen

MWSTG 6 umschreibt den Tatbestand der Lieferung von Gegenständen. Hauptfunktion dieser Norm ist es, die Lieferungen von den Dienstleistungen abzugrenzen. Diese Abgrenzung ist in sechsfacher Hinsicht von Bedeutung:

· Die Orte von Lieferungen und Dienstleistungen sind unterschiedlich umschrieben

· Dienstleistungen unterliegen nicht der Eigenverbrauchsbesteuerung

· Der Bezug von Unternehmen mit Sitz im Ausland unterliegt je speziellen Regeln

· Bei gemischten Leistungen dann, wenn der gelieferte Gegenstand zum reduzierten Steuersatz von 2,4% berechtigt

· Die Berechnungsgrundlage für die spätere Geltendmachung des Vorsteuerabzuges ist anders definiert (MWSTG 42 III)

· Der mehrwertsteuerliche Sonderstatus von Samnaun und Sampuoir bezieht sich lediglich auf Lieferungen

MWSTG 6 I stellt die Grundregel auf, wonach eine Lieferung vorliegt, wenn die Befähigung verschafft wird, im eigenen Namen über einen Gegenstand wirtschaftlich zu verfügen. MWSTG 6 II nennt zwei Fälle, die mehrwertsteuerrechtlich als Lieferungen behandelt werden, obwohl sie nach dem Sprachgebrauch nicht als Lieferungen bezeichnet werden (Arbeiten an einem Gegenstand, Überlassung eines Gegenstandes zum Gebrauch oder zur Nutzung). Beim Leasing ergibt sich die Besonderheit, dass auch die in den Leasingraten enthaltene Zinskomponente als mit der Hauptleistung verbundene Nebenleistung der Mehrwertsteuer unterliegt. Das Überlassen von Immaterialgütern stellt eine Dienstleistung dar. MWSTG 6 III enthält eine Definition des Begriffs Gegenstände. MWSTG 6 IV stellt klar, dass dann, wenn sich jemand verpflichtet hat, Arbeiten an einem Gegenstand zu besorgen und wenn er diese Arbeiten ganz oder teilweise durch einen Dritten besorgen lässt, zwei Lieferungen vorliegen. 

2. Erbringung von Dienstleistungen

MWSTG 7 I bestimmt, dass jede Leistung, die nicht eine Lieferung eines Gegenstandes ist, eine Dienstleistung darstellt. MWSTG 7 II kommt nur erklärender Charakter zu. 

3. Eigenverbrauch

Die MwSt als allgemeine Verbrauchsteuer soll in den als steuerbar bezeichneten Bereichen alle wirtschaftlichen Leistungen belasten. Solche Leistungen werden jedoch von den Unternehmen nicht nur gegenüber Dritten, sondern auch gegenüber den an den Unternehmen beteiligten Personen erbracht. Damit das Ziel der Belastung des Endkonsums erreicht wird, muss in solchen Fällen eine Besteuerung einsetzen. Es können drei Grundtatbestände unterschieden werden:

· Der Eigenverbrauch mit Konsumcharakter

· Der Eigenverbrauch beim Ausführen von Arbeiten an bestimmten Bauwerken

· Der Eigenverbrauch beim Wechsel der Verwendung von einem der Steuer unterliegenden in einen von der Steuer ausgenommenen Bereich

Es müssen zwei Bedingungen erfüllt sein, damit ein Eigenverbrauch mit Konsumcharakter überhaupt vorliegen kann. Erstens muss ein Gegenstand aus dem Unternehmen dauernd oder vorübergehend entnommen werden. Zweitens müssen der entnommene Gegenstand oder dessen Bestandteile die steuerpflichtige Person zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. 

Fälle des Eigenverbrauchs finden sich in MWSTG 9. Werden Gegenstände gemischt verwendet, d.h. sowohl für Zwecke genutzt, für die das Vorsteuerabzugsrecht gegeben ist, als auch für solche, die von diesem Recht ausgeschlossen sind, muss gemäss MWSTG 41 I grundsätzlich eine anteilige Vorsteuerkürzung nach Massgabe der Verwendung dieser Gegenstände im Unternehmen vorgenommen werden. MWSTG 41 II eröffnet bezüglich jener Gegenstände, die überwiegend für steuerbare Zwecke verwendet werden, die Möglichkeit, beim Erwerb den vollen Vorsteuerabzug geltend zu machen und dafür während der Dauer der Nutzung des Gegenstandes die Eigenverbrauchsteuer einmal jährlich zu entrichten. 
4. Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland

Der Steuer unterworfen ist der Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland, die in der Schweiz verwertet werden, sofern sie mehr als 10000 Fr. pro Kalenderjahr ausmachen. Dies gilt einerseits auch dann, wenn der Bezüger der Dienstleistungen sonst nicht steuerpflichtig ist. Andererseits ist die Steuer auch von steuerpflichtigen Personen nur dann zu deklarieren, wenn die Umsatzgrenze von 10000 Fr. im Kalenderjahr überschritten wird (MWSTG 10 i.V.m. MWSTG 24). Die Besteuerung der Dienstleistungen bezweckt die Herstellung der Wettbewerbsneutralität zwischen inländischen Anbietern, die auf den im Inland erbrachten Dienstleistungen die Steuer in Rechnung stellen müssen, und den im Ausland ansässigen Dienstleistungsanbietern.
d) Das Steuerobjekt bei Stellvertretungsverhältnissen

Bei Stellvertretungsgeschäften muss entschieden werden, ob nur ein Umsatzgeschäft oder zwei Umsatzgeschäfte vorliegen. Diese Frage ist in MWSTG 11 wie folgt geregelt: Als Grundregel gilt, dass ein Umsatz zwischen dem Vertretenen und dem Dritten nur dann vorliegt, wenn der Vertreter nicht nur auf Rechnung, sondern auch ausdrücklich im Namen des Vertretenen handelt (Abs. 1). Handelt der Vertreter zwar auf fremde Rechnung, jedoch im eigenen Namen, liegen mehrwertsteuerrechtlich zwei Umsatzgeschäfte vor (Abs. 2). Besonders geregelt ist das Stellvertretungsverhältnis bei Auktionen im Kunst- und Antiquitätenhandel (Abs. 4). 
e) Das örtliche Element des Steuerobjektes

1. Allgemeines

Vorerst müssen die Begriffe Inland und Ausland definiert sowie der Leistungs- bzw. Bezugsort umschrieben werden. Als Inland gelten die gebiete, auf die das MWSTG Anwendung findet. Die übrigen Gebiete werden als Ausland bezeichnet. Das Inland umfasst somit das Gebiet der Schweiz ohne Zollfreilager und Zollfreihäfen, sowie das Fürstentum Liechtenstein und die deutsche Gemeinde Büsingen. Eine Sonderstellung nehmen Samnaun und Sampuoir ein (MWSTG 3). 

2. Der Ort der Lieferung von Gegenständen

Es ist zwischen Abhollieferungen und Beförderungs- bzw. Versandlieferungen zu unterscheiden. Bei den Abhollieferungen befindet sich der Lieferort dort, wo sich der Gegenstand im Zeitpunkt der Verschaffung der wirtschaftlichen Verfügungsmacht, der Ablieferung oder der Überlassung zum Gebrauch befindet (MWSTG 13 a). 
Bei den Beförderungs- und Versandlieferungen wird bei der Festlegung des Lieferortes darauf abgestellt, wo sich der Gegenstand im Zeitpunkt des Beginns der Beförderung oder Versendung befindet (MWSTG 13 b). Die praktische Auswirkung dieser Festlegung besteht darin, dass auch beim Export der Lieferort im Inland liegt und die Steuerbefreiung nur dann eintritt, wenn der Export gemäss MWSTG 19 nachgewiesen ist (MWSTG 20). 

3. Ort der Erbringung von Dienstleistungen

MWSTG 14 I stellt den Grundsatz auf, dass als Ort der Erbringung von Dienstleistungen jener Ort gilt, an dem die Dienst leistende Person den Sitz ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit oder eine Betriebsstätte hat, von der aus sie die Dienstleistung erbringt. Von diesem Grundsatz stellen MWSTG 14 II, III sechs Ausnahmen auf: 

· Dienstleistungen im Zusammenhang mit einem Grundstück werden am Ort des Grundstücks erbracht

· Beförderungsleistungen werden dort erbracht, wo die zurückgelegte Strecke liegt

· Nebentätigkeiten des Transportgewerbes (z.B. Beladen) werden dort erbracht, wo die Person tatsächlich tätig wird

· Künstlerische, wissenschaftliche, unterrichtende, sportlich, unterhaltende und ähnliche Leistungen werden dort erbracht, wo die Person tatsächlich tätig wird

· Dienstleistungen im Bereiche der internationalen Entwicklungszusammenarbeit und der humanitären Hilfe werden an dem Ort erbracht, für den sie bestimmt sind

· Für einen ausgedehnten Katalog gilt als Ort des Erbringens der Sitz des Empfängers

Diese Ausnahmen sind so zahlreich, dass der Grundsatz faktisch zur Ausnahme geworden ist.

4. Ort des Eigenverbrauchs

Der Ort des Eigenverbrauchs liegt grundsätzlich dort, wo der Gegenstand sich im Zeitpunkt der Entnahme befindet (MWSTG 15 a) bzw. dort, wo der Gegenstand oder die Dienstleistung den steuerbaren Unternehmensbereich verlässt (MWSTG 15 c). Werden jedoch solche Gegenstände durch die steuerpflichtige Person direkt exportiert, ist gemäss MWSTG 19 II Ziff. 4 keine Eigenverbrauchsteuer geschuldet. Bei den Arbeiten an Bauwerken befindet sich der Ort des Eigenverbrauchs dort, wo das Bauwerk gelegen ist (MWSTG 15 b i.V.m. MWSTG 9 II). 

f) Das zeitliche Element des Steuerobjektes

Der Zeitpunkt, in dem der Umsatz getätigt wird, ist von grosser Bedeutung für die Bestimmung des Leistungsortes. Beim Eigenverbrauch und beim Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland bestimmt er überdies den Zeitpunkt der Entstehung der Steuerschuld. Das MWSTG enthält keine ausdrücklichen Regelungen über den Zeitpunkt der Erzielung von Umsätzen. Dieser kann jedoch indirekt ermittelt werden: MWSTG 13 bzw. MWSTG 43 II, III. 
g) Ausnahmen

Das MWSTG sieht zwei sorgsam zu unterscheidende Kategorien von Ausnahmen von der objektiven Steuerpflicht vor: die von der Steuer ausgenommenen und die von der Steuer befreiten Umsätze. Diese beiden Kategorien unterscheiden sich einerseits in der gesetzgeberischen Motivation zur Ausnahme aus der objektiven Steuerpflicht und andererseits in der technischen Ausgestaltung. Bei den von der Steuer ausgenommenen Umsätzen stehen politische Gründe im Vordergrund, während die steuerbefreiten Umsätze sich dadurch auszeichnen, dass sie den Export im engeren oder weiteren Sinne betreffen oder mit diesem zusammenhängen. Hinsichtlich der technischen Ausgestaltung unterscheiden sich diese beiden Kategorien dadurch, dass bei den von der Steuer ausgenommenen Umsätzen kein Vorsteuerabzugsrecht gegeben ist (MWSTG 17), während bei den steuerbefreiten Umsätzen der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden kann (MWSTG 19 I). 

1. Von der Steuer ausgenommene Umsätze

Die in MWSTG 17 festgeschriebene Verweigerung des Vorsteuerabzugs für die von der Steuer ausgenommenen Umsätze führt dazu, dass die Konsumenten mit Mehrwertsteuern belastet werden, obwohl diese Umsätze nicht besteuert werden. Der Anbieter wird nämlich die auf den von ihm bezogenen Gegenständen und Dienstleistungen lastenden Vorsteuern in die Kalkulation seiner Leistungen einbeziehen und damit auf die Konsumenten überwälzen. Der Vorsteuerabzug wird bei den von der Steuer ausgenommenen Umsätzen auch bei Export nicht gewährt. Anders ist die Situation in der EU. Aus dieser unterschiedlichen Rechtslage ergibt sich für die schweizerischen Anbieter ein Wettbewerbsnachteil auf den Auslandmärkten.
MWSTG 18 listet in 24 Ziffern jene Umsätze auf, die von der Steuer ausgenommen sind. Es handelt sich dabei um: 

1. Leistungen im Postverkehr, soweit sie unter die reservierten Dienste im Sinne der Postgesetzgebung (SR 783.0; Art. 3 Abs. 2) fallen

2. Die Spitalbehandlung und die ärztliche Heilbehandlung in Spitälern im Bereich der Humanmedizin. Unter die mit der Behandlung eng zusammenhängenden Umsätze (die ebenfalls von der Steuer ausgenommen sind) fallen Leistungen, die unmittelbar mit dem Aufenthalt verbunden sind

3. Heilbehandlungen im Bereich der Humanmedizin, soweit die Leistungserbringer über eine Berufsausübungsbewilligung verfügen

4. Die Pflegeleistungen von Spitex oder Pflegheimen, sofern sie ärztlich verordnet sind

5. Die Lieferungen von menschlichen Organen oder menschlichem Vollblut durch medizinisch anerkannte Institutionen

6. die Dienstleistungen, die Praxisgemeinschaften ihren Mitgliedern (MWSTG 18 Ziff. 3) zu Selbstkosten erbringen

7. Der Kranken-, Verletzten- und Invalidentransport in speziellen Transportmitteln

8. Die von den Einrichtungen der Sozialfürsorge, der Sozialhilfe und der der sozialen Sicherheit erbrachten Leistungen sowie die Umsätze von gemeinnützigen Organisationen der Krankenpflege und der Hilfe zu Hause und von Alters-, Wohn- und Pflegeheimen

9. Die mit der Kinder- und Jugendbetreuung verbundenen Umsätze durch dafür eingerichtete Institutionen

10. Die mit der Kultur- und Bildungsförderung von Jugendlichen eng verbundenen Umsätze von gemeinnützigen Jugendaustauschorganisationen

11. Die gesamten Umsätze aus Bildungs- und ausbildungs- sowie Fortbildungsaktivitäten

12. Das Zurverfügungstellen von Personal durch religiöse oder weltanschauliche, nicht gewinnstrebige Einrichtungen für Zwecke der Krankenbehandlung etc.

13. Die Umsätze, die nicht gewinnstrebige Einrichtungen ihren Mitgliedern gegen einen statutarisch festgesetzten Betrag erbringen

14.  Dem Publikum unmittelbar erbrachte kulturelle Dienstleistungen, sofern hiefür ein besonderes Entgelt verlangt wird

15. Für sportliche Anlässe verlangte Entgelte einschliesslich derjenigen für die Zulassung zur Teilnahme an solchen Anlässen

16. Kulturelle Dienstleistungen und Lieferungen von Gegenständen durch deren Urheber sowie von den Verlegern und den Verwertungsgesellschaften zur Verbreitung dieser Werke erbrachte Dienstleistungen

17. Die Umsätze bei Veranstaltungen (wie Basare oder Flohmärkte) von Einrichtungen, die von der Steuer ausgenommenen Tätigkeiten ausüben. 

18. Die Versicherungsumsätze einschliesslich der Umsätze aus der Tätigkeit als Versicherungsvertreter oder Versicherungsmakler.

19. Gewisse Umsätze im Bereich des Geld- und Kapitalverkehrs

20. Die Übertragung und Bestellung von dinglichen Rechten an Grundstücken sowie die Leistungen von Stockwerkeigentümergemeinschaften an die Stockwerkeigentümer

21. Die Überlassung von Grundstücken und Grundstücksteilen zum Gebrauch oder zur Nutzung (mit Ausnahmen)

22. Die Lieferungen von im Inland gültigen Postwertzeichen und sonstigen amtlichen Wertzeichen höchstens zum aufgedruckten Wert

23. Die Umsätze bei Wetten, Lotterien oder sonstigen Glücksspielen mit Geldeinsatz, soweit sie einer Sondersteuer oder sonstigen Abgaben unterliegen

24. Die Lieferungen gebrauchter Gegenstände, die ausschliesslich für eine nach MWSTG 18 von der Steuer ausgenommene Tätigkeit verwendet wurden, sofern diese Gegenstände mit der Warenumsatzsteuer belastet sind oder deren Bezug nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte, sowie die Lieferungen von im Betrieb gebrauchten Gegenständen, deren Bezug vom Vorsteuerabzug ausgeschlossen war (dies gilt nicht proportional!)

2. Steuerbefreite Umsätze

MWSTG 19 I bestimmt, dass auf Lieferungen und Einfuhren sowie von Dienstleistungen, die zur Bewirkung von Umsätzen führen, welche gemäss Abs. 2 des gleichen Artikels nicht der Steuer unterliegen, der Vorsteuerabzug geltend gemacht werden kann (echte Steuerbefreiung). Gemäss gesetzgeberischem Konzept soll damit das Bestimmungslandprinzip verwirklicht werden. Dieses Prinzip bedeutet, dass Gegenstände und Dienstleistungen dort zur Besteuerung gelangen sollen, wo sie konsumiert werden.
Ausgangspunkt bildet die Tatsache, dass die in MWSTG 19 II genannten Umsätze mehrwertsteuerrechtlich Inlandumsätze bilden. Es sind 9 Arten von echt befreiten Umsätzen angeführt:
1. Die Lieferungen von Gegenständen, die direkt ins Ausland befördert oder versendet werden (nicht Miete oder Pacht). Die Befreiung der übrigen Gegenstände setzt voraus, dass die Lieferung direkt ins Ausland erfolgt. MWSTG 19 IV umschreibt den Begriff der direkten Beförderung ins Ausland, MWSTG 20 nennt die Anforderungen, die an den Nachweis des Exportes von Gegenständen gestellt werden. Aus diesen Normen ergibt sich folgende Ordnung: Steuerbefreit sind Lieferungen, welche die steuerpflichtige Person selbst oder mittels Spediteurs vornimmt und solche, die der Abnehmer oder ein von diesem beauftragter Spediteur exportiert (Inlandlieferung zwecks Ausfuhr). Keine direkte Ausfuhrlieferung liegt jedoch vor, wenn der Gegenstand vor dem Export in der Schweiz in Gebrauch genommen oder im Rahmen eines Lieferungsgeschäftes einem Dritten im Inland übergeben worden ist. Die Ausfuhr muss zollamtlich nachgewiesen werden. 

2. Die Überlassung zum Gebrauch oder zur Nutzung von Schienen- und Luftfahrzeugen, sofern diese vom Leistungsempfänger überwiegend im Ausland genutzt werden
3. Die Inlandlieferung von Gegenständen ausländischer Herkunft, die nachweislich unter Zollkontrolle standen

4. Das Verbringen von Gegenständen ins Ausland, welches nicht mit einer Lieferung im Zusammenhang steht (z.B. Werkzeuge)

5. Die mit dem Export oder Import von Gegenständen in Zusammenhang stehenden Transportdienstleistungen

6. Alle mit dem Gütertransit zusammenhängenden Leistungen (vom Ausland per Schweiz ins Ausland)

7. Steuerbefreit sind auch die an den Flugzeugen von Fluggesellschaften vorgenommenen Unterhalts-, Reparatur- und Versorgungsarbeiten sowie die Vercharterungen und Vermietungen derselben

8. Die Dienstleistungen von ausdrücklich in fremdem Namen und für fremde Rechnung handelnden Vermittlern, wenn der vermittelte Umsatz steuerbefreit ist oder ausschliesslich im Ausland bewirkt wird

9. Die im eigenen Namen erbrachten Dienstleistungen von Reisebüros, soweit diese Lieferungen und Dienstleistungen Dritter für Auslandreisen in Anspruch nehmen

h) Option

Das MWSTG sieht nicht nur die Möglichkeit vor, sich freiwillig der subjektiven Steuerpflicht zu unterstellen, sondern es enthält auch Optionsmöglichkeiten im Bereich der objektiven Steuerpflicht für Unternehmen, die bereits subjektiv steuerpflichtig sind. Diese Option gilt für alle von der Steuer ausgenommenen Tatbeständen ausser Ziff. 18, 19, 24 (MWSTG 26). 

C. Steuerberechnungsgrundlage

a) Im Allgemeinen

Steuerberechnungsgrundlage bildet das Entgelt. Bei Leistungen an nahe stehende Personen gilt als Entgelt der Wert, der unter unabhängigen Dritten vereinbart würde (MWSTG 33 I, II). Besondere Regeln gelten für die Bemessung des Eigenverbrauchs (MWSTG 34). Aus dem Grundsatz, wonach bei der Ermittlung des Entgelts darauf abgestellt wird, was der Leistungsempfänger aufwendet, folgt zunächst, dass auch der Ersatz von sämtlichen Kosten des Leistungserbringers der Steuer unterliegt; dies auch dann, wenn sie separat in Rechnung gestellt werden. Des Weiteren ergibt sich, dass die steuerpflichtige Person nachträgliche Preisminderungen, Rückvergütungen, Umsatzboni und Debitorenverluste durch einen entsprechenden Abzug in der Mehrwertsteuerberechnung berücksichtigen kann. 
b) Beim Eigenverbrauch

Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage beim Eigenverbrauch ist zu unterscheiden zwischen dem Eigenverbrauch von beweglichen und unbeweglichen Gegenständen und der dauernden oder nur vorübergehenden Entnahme von neuen oder gebrauchten Gegenständen. Bei der dauernden Entnahme von neuen beweglichen Gegenständen ist die Eigenverbrauchsteuer vom Einkaufspreis geschuldet. Für die in Gebrauch genommenen beweglichen Gegenstände bildet der Zeitwert im Zeitpunkt der Entnahme die Bemessungsgrundlage (MWSTG 34 I). Gleiches gilt, wenn unbewegliche Gegenstände dauernd entnommen werden (Einkaufspreis; Zeitwert). Bei der vorübergehenden Entnahme wird die Steuer von der Miete berechnet, die einem unabhängigen Dritten dafür in Rechnung gestellt würde. 

c) Beim Tausch oder tauschähnlichen Umsätzen

Es gilt der Wert jeder Lieferung oder jeder Dienstleistung als Entgelt für die andere Leistung (MWSTG 33 IV). Bei Austauschreparaturen umfasst das Entgelt lediglich den Arbeitsanteil für die Reparatur (MWSTG 33 IV). 

d) Margenbesteuerung

Die steuerpflichtigen Personen haben beim Handel mit gebrauchten individualisierbaren beweglichen Gegenständen ein Wahlrecht. Entweder können sie mögliche Vorsteuern auf dem Kauf abziehen und beim Verkauf auf dem gesamten Verkaufspreis die MwSt entrichten. Oder sie verzichten auf die Geltendmachung des Vorsteuerabzuges beim Ankauf und versteuern beim Verkauf lediglich die Differenz zwischen dem Ankaufs- und dem Wiederverkaufspreis (MWSTG 35 I). 
D. Vorsteuerabzug

a) Allgemeines

Dem Vorsteuerabzug kommt im System der als Nettoallphasensteuer ausgestalteten MwSt eine zentrale Bedeutung zu. 

b) Die zum Vorsteuerabzug berechtigenden Tatbestände

Hauptanwendungsfall für den Vorsteuerabzug bilden die dem Steuersubjekt von andern steuerpflichtigen Personen in Rechnung gestellten Steuer für Lieferungen und Dienstleistungen (MWSTG 38 I a). In zwei Fällen darüber hinaus kann der Vorsteuerabzug auch für von der steuerpflichtigen Person geschuldete Steuern geltend gemacht werden. Dies ist bei den Steuer beim Bezug von Dienstleistungen von Unternehmen mit Sitz im Ausland und bei den Einfuhrumsatzsteuern der Fall (MWSTG 38 I b, c). Bei Bezügen von sich nicht freiwillig der Steuerpflicht unterstellenden Landwirte etc. können steuerpflichtige Personen einen fiktiven Vorsteuerabzug von 2,4% geltend machen.
c) Voraussetzungen für die Gewährung des Vorsteuerabzuges

1. Die Voraussetzungen im Allgemeinen

Aus der Funktion der MwSt als den Endkonsum belastende Steuer ergibt sich, dass der Vorsteuerabzug nur jenen Personen gewährt wird, die ihrerseits über die Steuer abrechnen, und nur insoweit, als die mit Vorsteuern belasteten Leistungen für Umsätze verwendet werden, die entweder steuerbar oder gemäss MWSTG 19 echt von der Steuer befreit sind. Da es für das richtige Funktionieren der MwSt zentral ist, das nur Steuern als Vorsteuern zum Abzug gebracht werden, die in den Vorstufen der Leistungserstellung auch tatsächlich abgeliefert worden sind, ist es notwendig, strenge formelle Anforderungen an die Vorsteuerabzugsberechtigung aufzustellen (MWSTG 37). 

2. Der Verwendungszweck

Erster Grundsatz ist, dass der Vorsteuerabzug nur für geschäftliche Ausgaben des Unternehmens geltend gemachte werden kann (MWSTG 38 IV). 
Ausgeschlossen ist die Vorsteuerabzugsberechtigung für Lieferungen und Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit dem steuerbaren Eigenverbrauch nach MWSTG 9 I stehen. MWSTG 41 ordnet an, dass bei gemischter Verwendung eine Kürzung des Vorsteuerabzugs nach dem Verhältnis der Verwendung zu erfolgen hat (häufig mittels Pauschalvariabeln; MWSTG 58 III). Als Alternative steht der volle Vorsteuerabzug mit jährlicher Eigenverbrauchsversteuerung offen. 

3. Beschränkung bei Ausgaben für Verpflegung und Getränke

Die Steuern auf Ausgaben für Verpflegung und Getränke können nur zu 50% als Vorsteuern geltend gemacht werden (MWSTG 38 V). 

4. Beschränkung bei Subventionen und andern Beiträgen der öffentlichen Hand sowie Spenden

Das Gesetz bestimmt (MWSTG 38 VIII), dass Empfänger von Subventionen und andern Beiträgen der öffentlichen Hand den Vorsteuerabzug verhältnismässig zu kürzen haben. Gleiches gilt, sofern eine steuerpflichtige Person Spenden erhält, die nicht einzelnen Umsätzen des Empfängers zugeordnet werden können. 

5. Ausschluss des Vorsteuerabzugs

Aus dem zentralen Prinzip der MwSt, wonach der Vorsteuerabzug voraussetzt, dass die Vorsteuern auch abgeliefert worden sind, folgen zwei Ausschlusstatbestände (MWSTG 39).

d) Zeitpunkt der Entstehung des Vorsteuerabzugsrechts

1. Zeitnahe Entstehung

Im Regelfall haben die steuerpflichtigen Personen nach vereinbarten Entgelten abzurechnen (MWSTG 44 I). Dies bedeutet, dass sie die MwSt auch auf Umsätzen abzurechnen haben, die noch nicht bezahlt, sondern erst als Debitoren verbucht sind. Diesfalls kann der Vorsteuerabzug ebenfalls bereits am Ende jener Abrechnungsperiode geltend gemacht werden, in der die Rechnungen auf der Beschaffungsseite eingehen. Rechnet jedoch die steuerpflichtige Person ausnahmsweise nach vereinnahmten Entgelten ab, so wird beim Vorsteuerabzug in dem Sinne Kongruenz hergestellt, als dieser nur für Rechnungen vorgenommen werden kann, die in der Abrechnungsperiode tatsächlich bezahlt worden sind (MWSTG 38 VII a). 

2. Nachträgliche Entstehung (Einlageentsteuerung)

MWSTG 42 eröffnet generell die Möglichkeit, den Vorsteuerabzug auch dann geltend zu machen, wenn im Zeitpunkt des Empfangs der Lieferung, der Dienstleistung oder bei der Einfuhr kein Vorsteuerabzugsrecht gegeben war, ein solches jedoch später entsteht. Dies kann bei Beginn der Unternehmenstätigkeit, bei Nutzungsänderungen und bei der Option für die Steuerpflicht der Fall sein. 

e) Pauschalisierung des Vorsteuerabzugs durch die Anwendung von Saldosteuersätzen

MWSTG 59 I legt fest, dass steuerpflichtig Personen, die steuerbare Umsätze von maximal 3 Mio. Fr. pro Jahr erzielen, grundsätzlich eine vereinfachte Steuerabrechnung vornehmen können. Die von der Steuer ausgenommenen Umsätze bleiben für die Ermittlung dieser Umsatzgrenze ausser Betracht. Sie können dafür optieren, auf das Vorsteuerabzugsrecht zu verzichten und die Steuer zu einem tieferen Satz abzurechnen. Dieser tiefere Steuersatz wird als Saldosteuersatz bezeichnet. Die unter Anwendung des jeweiligen Saldosteuersatzes abzuliefernde Steuer darf jährlich nicht mehr als 60000 Fr. betragen. Die Eidg. Steuerverwaltung hat für sämtliche Branchen Schätzungen über den Vorsteueranteil vorgenommen und entsprechende Saldo-Steuersätze festgelegt. Den Kunden müssen die steuerpflichtigen Personen jedoch den gesetzlichen Steuersatz in Rechnung stellen. Bei der Abrechnung zum Saldosteuersatz entfällt in der Regel auch die Eigenverbrauchsbesteuerung. Es gelten Mindestzeiträume für die Beibehaltung der Abrechnungsart (fünf Jahre). 
f) Pauschalisierung des Vorsteuerabzuges für Gemeinwesen

Gemeinwesen können unabhängig von der Höhe des Umsatzes und der Steuerzahllast für die vereinfachte Abrechnung nach Pauschalsteuersätzen optieren.

E. Steuermass

a) Normalsteuersatz

Für sämtliche der Steuer unterstellten Umsätze, für die nicht ein reduzierter Steuersatz zur Anwendung gelangt, beträgt der Steuersatz 7,6% (MWSTG 36 III). 

b) Reduzierte Steuersätze

1. Beherbergungsleistungen

Gemäss MWSTG 36 II unterliegen die Beherbergungskosten einem ermässigten Steuersatz von 3,6%.
2. Andere Leistungen

Aus sozial- und kulturpolitischen Gründen wurde für die Lieferung von gewissen Gegenständen sowie für die nichtgewerbliche Erbringung von Dienstleistungen der Radio- und Fernsehgesellschaften der Steuersatz von 2,4% festgesetzt (MWSTG 36 I).Von diesem Steuersatz werden Lieferungen von Wasser, Ess- und Trinkwaren, Medikamente, Zeitungen, Zeitschriften, Bücher und andere Druckerzeugnisse ohne Reklamecharakter erfasst. Der reduzierte Steuersatz findet auch Anwendung bei der Option für die Versteuerung der nach MWSTG 18 Ziff. 14 – 16 von der Steuer ausgenommenen Umsätze (MWSTG 36 I c). Ebenfall gilt dieser Steuersatz für landwirtschaftliche Leistungen (MWSTG 36 I d). 

c) Gemischte Leistungen

Soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, gilt für eine gemischte Gesamtleistung der Normalsteuersatz. Nebenleistungen teilen das umsatzrechtliche Schicksal der Hauptleistung (MWSTG 34 IV). Liegen mehrere selbständige Leistungen vor, hat die Eidg. Steuerverwaltung im Sinne einer Vereinfachung bestimmt, dass eine Versteuerung des Gesamtentgelts zum reduzierten Satz zulässig ist, wenn die zum reduzierten Satz steuerbaren Leistungen mehr als 90% des Gesamtentgelts ausmachen.
d) Verpackungen

Verpackungen und übrige Umschliessungen von Gegenständen unterliegen dem gleichen Steuersatz wie die Gegenstände selbst (MWSTG 36 V). Dies gilt jedoch nicht, wenn die Verpackungen einen eigenen Gebrauchswert haben.

III. Die Steuer auf den Einfuhren

A. Zweck

Im grenzüberschreitenden Warenverkehr gilt heute noch generell das Bestimmungslandprinzip, wonach die Umsatzsteuer in jenem Land anfällt, in dem die Gegenstände konsumiert werden. Demzufolge wird bei der Wareneinfuhr die Umsatzsteuer erhoben, und der Export ist von der Steuer befreit. Die Steuer auf den Einfuhren wird durch die Eidg. Zollverwaltung erhoben (MWSTG 82 I). Insoweit das MWSTG nichts anderes bestimmt, findet denn auch die Zollgesetzgebung Anwendung (MWSTG 72). 
B. Subjektive Steuerpflicht

Der subjektiven Steuerpflicht unterstehen die Zollzahlungspflichtigen (MWSTG 75 I). Dies auch dann, wenn sie für die Steuer auf dem Umsatz im Inland nicht Steuersubjekte sind.

C. Steuerobjekt

a) Allgemeines

Gegenstand der Steuer ist die Einfuhr von Gegenständen (MWSTG 73 I, II). Die Einfuhr von Dienstleistungen unterliegt der Steuer nicht. Lässt sich bei der Einfuhr von Datenträgern kein Marktwert feststellen, so wird der Wert des Datenträgers einschliesslich der darin enthaltenen Dienstleistungen mit der Inlandsteuer erfasst (MWSTG 73 III). 

b) Ausnahmen

Die Einfuhr von bestimmten Gegenständen ist steuerfrei (MWSTG 74). Ebenfalls steuerfrei ist die Einfuhr von Gegenständen in kleinen Mengen, von unbedeutendem Warenwert oder mit geringfügigem Steuerbetrag nach Massgabe der Verfügung durch das Eidg. Finanzdepartement (MWSTG 74 Ziff. 1).
D. Berechnungsgrundlage und Steuermass

a) Steuerberechnungsgrundlage

Sofern die Einfuhr im Rahmen eines Veräusserungs- oder Kommissionsgeschäftes erfolgt, bildet das nach den Regeln für die Bemessung der Steuer auf dem Umsatz im Inland berechnete Entgelt die Bemessungsgrundlage für die Steuer (MWSTG 76 I a, II). Besteht kein solches Geschäft und damit auch kein Preis, so wird auf den Marktwert abgestellt (MWSTG 76 I b). Dieser wird auch angewendet, wenn Zweifel über die Richtigkeit des bei einem Veräusserungs- oder Kommissionsgeschäft angegebenen Preises bestehen.
b) Steuermass

Die Steuersätze entsprechen jenen, die bei der Steuer auf den Umsätzen von Gegenständen im Inland Anwendung finden (MWSTG 77). Zum Entgelt gehören auch separat verrechnete ausländische Abgaben, der schweizerische Zoll sowie gesondert verrechnete Nebenkosten, die bis zum ersten Bestimmungsort in der Schweiz anfallen (MWSTG 76 III). Besondere Regeln sind aufgestellt worden für Herstellungen i.S.v. MWSTG 6 II a mit Auslandbezug sowie auf dem Entgelt für den Gebrauch von Gegenständen, die mit Freipass zur vorübergehenden Einfuhr abgefertigt wurden, sofern die Steuer auf diesem Entgelt beachtlich ist (MWSTG 76 I c, e – g). 
Entgeltsminderungen wird bei der Steuer auf dem Umsatz im Inland Rechnung getragen (MWSTG 76 II). Eine Erstattung von durch nachträgliche Entgeltsminderungen zu viel entrichteten Steuern entfällt dann, wenn die steuerpflichtige Person die Steuer auf den Einfuhren als Vorsteuer bei der Steuer auf dem Umsatz im Inland geltend machen kann (MWSTG 80 II). 

§26 Eidg. Stempelabgaben
I. Übersicht

Die eidg. Stempelabgaben sind Steuern auf dem Rechtsverkehr mit bestimmten Urkunden, insbesondere mit Wertpapieren (BV 132 I). Gegenstand der Besteuerung bilden die Rechtsverkehrsvorgänge der Kapitalbeschaffung und der Umsatz von Urkunden. Dabei werden drei Abgaben unterschieden (StG 1 I):
1. die Emissionsabgabe auf der Ausgabe inländischer Beteiligungsrechte, Obligationen und Geldmarktpapiere

2. die Umsatzabgabe auf dem Umsatz in- und ausländischer Urkunden wie Beteiligungsrechte, Fondsanteile, Obligationen und diesen gleichgestellte Urkunden

3. die Abgabe auf Versicherungsprämien, d.h. auf der Zahlung von Versicherungsprämien gegen Quittung

Werden bei derartigen Rechtsvorgängen keine Urkunden ausgestellt oder umgesetzt, so treten an ihre Stelle die Geschäftsbücher oder sonstigen Urkunden, welche der Feststellung der Rechtsvorgänge dienen (StG 1 II). Massgebend für die Qualifikation der Urkunden und Rechtsvorgänge und damit für die Frage der Steuerpflicht ist gemäss ausdrücklicher gesetzlicher Regelung (StG 27 I) stets deren wirklicher Inhalt und nicht von den Beteiligten verwendete unrichtige Bezeichnungen und Ausdrucksweisen. Steht der Sachverhalt nicht eindeutig fest, so ist er unter Abwägung aller pflichtgemäss festgestellten Umstände zu erschliessen (StG 27 II). Die Kantone dürfen Urkunden, die das Gesetz steuerpflichtig oder steuerfrei erklärt, nicht mit einer gleichgearteten Abgabe oder Registrierungsgebühr belasten (StG 3 I). Das Gesetz enthält Begriffsdefinitionen, die für alle drei Abgabearten gelten (StG 4). 
II. Emissionsabgabe

A. Übersicht

Der Emissionsabgabe unterliegt die Beschaffung von Eigenkapital durch inländische Kapitalgesellschaften und Genossenschaften sowie die Beschaffung von bestimmten Formen von Fremdkapital inländischer Unternehmen, unabhängig von deren Rechtsform. Wichtigste Form der Beschaffung von Eigenkapital ist die Ausgabe von Beteiligungsrechten im Rahmen von Gründungen und Kapitalerhöhungen. Der Ausgabe von Beteiligungsrechten gleichgesetzt ist die Gewährung von Zuschüssen sowie der Handwechsel der Mehrheit von Beteiligungen an Gesellschaften und Genossenschaften, die wirtschaftlich liquidiert oder deren Aktiven in liquide Form gebracht worden sind (Mantelhandel). 
Damit Umgestaltungen von Unternehmen nicht durch diese Steuer verteuert oder verhindert werden, nimmt das Gesetz die Ausgabe von Beteiligungsrechten, die im Rahmen von solchen Transaktionen geschaffen werden, von der Steuer aus (StG I abis). Als Massnahme zur Förderung von KMU wird die Schaffung von Eigenkapital, unabhängig von dessen Form, bis maximal 250000 Fr. durch Ausgabe von Beteiligungsrechten nicht mehr besteuert (StG 6 I h). Übersteigen die Leistungen der Gesellschafter diese Freigrenze, findet auf dem übersteigenden Betrag der Abgabesatz von 1% Anwendung (StG 8 I). Die Beschaffung von Fremdkapital durch Inländer unterliegt dann der Steuer, wenn sie durch die Ausgabe oder Erneuerung von Obligationen oder diesen vom Gesetz gleichgestellten Instrumenten oder von Geldmarktpapieren erfolgt (StG 5a). Generell von der Emissionsabgabepflicht befreit sind die RKG (RKGG 4). 

B. Die Abgabe auf der Ausgabe von Beteiligungsrechten

a) Steuerobjekt

1. Beteiligungsrechte an inländischen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften
Inländisch sind Gesellschaften, die ihren statutarischen oder gesetzlichen Sitz in der Schweiz haben (StG 4 I). Den Begriff Beteiligungsrechte bezeichnet StG 5. 

2. Ausgabe

Nicht nur die Neuausgabe von Beteiligungsrechten, sondern auch die Erhöhung des Nennwertes von bestehenden Beteiligungsrechten unterliegt der Abgabe (StG 5 I a). 
Das Gesetz bezeichnet die Zuschüsse und den Mantelhandel als der Ausgabe von Beteiligungsrechten gleichgestellte Tatbestände (StG 5 II). Als Zuschüsse werden alle Leistungen der Gesellschafter oder Genossenschafter der Abgabe unterworfen, welche ohne entsprechende Gegenleistung und ohne Erhöhung des nominellen Kapitals erbracht werden. Dazu gehören insbesondere A-fonds-perdu-Zuwendungen und Forderungsverzichte.

3. Ausnahmetatbestände

Der wohl wichtigste Fall der Ausnahme von der Abgabepflicht ist der Umgestaltungstatbestand. Das Gesetz sieht diese Befreiung vor für Beteiligungsrechte, die in Durchführung von Beschlüssen über Fusionen oder diesen wirtschaftlich gleichkommende Zusammenschlüsse, von Umwandlungen und Aufspaltungen von Kapitalgesellschaften und Genossenschaften begründet oder erhöht werden.

Die Abgabe ist weiter nicht geschuldet, wenn bei der Gründung oder Kapitalerhöhung die Leistungen der Anteilsinhaber gesamthaft 250000 Fr. nicht übersteigen.

Zur Verhinderung der doppelten Abgabeerhebung ist die Steuerpflicht nicht gegeben bei der Begründung oder der Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten, die unter Verwendung von früher besteuerten Aufgeldern und Zuschüssen erfolgen (StG 6 I d). Aus dem gleichen Grund wird die Begründung und Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten nicht der Abgabe unterworfen, wenn diese unter Verwendung von bereits mit der Abgabe belastetem Partizipationskapital erfolgt (StG 6 I g). 

Als übrige Ausnahmetatbestände gelten:

1. die Begründung und Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten:

· an Kapitalgesellschaften und Genossenschaften mit gemeinnützigen Zwecken (StG 6 I a)

· an Genossenschaften, solange die Leistungen der Genossenschafter gesamthaft 50000 Fr. nicht übersteigen (StG 6 I b)

2. die Zuschüsse, welche die Gesellschafter oder Genossenschafter mit der Übertragung von Arbeitsbeschaffungsreserven im Konzern leisten (StG 6 I f).

b) Berechnungsgrundlage und Steuermass

1. Berechnungsgrundlage bei der Begründung und der Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten

Bei der Begründung und Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten bildet der Gegenwert, welcher der Gesellschaft oder Genossenschaft zufliesst, mindestens aber der Nennwert die Berechnungsgrundlage. 

2. Berechnungsgrundlage bei Zuschüssen und beim Mantelhandel

Bei Zuschüssen bildet der Betrag des Zuschusses ohne jegliche Kürzung die Berechnungsgrundlage. Beim Mantelhandel wird die Abgabe nach dem Reinvermögen, das sich im Zeitpunkt des Handwechsels in der Gesellschaft  oder Genossenschaft befindet, mindestens aber vom Nennwert aller bestehenden Beteiligungsrechte berechnet.

3. Berechnungsgrundlage bei Genossenschaftsanteilen in besonderen Fällen

Werden bei einer Genossenschaft im gleichen Geschäftsjahr sowohl Einzahlungen auf das Genossenschaftskapital als auch Rückzahlungen vorgenommen, so wird nur jener Betrag der Einzahlungen, der die Rückzahlungen übersteigt, in die Berechnungsgrundlage eingeschlossen (StG 9 II). 

4. Steuermass

Im Regelfall beträgt der Steuersatz 1% (StG 8 I). Auf unentgeltlich ausgegebenen Genussscheinen beträgt die Abgabe 3 Fr. je Genussschein (StG 9 I d). 

c) Entstehung und Fälligkeit der Abgabeforderung

1. Entstehung
Bei Partizipationsscheinen und bei Stammeinlagen von GmbH sowie im Regelfall bei Aktien entsteht die Steuerforderung im Zeitpunkt der Eintragung der Begründung oder Erhöhung im Handelsregister (StG 7 I a). Bei bedingten oder genehmigten Kapitalerhöhungen (OR 651, 653) entsteht die Steuerforderung erst im Zeitpunkt der Ausgabe der Beteiligungsrechte (StG 7 I abis). Bei Genossenschaftsanteilen entsteht die Steuerforderung im Zeitpunkt ihrer Begründung oder Erhöhung, bei Genussscheinen im Zeitpunkt ihrer Ausgabe oder Erhöhung (StG 7 I c, d). 

Bei Zuschüssen entsteht die Steuerforderung im Zeitpunkt des Zuschusses, beim Mantelhandel im Zeitpunkt des Handwechsels der Beteiligungsrechte (StG 7 I e). 
2. Fälligkeit

Auf Genossenschaftsanteilen wird die Steuer 30 Tage nach der amtlichen Veranlagung fällig (StG 11 a), auf der Ausgabe und der Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten, bei Zuschüssen und beim Mantelhandel 30 Tage nach Entstehung der Abgabeforderung (StG 11 c). 

d) Steuersubjekt

Bei der Begründung und der Erhöhung des Nennwertes von Beteiligungsrechten und bei Zuschüssen ist die Gesellschaft oder Genossenschaft steuerpflichtig. Das Gleiche gilt beim Mantelhandel, jedoch ist hier eine solidarische Haftung des Veräusserers gegeben (StG 10 I). 

C. Die Abgabe auf der Ausgabe von Obligationen und Geldmarktpapieren

a) Steuerobjekt

Gegenstand der Steuer ist die durch Inländer erfolgende Ausgabe von Obligationen und diesen gleichgestellten Urkunden sowie von Geldmarktpapieren (StG 5a I). Obligationen und Geldmarktpapiere unterscheiden sich lediglich durch ihre Laufzeit. Geldmarktpapiere sind Obligationen mit einer festen Laufzeit von nicht mehr als 12 Monaten (StG 4 V). Der stempelgesetzliche Obligationenbegriff ist weiter gefasst als im normalen Sprachgebrauch (StG 4 III). In der Praxis wird der Begriff der Obligation bei der Emissionsabgabe in gleicher Weise wie bei der Verrechnungssteuer umschrieben. Der Ausgabe gleichgestellt ist die Erneuerung der Obligationen und Geldmarktpapiere. Als Erneuerung gelten die Erhöhung des Nennwertes, die Verlängerung der vertraglichen Laufzeit sowie die Veränderung der Zinsbedingungen bei Titeln, welche ausschliesslich auf Kündigung hin rückzahlbar sind (StG 5a II). 
b) Berechnungsgrundlage und Steuermass

Die Abgabe wird auf dem Nominalwert der Obligationen und Geldmarktpapiere berechnet. Folgende Steuersätze finden Anwendung:
1. bei Anleihensobligationen, Rententitel, Pfandbriefen und Schuldbuchforderungen: 1,2 Promille für jedes volle oder angefangene Jahr der maximalen Laufzeit (StG 9a a)

2. bei Kassenobligationen, Kassen- und Depositenscheinen: 0,6 Promille für jedes volle oder angefangene Jahr der maximalen Laufzeit (StG 9a b)

3. bei Geldmarktpapieren: 0,6 Promille, berechnet für jeden Tag der Laufzeit zu je 1/360 dieses Abgabesatzes (StG 9a c)

c) Entstehung und Fälligkeit der Abgabeforderung

Obwohl die Abgabe pro Jahr resp. Pro Tag berechnet wird, entsteht sie in vollem Umfang bei der Ausgabe der Titel und wird 30 Tage danach fällig (StG 11 c).

d) Steuersubjekt

Abgabepflichtig ist der inländische Schuldner der Obligationen und Geldmarktpapiere. Die bei der Emission mitwirkenden Banken unterstehen einer solidarischen Haftung für die Abgabeentrichtung (StG 10 III). 

§34 Steuerveranlagung und Steuerentrichtung

I. Allgemeines

Im materiellen Steuerrecht wird festgelegt, wer in welchem Umfang und zu welchem Zeitpunkt Steuern zu entrichten hat. Diese Ordnung bedarf der Ergänzung durch Bestimmungen über das Verfahren, in dem die Steuern festgesetzt (veranlagt) werden.
A. Behörden

a) Bundessteuern

Die Anwendung des Bundessteuerrechts obliegt grundsätzlich dem Eidg. Finanzdepartement und seinen Verwaltungszweigen, insbesondere der Eidg. Steuerverwaltung. Letztere ist für alle Bundessteuern zuständig, deren Anwendung nicht einer andere Verwaltungsbehörde übertragen ist. 

b) Kantonale und kommunale Steuern

Den kantonalen Steuerverwaltungen obliegt der Vollzug des kantonalen und meistens auch des kommunalen Steuerrechts. Die Gemeindesteuerämter besitzen Vollzugskompetenzen auf dem Gebiet der kommunalen und teilweise auch der kantonalen Steuern.

B. Begriff der Veranlagung

Unter der Veranlagung (Einschätzung) versteht man die verpflichtende Festsetzung des Betrages der Steuerschuld im Einzelfall. Sie erfolgt häufig in zwei Phasen: Zunächst wird die Berechnungsgrundlage festgesetzt; in einem zweiten Schritt wird der Steuerbetrag bestimmt. Die Festsetzung der Steuerfaktoren allein stellt einen Zwischenentscheid im Sinne von OG 87 dar, der nicht mit der staatsrechtlichen Beschwerde angefochten werden kann. Erst die Verfügung über den geforderten Steuerbetrag stellt den anfechtbaren Entscheid dar.

C. Arten der Veranlagung

a) Selbstveranlagung

Bei der Selbstveranlagung berechnet das Steuersubjekt den steuerbaren Betrag und die Steuer unaufgefordert auf Abrechnungsformularen selbst und liefert den Steuerbetrag von sich aus an die Behörde ab. Letztere überprüft die Selbstveranlagungen nachträglich und nimmt allenfalls eine Berichtigung vor. 

b) Amtliche Veranlagung

Bei der amtlichen Veranlagung nimmt die Steuerbehörde die Veranlagung von sich aus vor, ohne dass es eines vorausgehenden Handelns des Steuersubjekts bedarf. 

c) Gemischte Veranlagung

Bei den direkten Steuern werden Elemente der Selbstveranlagung und der amtlichen Veranlagung miteinander kombiniert, indem das Steuersubjekt seine Steuerfaktoren zu deklarieren hat, die Steuer aber nach durchgeführter Untersuchung von Amtes wegen festgesetzt wird.

D. Allgemeine Verfahrensgrundsätze

a) Amtspflichten

Die voll- und nebenamtlichen Steuerbeamten und Kommissionsmitglieder unterstehen dem allgemeinen Beamtenrecht. In den meisten Steuergesetzen sind die Schweige- und Geheimhaltungspflicht (Steuergeheimnis) und die Ausstandspflicht ausdrücklich verankert (DBG 109 – 112, StHG 39, MWSTG 55). 
b) Untersuchungsmaxime

Die Veranlagungsbehörden haben die Veranlagung von Amtes wegen (Offizialmaxime) aufgrund der gesetzlichen Vorschriften vorzunehmen (DBG 123 I, StHG 46 I). Die Beweislast wird in der Rechtsprechung regelmässig für steuerbegründende Tatsachen den Steuerbehörden bzw. für steuermindernde Tatsachen den Steuerpflichtigen auferlegt.

c) Treu und Glauben (Vertrauensschutz)

Die Bedeutung des Grundsatzes von Treu und Glauben im Steuerrecht im Allgemeinen ist trotz zahlreicher Untersuchungen noch nicht restlos abgeklärt. Im Verfahrensrecht findet er vor allem in zweierlei Hinsicht Anwendung. Der Steuerpflichtige ist unter bestimmten Umständen an einmal im Steuerverfahren abgegebene Erklärungen auch bei späteren Veranlagungen gebunden. Andererseits können jedoch Angaben, deren Unrichtigkeit die Steuerbehörde seinerzeit bei pflichtgemässer Abklärung hätte feststellen können, dem Steuerpflichtigen bei späteren Veranlagungen nicht entgegengehalten werden. Die Bindung der Behörden an Auskünfte wird ebenfalls nach dem Grundsatz von Treu und Glauben festgelegt. Eine unrichtige Auskunft, auf die sich der Bürger verlassen hat, ist nur bindend unter der Voraussetzung, dass die Amtsstelle, welche die unrichtige Auskunft gegeben hat, für die Auskunftserteilung zuständig war, dass der Bürger die Unrichtigkeit des Bescheides nicht ohne weiteres hat erkennen können und dass er im Vertrauen auf die Auskunft eine nicht wieder rückgängig zu machende Disposition getroffen hat.

d) Verfahrensrechte der Steuerpflichtigen

Minimalgarantien ergeben sich einerseits aus BV 29, der durch DBG 114, StHG 41 I (Akteneinsicht), DBG 115, StHG 41 II (Beweisabnahme) und DBG 131, StHG 41 III (schriftliche Eröffnung der Veranlagung) konkretisiert wird. Soweit nicht ein persönliches Handeln des Steuerpflichtigen nötig ist, kann er sich vertreten lassen (DBG 117). 
e) Verfahrensrechte der Behörden

Die Behörden haben umfassende Befugnisse zur Sicherstellung einer richtigen Veranlagungsverfügung (vgl. etwa DBG 126 II, StHG 42 II; DBG 128; 127 II, StHG 43 II; DBG 111, StHG 39 II; DBG 112, StHG 29 III). 

f) Mitwirkungspflichten

1. Steuerpflichtiger

Die Bundessteuergesetze statuieren ausführlich die Pflicht der Steuersubjekte, bei der Veranlagung aktiv mitzuwirken (DBG 113, 123 I, 124 – 126, StHG 40, 42). Das Steuersubjekt ist grundsätzlich verpflichtet, alles zu tun, was nötig ist, um seine Steuererklärung zu belegen und das Zustandekommen einer richtigen, d.h. gesetzmässigen Veranlagung zu ermöglichen. Bei der direkten Bundessteuer sind die Selbständigerwerbenden verpflichtet, Urkunden und sonstige Belege, die im Zusammenhang mit der selbständigen Erwerbstätigkeit stehen, während zehn Jahren aufzubewahren.
Der Steuerpflichtige kann sich in eigener Sache grundsätzlich nicht auf ein ihm gesetzlich auferlegtes Berufsgeheimnis berufen, wenn es darum geht, seine eigenen Einkommens- und Vermögensverhältnisse darzulegen. 

Wenn das Steuersubjekt seinen gesetzlichen Verfahrenspflichten trotz Mahnung nicht nachkommt, wird es nach pflichtgemässem ermessen veranlagt (DBG 130 II, StHG 46 III). Ausserdem kann ihm eine Ordnungsbusse auferlegt werden (DBG 174, StHG 55). 

2. Behörden

Die Behörden des Kantons und der Gemeinden sind verpflichtet, den Steuerbehörden alle nötigen Auskünfte zu erteilen (DBG 111, 112, StHG 39 II, III, MWSTG 54, VStG 36). Ausnahmen: DBG 112 III.

3. Drittpersonen

Die Bundessteuergesetze auferlegen auch anderen Privatpersonen als dem Steuersubjekt bestimmte Pflichten zur Mitwirkung im Veranlagungsverfahren (DBG 127 – 129, StHG 43 – 45, MWSTG 61). Bestimmte Personen müssen dem Steuerpflichtigen Bescheinigungen ausstellen, zu deren Einreichung an die Steuerbehörde er verpflichtet ist; seltener ist die direkte Bescheinigungs- oder Auskunftspflicht. 
4. Ehegatten

Grundsätzlich üben die Ehegatten ihre Verfahrensrechte und –pflichten gemeinsam aus. Auch die Steuererklärung wird von beiden Ehegatten unterzeichnet. Bei der Ergreifung von Rechtsmitteln und der Eingabe anderer Unterlagen genügt es, wenn ein Ehegatte rechtzeitig handelt. Das DBG ordnet darüber hinaus an, das sämtliche Mitteilungen der Steuerbehörden an beide Ehegatten gemeinsam zu richten sind.

II. Veranlagungs- und Einspracheverfahren

A. Gemischte Veranlagung: DBG/StHG

a) Veranlagung bei der Einkommen- und Vermögensteuer bzw. Gewinn- und Kapitalsteuer

1. Zuständigkeit

Die direkte Bundessteuer (DBG 104 – 108) und die kantonalen und kommunalen Steuern vom Einkommen, Vermögen, Gewinn und Kapital werden i.d.R. in einem einzigen Verfahren durch die kantonalen Steuerbehörden veranlagt.
2. Verfahrensablauf

Alle Steuerpflichtigen müssen nach sämtlichen Steuergesetzen auf allgemeine Aufforderung hin periodisch eine Steuererklärung einreichen (DBG 124, 125). Dabei sind regelmässig vorgeschriebene Formulare zu verwenden, welche wahrheitsgemäss und vollständig auszufüllen und zu unterzeichnen sind. Die Bundessteuergesetze bestimmen, dass das Recht, die Veranlagung einzuleiten, nach fünf Jahren relativ und nach 15 Jahren absolut verjährt (DBG 120, StHG 47 I). Der Steuererklärung sind gewisse Aufstellungen und Bescheinigungen (meistens auch auf amtlichen Formularen) beizulegen.

Die Überprüfung der Steuererklärungen auf ihre inhaltliche Richtigkeit und die Anwendung der zutreffenden Norm obliegt in der Regel den Beamten der Steuerverwaltung (DBG 130, StHG 46 I). Der Steuerpflichtige hat jedoch auf Aufforderung hin auch in diesem Stadium des Verfahrens mitzuwirken (DBG 126, StHG 42). 

Nach Abschluss des Prüfungsverfahrens stellt die prüfende Verwaltungsbehörde entweder der Veranlagungsbehörde Antrag, oder sie setzt die Steuerberechnungsgrundlage bzw. den Steuerbetrag selbst fest. In den meisten Kantonen sind für natürliche und juristische Personen verschiedene Behörden als Veranlagungsbehörden zuständig. Die Veranlagungsbehörde muss ihren Entscheid dem Steuerpflichtigen schriftlich mitteilen; Abweichungen von seiner Steuererklärung sind anzuzeigen und kurz zu begründen (DBG 131, StHG 46 I, II). zur ordnungsgemässen Mitteilung des Veranlagungsentscheids gehört auch die Angabe des Steuerbetrages. Nach unbenütztem Ablauf der Einsprachefrist wird die Veranlagung rechtskräftig. Sowohl dann, wenn die Steuerbehörden die Veranlagung innert Frist überhaupt nicht einleiten, als auch dann, wenn sie die Veranlagung zwar rechtzeitig einleiten, jedoch innert Frist keine Veranlagungshandlungen vornehmen, tritt die Verjährung des amtlichen Anspruchs auf Veranlagung ein.

b) Ermessensveranlagung

Verschiedene Bundeserlasse sehen vor, dass unter bestimmten Voraussetzungen die Steuer nach pflichtgemässen Ermessen durch die Steuerbehörden veranlagt wird (DBG 130 II, StHG 46 II, MWSTG 60, 76 IV, StG 27 II). Im Bereich des DBG und des StHG führen zwei Sachverhalte zu einer Ermessensveranlagung. Am häufigsten muss zu einer Ermessensveranlagung geschritten werden, weil der Steuerpflichtige trotz Mahnung eine Verfahrenspflicht verletzt. In diesen Fällen greifen die Steuerbehörden auf Erfahrungszahlen, die gesamtschweizerisch regelmässig erhoben werden, auf den Lebensaufwand oder auf die Vermögensentwicklung der Steuerpflichtigen zurück. Die Bundessteuergesetze sehen jedoch auch die Möglichkeit vor, dass eine Ermessensveranlagung vorgenommen wird, wenn der Steuerpflichtige keine Pflichtverletzung begangen hat, jedoch mangels zuverlässiger Unterlagen die Steuerfaktoren nicht einwandfrei ermittelt werden können. 

c) Veranlagung bei der Quellensteuer

1. Allgemeines
Die allgemeinen Verfahrensbestimmungen, die den spezifischen Gegebenheiten der im Regelfall eintretenden Steuerentrichtung durch einen Dritten Rechnung tragen (DBG 136 – 139, StHG 49), gelten für beide nachfolgenden Kategorien von Steuerpflichtigen.

2. Beschränkt Steuerpflichtige

Bei den beschränkt steuerpflichtigen natürlichen und juristischen Personen kommt es in keinem Fall zu einem eigentlichen Veranlagungsverfahren. Der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet, die Steuer einzubehalten bzw. vom Steuerpflichtigen einzufordern und periodisch an die zuständige Steuerbehörde abzuliefern. Die Steuerablieferung erfolgt aufgrund einer vom Schuldner der steuerbaren Leistung erstellten Abrechnung, welche der Kontrolle durch die Behörden unterliegt (DBG 100 I, StHG 37). 

3. Unbeschränkt Steuerpflichtige

Hier ist das Verfahren zweigleisig ausgestaltet. Zunächst treffen den Schuldner der steuerbaren Leistung dieselben Verfahrenspflichten wird bei der Quellenbesteuerung beschränkt steuerpflichtiger Personen (DBG 88 I, StHG 37). Überschreitet das Bruttoeinkommen einen bestimmten Betrag, wird nachträglich ein ordentliches Veranlagungsverfahren durchgeführt (DBG 90 II, StHG 34 II). 

B. Selbstveranlagung: StG, VStG, MWSTG

Auch bei der Selbstveranlagung gelten die gleichen allgemeinen Verfahrensgrundsätze, wie auch für die amtliche Veranlagung und die Selbstveranlagung.

a) Anmeldung, Selbstveranlagung und Steuerentrichtung

Wer aufgrund des Gesetzes steuerpflichtig ist, hat sich unaufgefordert bei der Eidg. Steuerverwaltung anzumelden (MWSTG 56 I, IV, VStG 38, StG 34). Er muss ihr bei Fälligkeit der Steuer unaufgefordert eine Abrechnung auf vorgeschriebenem Formular einreichen und innert Frist den geschuldeten Steuerbetrag einzahlen (MWSTG 46, 47, VStG 38, StG 34). Die Verjährungsfrist läuft fünf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem die Steuerforderung entstanden ist, ab (VStG 17, StG 30, MWSTG 49). 

b) Kontrolle der Selbstveranlagung

Die Eidg. Steuerverwaltung führt über die Steuerpflichtigen aufgrund der Anmeldungen Register. Sie überprüft die von den Steuerpflichtigen eingereichten Abrechnungen laufend oder periodisch aufgrund der Geschäftsbücher und Belege (MWSTG 62, VStG 40, StG 37) und nimmt eine Berichtigung vor, wenn sie der Auffassung ist, dass der Steuerpflichtige seinen gesetzlichen Pflichten nicht nachgekommen ist. Sofern der Steuerpflichtige die Berichtigung nicht anerkennt, hat die Eidg. Steuerverwaltung einen formellen Entscheid zu fällen (MWSTG 63, VStG 40, StG 37), gegen welchen Einsprache erhoben werden kann.

C. Einsprache

Den Steuerpflichtigen steht gegen die Veranlagung ein befristetes Einspracherecht zu (DBG 132, StHG 48, VStG 42, StG 39, MWSTG 64). Die Einsprache muss schriftlich und innert einer Frist von 30 Tagen eingereicht werden. Im Regelfall benötigt sie keine Begründung (ausser MWSTG 64 III). Eine Einsprache gegen eine Ermessensveranlagung ist nur bei offensichtlicher Unrichtigkeit möglich und muss vom Steuerpflichtigen begründet werden (DBG 132 III, StHG 48 II). Bei den direkten Steuern wird die Einsprache von der Veranlagungsbehörde (DBG 132 – 135, StHG 48) und zwar i.d.R. von der gleichen Person, die bereits die Veranlagungsverfügung erlassen hat behandelt. Der Einspracheentscheid ist dem Steuerpflichtigen schriftlich zu eröffnen. Nebst einer Rechtsmittelbelehrung muss der Entscheid eine Begründung enthalten, welche die dem Entscheid zugrunde liegenden rechtlichen und tatsächlichen Überlegungen erkennbar macht. Das Einsprachverfahren ist i.d.R. kostenfrei.
III. Steuerentrichtung

A. Arten der Steuerentrichtung

a) Steuerentrichtung ohne Aufforderung

Die im Selbstveranlagungsverfahren erhobenen Steuern sind nach der Abrechnung innert Frist unaufgefordert an die Steuerbehörde einzubezahlen.
Ohne besondere individuelle Aufforderung sind ferner die beim Leistungsschuldner erhobenen Quellensteuern auf gewissen Einkünften (DBG 91 ff., StHG 35 ff.) bzw. von gewissen Personen (DBG 83 ff., StHG 32 ff.) zu entrichten. 

b) Steuerbezug

Die durch die Steuerbehörden veranlagten Steuern sind auf behördliche Aufforderung hin zu entrichten. Dem Steuerpflichtigen wird eine Steuerrechnung zugestellt. 
B. Steuerzahlungspflicht

a) Voraussetzungen

Bei den im Selbstveranlagungsverfahren erhobenen Steuern und bei den Quellensteuern wird die Steuerzahlungspflicht von Gesetzes wegen durch die Verwirklichung des Steuertatbestandes bzw. durch die Erbringung der steuerpflichtigen Leistung begründet. Bei den behördlich veranlagten Steuern entsteht sie erst durch die Einforderung seitens der Steuerbehörde und den Eintritt der Fälligkeit (DBG 161). 
b) Sicherung und Zwangsvollstreckung

c) Zahlungspflichtige Person

Grundsätzlich ist der Steuerpflichtige zur Steuerentrichtung verpflichtet. Die Steuergesetze sehen jedoch in verschiedenen Fällen vor, dass die Zahlungspflicht einen Dritten trifft oder dass ein Dritter für den Steuerpflichtigen haftet. Hauptanwendungsfall der Steuerzahlungspflicht durch einen Dritten ist die Quellenbesteuerung (DBG 88, 100, StHG 37). Das DBG sieht weitgehende Haftungs- und Mithaftungstatbestände vor. Diese betreffen einerseits Familienmitglieder und andererseits gewisse Personen bei Steuertatbeständen der wirtschaftlichen Zugehörigkeit im internationalen Verhältnis, bei denen keine Quellenbesteuerung vorgesehen ist (vgl. DBG 13 und 55 II – IV).

C. Steuererlass

Die Steuergesetze bestimmen regelmässig, dass die Steuerbehörden bei ausserordentlichen Verhältnissen ausnahmsweise auf die Einforderung geschuldeter Steuern verzichten können. Ein Erlass ist i.d.R. nur zulässig, wenn die Steuerentrichtung wegen besonderer Umstände eine unzumutbare Härte bedeuten würde.

§35 Rechtsmittelverfahren

I. Überblick

A. Rechtsmittelbehörden

Die Rechtsprechung im Steuerrecht ist verwaltungsunabhängigen Instanzen, speziellen oder allgemeinen Verwaltungsgerichten, übertragen. Bei der direkten Bundessteuer, wo die Veranlagung den Kantonen zusteht, obliegt die erstinstanzliche Entscheidung von Bundesrechts wegen kantonalen Rekurskommissionen. Wichtigste eidg. Justizbehörde in Steuersachen ist das Bundesgericht, dessen zweite Abteilung letztinstanzlich aufgrund von Verwaltungsgerichtsbeschwerden über die Anwendung des Bundessteuerrechts und zu einem erheblichen Teil auch des harmonisierten kantonalen und kommunalen Steuerrechts entscheidet. Dabei übt das Bundesgericht eine vollumfängliche Rechtskontrolle aus. Das Bundesgericht kann auch mit staatsrechtlicher Beschwerde angerufen werden; allerdings nur von den Steuerpflichtigen.
B. Instanzenzug

a) Kantonale Steuern

StHG 50 I schreibt den Weiterzug von Einspracheentscheiden an mindestens eine von der Steuerbehörde unabhängige Justizbehörde vor. StHG 50 III überlässt es den Kantonen, eine zweite verwaltungsunabhängige Instanz einzusetzen. Mit der Umsetzung des StHG steht den Steuerpflichtigen für alle in StHG 73 erwähnten Tatbestände die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht auch gegen sich auf kantonales oder kommunales Recht stützende Verfügungen offen. Die Verwaltungsgerichtsbeschwerde ist nicht zulässig für Fragen im Zusammenhang mit der Bemessung und der Umsetzung des StHG durch den kantonalen Gesetzgeber. Bei diesen Tatbeständen und in nicht harmonisierten Bereichen kann weiterhin lediglich die Verletzung verfassungsmässiger Rechte mittels staatsrechtlicher Beschwerde gerügt werden. Die staatsrechtliche Beschwerde an das Bundesgericht wegen Verletzung verfassungsmässiger Rechte kann in interkantonalen Doppelbesteuerungssachen gegen jeden kantonalen Entscheid (OG 86 II), in allen übrigen Fällen gegen das Urteil der letzten kantonalen Instanz, erhoben werden (OG 86 I). 

b) Bundessteuern

1. direkte Bundessteuer
Der Einspracheentscheid der kantonalen Veranlagungsbehörde kann in erster Instanz bei einer von der Verwaltung unabhängigen kantonalen Rekurskommission angefochten werden (DBG 140 – 145). Gegen den letztinstanzlichen kantonalen Entscheid steht die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht offen (DBG 146). 

2. VStG / StG / MWSTG

Der Einspracheentscheid der Eidg. Steuerverwaltung zurr VSt, zu den Stempelabgaben und zur MwSt können bei der Eidg. Steuerrekurskommission angefochten werden (VStG 42a, StG 39a, MWSTG 65). Deren Entscheide sind beim Bundesgericht mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde anfechtbar (VStG 43, StG 40, MWSTG 66). 

II. Grundzüge des Rekurs- und Beschwerdeverfahrens

Das Rechtsmittelverfahren ist teilweise in allgemeinen Verwaltungsrechtspflegegesetzen geregelt, auf welche hier nicht eingegangen werden kann. Die kantonalen Steuergesetze enthalten vielfach nur eine summarische Regelung des Rechtsschutzes, was harmonisierungsrechtlich zulässig ist. 

A. Verfahrensgrundsätze

a) Allgemeine Verfahrensgrundsätze

1. Verfahrensmaximen

Die Rechtsmittelverfahren sind grundsätzlich von der Dispositionsmaxime geprägt. Innerhalb des Anfechtungsgegenstandes gilt i.d.R. die Untersuchungsmaxime. Das Rekursverfahren hat i.d.R. jedoch auch Elemente der Offizialmaxime, indem die Gerichte auf neue begehren eintreten können, sofern sie einen inneren Zusammenhang zum Anfechtungsgegenstand aufweisen. In den Rechtsmittelverfahren gelten die Grundsätze von BV 29, sowie der Grundsatz von Treu und Glauben.

2. Suspensivkraft

Grundsätzlich wirken die Rechtsmittel aufschiebend (VwVG 55 II, OG 111 I). 

3. Ausstandspflicht

Aus BV 30 I und EMRK 6 Ziff. 1 wird der Anspruch auf einen unabhängigen und unparteiischen Richter abgeleitet (vgl. DBG 109, VwVG 10 I).  

b) Anfechtungsgegenstand

Anfechtungsgegenstand ist jeder Entscheid der Einsprachebehörde und, mit Zustimmung der Beteiligten, auch eine begründete Veranlagungsverfügung bei der direkten Bundessteuer (DBG 132 I). Anfechtbar muss auch jede andere verfahrensabschliessende Verfügung sein, gegen welche keine Einsprache möglich ist. Vor erster Instanz können alle Mängel der Veranlagung gerügt werden (DBG 140 III, StHG 50 II, VwVG 49, OG 104 c). Bei der direkten Bundessteuer gilt dies auch in der zweiten Instanz (DBG 145 II). Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren vor dem Bundesgericht kann jede Verletzung von Bundesrecht gerügt werden (OG 104 a). Das Bundesgericht ist an den Sachverhalt gebunden (OG 104 b i.V.m. OG 105 II). Im Verfahren der staatsrechtlichen Beschwerde kann lediglich eine willkürliche Rechtsanwendung gerügt werden.

c) Legitimation

1. Direkte Bundessteuer

Aktivlegitimiert sind zunächst der Steuerpflichtige oder dessen gesetzlicher Vertreter sowie jede andere Person, welche auch berührt ist und ebenfalls ein schutzwürdiges Interesse nachweisen kann. Bei der kantonalen Rekurskommission und einer allenfalls durch die Kantone eingesetzten zweiten Instanz können die kantonale Verwaltung für die direkte Bundessteuer und die Eidg. Steuerverwaltung Veranlagungsverfügungen und Einspracheentscheide anfechten (DBG 141 I, 145 II). Bei der Verwaltungsgerichtsbeschwerde vor dem Bundesgericht sieht DBG 146 nur die Legitimation der kantonalen Verwaltung für die direkte Bundessteuer vor. Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung ist jedoch aufgrund von OG 103 b auch die Eidg. Steuerverwaltung aktivlegitimiert.
2. Kantons- und Gemeindesteuern

Einspracheentscheide können durch die Steuerpflichtigen an die erste Instanz weitergezogen werden (StHG 50 I). Sofern das kantonale Recht eine zweite Instanz vorsieht, ist auch die kantonale Steuerverwaltung aktivlegitimiert (StHG 50 III). 

3. VStG, StG, MWSTG

Zur Beschwerde an die Eidg. Steuerrekurskommission ist der Steuerpflichtige legitimiert. Entscheide dieser Instanz können durch die Steuerpflichtigen und durch die eidg. Steuerverwaltung mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht weitergezogen werden (VStG 43 II, StG 40 II, MWSTG 66).

d) Formen und Fristen

Die Rechtsmittel sind regelmässig an gewisse Formen und Fristen gebunden. Der Steuerpflichtige hat eine Eingabefrist von 30 Tagen einzuhalten.

B. Überprüfungs- und Entscheidungsbefugnis

a) Untersuchung

Mehrheitlich sind die Rechtsmittelinstanzen befugt, den Sachverhalt von Amtes wegen abzuklären. Rechtsmittelinstanzen mit verwaltungsgerichtlicher Befugnis nehmen i.d.R. eine umfassende Rechtskontrolle vor. Neue Begehren oder tatsächliche Feststellungen sind bei der Verwaltungsgerichtsbeschwerde grundsätzlich nicht zulässig. Bei der staatsrechtlichen Beschwerde vor Bundesgericht erfolgt eine blosse Willkürprüfung hinsichtlich von Rechtsfragen. Sachverhaltsfragen werden nur in Ausnahmefällen geprüft.

b) Entscheidung

Die Rechtsmittelinstanzen entscheiden entweder selbst oder weisen den Fall an die Vorinstanz zur Veranlagung zurück. Sie sind i.d.R. nicht an die Anträge der Parteien gebunden, möglich ist also auch eine reformatio in peius. Der Entscheid der Rechtsmittelbehörden ist zu begründen und den betroffenen Parteien schriftlich zu eröffnen. Er muss eine Rechtsmittelbelehrung enthalten (StHG 41 III). 

§36 Abänderung von Steuerveranlagungen

I. Allgemeines

A. Rechtskraft und Unabänderbarkeit

Bei den durch die Verwaltungsbehörden veranlagten Steuern werden die Veranlagungsverfügungen nach unbenütztem Ablauf der Rechtsmittelfrist regelmässig formell rechtskräftig. Der Rechtskraft und Unabänderbarkeit von Veranlagungsverfügungen sind jedoch Schranken gesetzt (immanente Schranken der Rechtskraft). Nichtige Verfügungen können weder rechtskräftig noch unabänderlich werden. Bei den periodischen Steuern erstrecken sich Rechtskraft und Unabänderbarkeit stets nur auf die betreffende Steuerperiode. Schliesslich gilt die Unabänderbarkeit bei den periodischen Steuern stets nur so lange, als die Steuerpflicht fortbesteht.
B. Ausnahmen vom Prinzip der Unabänderbarkeit

a) Zwischenveranlagung

Mit dem Übergang zur Postnumerandobesteuerung mit Gegenwartsbemessung in der überwiegenden Mehrheit der Kantone erübrigt sich die Zwischenveranlagung.
b) Revision und Nachsteuer

Ergibt sich nach Eintritt der Rechtskraft, dass die Verfügung auf falschen Voraussetzungen beruht, so ist unter bestimmten Umständen eine Abänderung möglich. Erfolgt die Abänderung zugunsten des Steuerpflichtigen, liegt eine Revision der Veranlagung vor; wird die Verfügung zugunsten des Fiskus abgeändert, so handelt es sich um eine Nachsteuerveranlagung.

c) Rechnungs- und Schreibfehler

DBG 150, StHG 52

d) Nicht durch Veranlagung gedeckte Steuerzahlungen

Soweit Steuerzahlungen nicht durch rechtskräftige Veranlagungen gedeckt sind, können sie grundsätzlich zurückgefordert werden, wenn sie nach den gesetzlichen Vorschriften nicht geschuldet sind. Die Rückzahlung hat von Amtes wegen zu erfolgen. 

Eine einfache Steuernachforderung durch den Fiskus ist so weit möglich, als keine Rechtskraftwirkung besteht, indem die bisher geleistete Zahlung überhaupt nicht auf einer rechtskräftigen Verfügung beruht.

C. Verfahren der Abänderung

Die Abänderung von Steuerbeträgen und –veranlagungen erfolgt je nach dem Abänderungsgrund in unterschiedlichen Verfahren. Im Folgenden werden die drei Verfahrensregelungen, welche sowohl bei Abänderungen zugunsten als auch bei jenen zuungunsten des Steuerpflichtigen vorkommen, im Überblick dargestellt.

a) einfache (formlose) Abänderung

Ohne besonderes Verfahren ist eine Abänderung in folgenden Fällen möglich:
1. die Zahlung des Steuerpflichtigen ist nicht durch eine rechtskräftige Verfügung gedeckt (DBG 162 III, 168)

2. Die Steuerpflicht endet vor Ablauf der Steuerperiode

3. Die Veranlagungsverfügung leidet an einem Rechnungs- oder Schreibfehler

b) Zwischenveranlagung

Die Zwischenveranlagung erfolgt im Rahmen des Veranlagungsverfahrens. Sie besteht in einer formellen Wiederaufnahme des Veranlagungsverfahrens von einem bestimmten Zeitpunkt innerhalb der betreffenden Steuerperiode an. 

c) Revision und Nachsteuer

Revision und Nachsteuerveranlagung erfolgen in einem formellen Verfahren.

II. Abänderung zugunsten der Steuerpflichtigen

A. Vorzeitige Beendigung der subjektiven Steuerpflicht

Sofern die subjektive Steuerpflicht vor Ablauf der Steuerperiode endet, ist die Voraussetzung  für die Erhebung der Steuer für die Dauer der ganzen Steuerperiode nicht mehr erfüllt. In solchen Fällen müssen die für die Zeit nach Beendigung der Steuerpflicht schon vorausbezahlten Steuerbeträge zurückerstattet werden.

B. Revision

a) Grundsatz

Eine Rückforderung ist nur möglich, wenn die Veranlagung, auf welcher die Zahlung beruht, aufgehoben worden ist. Eine solche nachträgliche Revision rechtskräftiger Veranlagungen ist nur unter ganz bestimmten Voraussetzungen zulässig. Sie erfolgt in einem förmlichen Verfahren, aufgrund eines vom Steuerpflichtigen eingelegten besondern Rechtsmittels (Revisionsbegehren). Auch die Behörden können von Amtes wegen eine Revision durchführen (DBG 147 I, StHG 51 I). 
b) Revisionsgründe

Der wichtigste Revisionsgrund ist dann gegeben, wenn für den Entscheid erhebliche Tatsachen oder Beweismittel, die zur Zeit der Veranlagung schon bestanden, jedoch dem Steuerpflichtigen nicht bekannt waren, erst ach Eintritt der Rechtskraft entdeckt werden. Die Revision ist jedoch nur zulässig, wenn es dem Steuerpflichtigen trotz gebührender Sorgfalt nicht möglich war, die Tatsache oder das Beweismittel rechtzeitig geltend zu machen bzw. beizubringen. 
c) Verfahren und Entscheid

Auf das Revisionsverfahren finden grundsätzlich die gleichen Verfahrensvorschriften Anwendung wie im Verfahren, in welchem der in Frage stehende Rechtsakt ergangen ist (DBG 149 IV). Das Revisionsgesuch ist spätestens 90 Tage nach Entdeckung des Revisionsgrundes (DBG 148, StHG 51 III, VwVG 76 I) bei jener Behörde einzureichen, welche den früheren Rechtsakt vorgenommen hat (DBG 149 I, StHG 51 IV, VwVG 67 I). Die absolute Verjährung tritt nach 10 Jahren ein (DBG 148, StHG 51 III, VwVG 67 I). Liegt ein Revisionsgrund vor, hebt die Behörde ihren früheren Rechtsakt auf und verfügt oder entscheidet neu (DBG 149 II, VwVG 68 II), wobei anschliessend dieselben Rechtsmittel offen stehen (DBG 149 III). 

III. Abänderung zugunsten des Fiskus (Nachsteuer)

A. Grundsatz

Die Nachsteuer ist in den Bundessteuererlassen als Gegenstück zur Revision ausgestaltet. Es bedarf für deren Erhebung keines Verschuldens des Steuerpflichtigen (DBG 151, StHG 53). Hat jedoch der Steuerpflichtige eine vollständige Deklaration der Steuerfaktoren vorgenommen und haben die Steuerbehörden die Bewertung anerkannt, kann keine Nachsteuer erhoben werden, selbst wenn sich im Nachhinein erweist, dass die Bewertung ungenügend war. 
B. Nachsteuergründe

Die Aufhebung einer rechtskräftigen Veranlagung durch eine Nachsteuerveranlagung setzt voraus, dass der Steuerbehörde Tatsachen oder Beweismittel zur Kenntnis kommen, die zur Zeit der Veranlagung zwar schon bestanden, ihr jedoch nicht bekannt waren (DBG 151 I, StHG 53 I). Da es Sache des Steuerpflichtigen ist, sämtliche massgebenden Tatsachen bekannt zu geben, kann der Steuerbehörde nicht entgegengehalten werden, sie hätte bei genügender Sorgfalt vom richtigen Sachverhalt Kenntnis erhalten können. 

C. Verfahren

Die Nachsteuer wird in einem besonderen Verfahren erhoben. Diese Steuer kann bis maximal 15 Jahren nach Ablauf der Steuerperiode, auf die sie sich bezieht, eingefordert werden (DBG 152 III, StHG 53 III). Die Einleitung eines Nachsteuerverfahrens wird dem Steuerpflichtigen schriftlich mitgeteilt (DBG 153 I). 

§37 Grundsätze des Steuerstrafrechts

I. Notwendigkeit der Steuerstrafe

Verhindert oder gefährdet der Steuerpflichtige die Entstehung einer gesetzmässigen Veranlagung, indem er entweder Verfahrensvorschriften oder behördliche Anordnungen nicht befolgt oder inhaltlich unwahre Angaben über erhebliche Tatsachen macht, sieht das Steuerrecht die Strafe als Sanktion vor.
II. Rechtsgrundlagen

A. Bundessteuern

Die Rechtsgrundlagen des für die Bundessteuern geltenden Strafrechts sind komplex. Je nachdem, ob die Strafverfolgung Bundesbehörden oder kantonalen Behörden übertragen ist, gelten unterschiedliche Regelungen. Obliegt die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen einer Verwaltungsbehörde des Bundes, so findet einerseits das BG über das VStrR, andererseits das betreffende Steuergesetz Anwendung. 

a) Verwaltungsstrafrecht

Das VStrR regelt hauptsächlich das Strafverfahren (VStrR 19 – 103), enthält aber auch materielles Strafrecht, nämlich allgemeine (VStrR 2 – 13) und besondere (VStrR 14 – 18) Bestimmungen. Die speziellen Gesetze stellen die Übertretungstatbestände, das VStrR die Vergehenstatbestände unter Strafe. In allen Fällen kommen VStrR 2 – 13, 19 – 103 und subsidiär StGB 1 – 110 (StGB 333 I) zur Anwendung.
b) Steuergesetze

Bei der direkten Bundessteuer obliegt die Strafverfolgung kantonalen Behörden. Hier gilt nicht das VStrR, sondern das DBG (174 – 198). 

B. Kantons- und Gemeindesteuern

StGB 335 Ziff. 2 ermächtigt die Kantone ausdrücklich, Strafbestimmungen zum Schutze des kantonalen Steuerrechts aufzustellen. Diese Kompetenz wird jedoch durch StHG 55 – 61 eingeschränkt. 
C. Verhältnis zur EMRK

In den Geltungsbereich von EMRK 6 Ziff. 1 fallen Steuerbetrug, Steuerhinterziehung und nach h.L. auch Ordnungswidrigkeiten bzw. deren Verfahren.
III. Merkmale des Steuerstrafrechts

A. Erfolgsprinzip und Verschuldensprinzip

Im Steuerstrafrecht finden sowohl das Erfolgsprinzip als auch das Verschuldensprinzip Anwendung. Die weitaus wichtigere Rolle nimmt dabei jedoch das Erfolgsprinzip ein. 
In den Bundessteuergesetzen werden auch jP als straffähig bezüglich von Ordnungswidrigkeiten, Teilnahmehandlungen für Steuerhinterziehung Dritter sowie der versuchten und vollendeten Steuerhinterziehung bezeichnet (DBG 181 I, II, StHG 57 I, II). Im VStrR dagegen ist stets ein Verschulden der Organe Tatbestandsmerkmal (VStrR 6). Meist genügt neben dem Vorsatz auch Fahrlässigkeit.

B. Steuerdelikte

1. Eine Steuerhinterziehung liegt vor, wenn der Steuerpflichtige durch inhaltlich unwahre Angaben oder Verletzung von Verfahrenspflichten eine ungenügende Versteuerung herbeiführt.

2. Einen Steuer- bzw. Abgabebetrug begeht, wer die Steuerbehörden zum Zwecke der Steuerhinterziehung mit betrügerischen Mitteln arglistig irreführt.

3. Als Ordnungswidrigkeiten werden die übrigen Verstösse gegen steuerrechtliche Vorschriften, insbesondere Verletzungen von Verfahrensvorschriften, bezeichnet, wobei die ungenügende Besteuerung nicht notwendiges Tatbestandsmerkmal ist.

C. Bestrafung von Drittpersonen

Ein Merkmal des Steuerstrafrechts besteht darin, dass vielfach Drittpersonen für strafbare Handlungen anderer bestraft werden, insbesondere der Steuerpflichtige für Handlungen des Vertreters. 

D. Verfahren

Die Steuerstrafen bei der direkten Bundessteuer werden i.d.R. von Verwaltungsbehörden ausgefällt, wobei der Rechtsmittelweg zu den Organen der Verwaltungsrechtspflege führt; gegen Strafverfügungen der letzten kantonalen Instanz ist nur die Verwaltungsgerichtsbeschwerde an das Bundesgericht zulässig (DBG 182 II, StHG 73). In Fällen des Steuerbetrugs (DBG 186 I, StHG 59 I) und der Veruntreuung von Quellensteuern (DBG 187) ist die Beurteilung durch Strafgerichte vorgesehen (DBG 188 II, StHG 61). Verjährungsfristen finden sich in DBG 184, 189, StHG 58, 60. Bei den indirekten Steuern des Bundes wurde das Verfahren einheitlich in VStrR 19 ff. geregelt. 
E. Unterschiedliche Ausrichtungen

Seit der Einführung des VStrR im Bereiche eines Teils der Bundessteuern sind im schweizerischen Steuerrecht zwei tendenziell verschiedene Ordnungen des Steuerstrafrechts zu unterscheiden. Die eine Ordnung besteht im Bereich der vom VStrR erfassten Bundessteuern. Sie ist gekennzeichnet durch eine Betonung des Verschuldensprinzips, Aufgabe des Sonderdelikts, durch weitgehenden Verzicht auf die Bestrafung Dritter sowie durch extensive Ausgestaltung des Abgabebetrugs und der Steuergefährdung. Die andere Ordnung zeichnet sich durch traditionelles schweizerisches Steuerstrafrecht aus, wie Erfolgsprinzip, Bestrafung von jP, Strafzumessung nach Höhe des dem Staat vorenthaltenen Steuerbetrags.
§38 Steuerstraftatbestände

I. Überblick

Neben den Grundtatbeständen findet sich der spezifische Straftatbestand der Steuergefährdung in jenen Bundessteuererlassen, die von der Eidg. Steuerverwaltung vollzogen werden. Er steht mit der Selbstveranlagung in Zusammenhang und weist Elemente der Steuerhinterziehung und der Ordnungswidrigkeit auf. Daneben finden sich noch weitere spezifische Straftatbestände in DBG und StHG.
II. Ordnungswidrigkeiten

A. Begriff; strafbare Handlungen

Die Bundessteuergesetze stellen die Verletzung von Verfahrenspflichten unter Strafe. Es handelt sich um Ordnungswidrigkeiten, die die Veranlagung erschweren. Die Strafbarkeit hängt nicht davon ab, ob dem Staat tatsächlich Steuern vorenthalten werden. Im DBG und StHG bildet die vorgängige, erfolglose Mahnung mit Strafandrohung durch die Steuerbehörden eine Strafbarkeitsvoraussetzung; das DBG zählt beispielhaft Verletzungen von Verfahrenspflichten auf (DBG 174 I). 
B. Verschulden

Sämtliche Bundessteuergesetze stellen nur das schuldhafte Verhalten unter Strafe.

C. Delikts- und straffähige Personen

DBG 174 ist als Sonderdelikt ausgestaltet. Als Täter kommt nur in Frage, wem das Gesetz eine persönliche Pflicht auferlegt. Nicht als Sonderdelikt sind die Ordnungswidrigkeiten in den übrigen Bundessteuererlassen ausgestaltet. 

D. Strafe und Verfahren

Die Strafe besteht in einer Geldbusse, die in schweren Fällen sowie bei Rückfällen stark erhöht wird. Gemäss Bundesgericht kann die Strafe wiederholt ausgesprochen werden. Die Ordnungswidrigkeiten werden durch die Steuerbehörde im Verwaltungsverfahren beurteilt.

E. Konkurrenz zu übrigen Steuerstraftatbeständen

Die Ordnungswidrigkeit steht zu Steuerhinterziehung und Steuerbetrug in unechter Konkurrenz; sie wird konsumiert. 

III. Steuerhinterziehung

A. Begriff und strafbare Handlungen

Eine (vollendete) Steuerhinterziehung (DBG 175 I, StHG 56 I, MWSTG 85, StG 45, VStG 61) liegt vor, wenn den Steuerbehörden steuerbare Tatbestände verheimlicht werden und diese Verheimlichung zur Folge hat, dass gemäss der definitiven rechtskräftigen Veranlagung zu wenig Steuern entrichtet werden.
a) Steuerhinterziehung als Erfolgsdelikt

1. Notwendigkeit des Erfolgseintritts

2. Ausbleiben des Erfolgs

In diesem Fall liegt eine versuchte Hinterziehung bzw. eine Steuergefährdung vor.

b) Steuerhinterziehung als Verheimlichung des steuerbaren Tatbestandes

Das Vorenthalten von Steuern stellt nur dann eine strafbare Handlung dar, wenn es die Folge einer Pflichtverletzung ist. Die Steuerhinterziehung setzt somit voraus, dass der Tatbestand, welcher die Steuerpflicht auslöst, verwirklicht ist, diese Tatsache jedoch den Steuerbehörden verheimlicht wird. Werden dem Staat Steuern dadurch entzogen, dass das Entstehen eines steuerbaren Tatbestandes vermieden wird, liegt je nachdem eine Steuereinsparung oder Steuerumgehung vor. 

c) Das Problem der Steuerhinterziehung bei geldwerten Leistungen und Privatbezügen

In Fällen, in denen keine Nachsteuer geschuldet ist bzw. erhoben werden könnte, wenn die Veranlagung in Rechtskraft erwachsen wäre, kann auch keine Steuerhinterziehung vorliegen. 

In gemischten Fällen (privat und geschäftlich) liegt meistens keine Steuerhinterziehung, sondern nur eine unterschiedliche, abweichende Schätzung vor.

B. Verschulden

Die Bundessteuergesetze verlangen als subjektives Tatbestandsmerkmal ausdrücklich ein Verschulden des Täters.

C. Delikts- und straffähige Personen

a) Täter

Nach den Gesetzen der direkten Steuern (ohne VSt) wird stets der Steuerpflichtige, bei dessen Veranlagung die Steuerhinterziehung geschehen ist, bestraft (echtes Sonderdelikt; DBG 175 I, StHG 56 I). Im Unterschied dazu macht sich nach den übrigen Bundessteuergesetzen strafbar, wer vorsätzlich oder fahrlässig zum eigenen oder zum Vorteil eines anderen dem Bund Steuern vorenthält oder auf andere Weise einen ungerechtfertigten Steuervorteil erwirkt. Juristische Personen sind delikts- und straffähig (DBG 181, StHG 57 I, II).  
b) Teilnehmer

Die Bundessteuergesetze erklären auch den Anstifter und den Gehilfen als strafbar (DBG 177, 181 II, III, StHG 56 III, 57 II, VStrR 5). 
c) Problematik der Erbenhaftung

Gemäss DBG 179 I und StHG 57 III haften die Erben stets für Hinterziehungen des Erblassers. Dies gilt im VStrR nicht.

D. Strafe

Die Sanktion besteht in einer Busse, welche bei den direkten Steuern für Hinterziehungstäter entsprechend dem Verschulden im Verhältnis zur Höhe der Nachsteuerberechnet wird (DBG 175 II, III, StHG 56 I). 

E. Verfahren

Die Steuerhinterziehung wird bei den direkten Steuern regelmässig von den Steuerbehörden in einem Verwaltungsverfahren geahndet. Bei der Verjährung ist zwischen Verfolgungs- und Vollstreckungsverjährung zu unterscheiden (VStrR 11, DBG 184, 185, StHG 58). 

F. Verhältnis zu den übrigen Steuerstrafbeständen

Die Konkurrenz zum Steuerbetrug wird in den Bundessteuergesetzen ausdrücklich geregelt. Es besteht bei den direkten Steuern (ohne VSt) echte Konkurrenz (DBG 186 II, StHG 59 II); bei den übrigen Bundessteuern besteht unechte Konkurrenz. 

IV. Steuergefährdung

A. Begriff; strafbare Handlung

Die Steuergefährdung ist die Verletzung einer Pflicht, die zu einer unvollständigen Deklaration führt. Unter Strafe gestellt wird somit nur die Nichterfüllung der Pflicht zur inhaltlich vollständigen Versteuerung. Sanktioniert wird die konkrete Gefährdung des staatlichen Steueranspruchs.

B. Verschulden

Bei den indirekten Bundessteuern kann die Tat sowohl vorsätzlich als auch fahrlässig begangen werden (VStG 62, StG 46, MWSTG 86). Im Gegensatz dazu ist bei den direkten Steuern Vorsatz erforderlich (DBG 176, StHG 56 II). 

C. Delikts- und straffähige Personen

Bei der Steuergefährdung der indirekten Bundessteuern ist der Täterkreis grundsätzlich offen; bei den direkten Bundessteuern kommt nur der Steuerpflichtige in Frage (Sonderdelikt).
D. Strafe und Verfahren

Das Verfahren bei Widerhandlungen nach den Gesetzen der indirekten Steuern des Bundes bestimmt sich einheitlich nach dem VStrR. Als Strafmass kommt eine Busse in Betracht. Im Unterschied dazu ist das Verfahren gemäss DBG ein reines Verwaltungsverfahren.

E. Konkurrenzen zu übrigen Steuerstrafbeständen

In den einzelnen Bundessteuergesetzen wird die Steuergefährdung stets durch die Vergehenstatbestände konsumiert.

V. Steuer- und Abgabebetrug

A. Allgemeines

DBG und StHG stellen den als blosses Tätigkeitsdelikt ausgestalteten Steuerbetrug unter Strafe, während bei den übrigen Bundessteuern der Abgabebetrug nach VStrR 14 II einen Erfolg voraussetzt. 

B. Steuerbetrug

a) Begriff und strafbare Handlungen

Ein Steuerbetrug liegt vor, wenn zum Zweck einer Steuerhinterziehung gefälschte, verfälschte oder inhaltlich unwahre Urkunden zur Täuschung verwendet werden (DBG 186, StHG 59). Erst die Einreichung der Urkunden an die Steuerbehörden ist strafbar, nicht schon die Erstellung derselben. Der Urkundenbegriff wird jedoch zu weit gefasst, wenn auch Erfolgsrechnung und Bilanz darunter subsumiert werden, da diese nur den Ausgangspunkt der behördlichen Überprüfung bilden.

b) Das Problem des Steuerbetrugs bei geldwerten Leistungen und Privatbezügen

Die Unterscheidung und Abgrenzung ist differenziert vorzunehmen und in der Lehre umstritten.

1. Geldwerte Leistungen von Kapitalgesellschaften

2. Mangelhaft ausgewiesene Privatbezüge von Personenunternehmern

c) Versuch

Da der Steuerbetrug ein Tätigkeitsdelikt ist, ist kein vollendeter Versuch möglich.

d) Verschulden

Der Steuerbetrug kann nur vorsätzlich begangen werden; es bedarf der Absicht, Steuern zu hinterziehen.

e) Delikts- und straffähige Personen

1. Täter

Der Steuerbetrug ist kein Sonderdelikt. Hingegen können hier nicht die jP einen Steuerbetrug begehen, sondern nur deren Organe.

2. Teilnehmer

Auch Teilnehmer und Gehilfen zum Steuerbetrug werden unter Strafe gestellt. 

f) Strafe

Die Bundessteuergesetze ordnen als Strafe Gefängnis oder Busse an. 

g) Verfahren

Die Verfolgung des Steuerbetrugs obliegt sowohl für die direkte Bundessteuer als auch für die Kantons- und Gemeindesteuern den kantonalen Strafverfolgungsbehörden (DBG 188, StHG 61). DBG 190 – 195 sehen zur Aufdeckung schwerer Steuerwiderhandlungen besondere Untersuchungsmassnahmen der Eidg. Steuerverwaltung vor.

h) Verjährung

DBG 189, StHG 60.

i) Verhältnis zu den übrigen Straftatbeständen

In den meisten Fällen des Steuerbetrugs liegt auch eine Steuerhinterziehung vor. Die Bundessteuergesetze behalten die zur Ahndung des Steuerbetrugs hinzutretende Bestrafung wegen Steuerhinterziehung ausdrücklich vor. Diese Ordnung ist rechtsstaatlich und im Lichte der EMRK problematisch.
C. Abgabebetrug

a) Begriff und strafbare Handlungen

Im Anwendungsbereich des VStrR ist die arglistige Irreführung der Steuerbehörden das entscheidende Merkmal des Abgabebetruges (VStrR 14 II). Darüber hinaus muss es sich um einen erheblichen Betrag handeln. Das Bundesgericht hat den Tatbestand insoweit konkretisiert, als es die Kriterien zum gemeinrechtlichen Betrug auch auf den Tatbestand des Abgabebetruges übertragen hat.

b) Versuch

Die Strafbarkeit des Versuches ergibt sich aus dem allgemeinen Teil des StGB

c) Verschulden

Grundsätzlich setzt der Abgabebetrug den Vorsatz des Täters auf die arglistige Täuschung der Steuerbehörde zum Zwecke der Steuerverkürzung voraus. 

d) Delikts- und straffähige Personen

Der Abgabebetrug ist nicht als Sonderdelikt ausgestaltet. Juristische Personen und Personengesellschaften fallen grundsätzlich als Täter und Teilnehmer ausser Betracht (vgl. aber VStrR 7). 

e) Strafe

Als Strafe kann Gefängnis oder Busse verhängt werden. Unter gewissen Bedingungen geht der Ersttäter, welcher Selbstanzeige macht, straffrei aus (VStrR 13).

f) Verfahren

Bei Verdacht auf das Vorliegen eines Abgabebetruges leitet die Eidg. Steuerverwaltung ein Untersuchungsverfahren ein. In diesem hat sie weitgehende Untersuchungsmöglichkeiten (VStrR 47 – 51). Liegt eine Widerhandlung vor, die auf eine Busse hinausläuft, so erlässt die Eidg. Steuerverwaltung einen Strafbescheid. Liegt hingegen eine Widerhandlung vor, die mit Gefängnis zu bestrafen ist, übergibt die Behörde den Fall an das zuständige kantonale Strafgericht (VStrR 21 I, 22, 73). 

g) Verjährung

VStrR 11 II.
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